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Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Bericht des Bun- 
deskartellamtes gemäß § 50 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen (GWB) 


i. 

Der anliegende Bericht wird dadurch gekennzeich- 
net, daß er die Durchführung eines grundlegenden 
wirtschaftspolitischen Gesetzes im ersten Jahre sei- 
ner Geltung, also in einer Anlaufszeit, behandelt. 

Hieraus erklärt sich, daß der Bericht nur bei einem 
verhältnismäßig geringen Teil der anhängig gewor- 
denen Verfahren abschließende Entscheidungen er- 
wähnen kann, daß er bei der Beurteilung vieler 
grundsätzlicher Fragen starke Zurückhaltung üben 
muß und daß auch die Entwicklung des wirtschaft- 
lichen Geschehens unter der Geltung des Gesetzes 
sowie die Anwendung und Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Vorschriften selbst in vielen Hinsichten 
noch als offen hingestellt werden. 

Der anliegende Bericht zeigt, daß die Kartellbehör- 
den schon in dem Anlaufsjahr bemüht waren, die 
ihnen vorliegenden Sachverhalte nicht schematisch 
zu beurteilen, sondern nach Maßgabe der gesetz- 
lichen Bestimmungen im Einzelfall diejenige Rege- 
lung zu finden, die unter Wahrung des Grundsatzes 
der Wettbewerbsfreiheit den jeweiligen Wirtschaft- . 
liehen Gegebenheiten am besten Rechnung trägt. 

Das geschilderte Bestreben, zu Entscheidungen zu | 
gelangen, die dem Sachverhalt des Einzelfalls ge- j 
recht werden, wird beim Bundeskartellamt wirksam ; 
unterstützt durch die vom Gesetzgeber getroffene j 
Regelung, nach der die sachlichen Entscheidungen 
des Bundeskartellamtes in einem justizähnlichen 
Verfahren von kollegialen Beschlußabteilungen mit 
einer im Gesetz selbst geregelten Besetzung erlas- 
sen werden. Die zwischen dem Bundeswirtschafts- j 
minister und dem Bundeskartellamt abgestimmte j 
vorläufige Geschäftsordnung des Amtes trägt die- ' 
ser Sonderstellung der Beschlußabteilungen in vol- j 
lern Umfang Rechnung. f 

II. 

Die den Kartellbehörden übertragenen Aufgaben 
nehmen nach § 44 GWB das Bundeskartellamt, die 
obersten Landesbehörden und das Bundeswirt- 
schaftsministerium wahr. Der anliegende Jahres- 
bericht behandelt in erster Linie die Tätigkeit des 
Bundeskartellamtes. Die in ihm enthaltenen Tabellen 
lassen im Überblick auch die Tätigkeit der Wirt- 
schaftsministerien der Länder auf dem Kartellgebiet 
erkennen, jedenfalls soweit es sich um formelle 
Kartellverfahren handelt. Das Schwergewicht der 
Tätigkeit der Kartellbehörden liegt jedoch nicht 
allein bei dem Erlaß von Entscheidungen im formel- 
len Verfahren. Die Wirtschaft legt z. B. weitgehend 
Wert darauf, in Verhandlungen mit den Kartell- 
behörden zu klären, wie sie ihr Verhalten einrich- 


ten muß, um behördliches Einschreiten, etwa im 
Wege eines Bußgeldverfahrens oder formellen Kar- 
tellverfahrens, unnötig zu machen, und wie sie 
Verträge i. S. der Ausnahmebestimmungen der §§ 2 
bis 8 oder der §§ 28 bis 33 (Wettbewerbsregeln) 
abfassen oder umgestalten muß, um eine formelle 
Ablehnung ihrer Anträge durch die Kartellbehörden 
zu vermeiden. Ferner werden vielfach gerade die 
Länderbehörden ohne ein Verwaltungs- oder Buß- 
geldverfahren durch Verhandlungen mit den Be- 
teiligten erreichen, daß diese wettbewerbsrechtlich 
zweifelhafte Praktiken abstellen. 

Die Landesbehörden sind u. a. zuständig (vgl. 
Kapitel 3 des Berichts) für die Mehrzahl der wett- 
bewerbsbeschränkenden Verträge aus der Energie- 
und Wasserwirtschaft, die nach §§ 103, 106 von 
den Vorschriften der §§ 1, 15 und 18 ausgenommen 
und lediglich zum Kartellregister, Abteilung B, an- 
zumelden sind. 

Die Landesbehörden führen auch ein Register für 
Wettbewerbsregeln von regionaler Bedeutung, die 
bei ihnen angemeldet werden. Soweit sie für Kar- 
tellsachen nach §§ 2, 3 und 5 GWB zuständig sind, 
ersuchen sie das Bundeskartellamt um Eintragung 
in das von diesem geführte Kartellregister. 

Das Bundeskartellamt übersendet dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und den obersten Landesbehör- 
den laufend Abschriften aller Eintragungen in das 
Kartellregister und das bei ihm geführte Register 
für Wettbewerbsregeln; diese Behörden können da- 
her an Hand des von ihnen geführten Register- 
doppels Interessenten Auskünfte über die in den 
Registern des Bundeskartellamtes eingetragenen 
Tatsachen geben. 

Der Bundesminister für Wirtschaft ist nach § 44 
GWB zuständig für die Entscheidung über Anträge 
nach § 8 des Gesetzes. Nach Absatz 1 dieser Vor- 
schrift kann der Bundesminister für Wirtschaft eine 
Erlaubnis zu einem Kartellvertrag erteilen, wenn 
zwar die Voraussetzungen der §§ 2 bis 7 GWB 
nicht vorliegen, jedoch ausnahmsweise eine Be- 
schränkung des Wettbewerbs aus überwiegenden 
Gründen der Gesamtwirtschaft und des Gemein- 
wohls notwendig ist. § 8 Abs. 2 GWB gibt dem 
Bundeswirtschaftsminister die Befugnis, in beson- 
ders schwerwiegenden Einzelfällen Konjunktur- 
krisenkartelle zuzulassen, wenn eine unmittelbare 
Gefahr für den Bestand des überwiegenden Teiles 
der Unternehmen eines Wirtschaftszweiges besteht. 
Beim Bundeswirtschaftsminister sind bisher drei auf 
§ 8 Abs. 1 GWB gestützte Kartellanträge eingegan- 
gen, und zwar 

a) für Vereinbarungen der Essigwirtschaft, 
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b) für Wettbewerbsbeschränkungen im Zusammen- ! 
hang mit Anbau- und Lieferungsverträgen zwi- j 
sehen dem Gemüsebau und der Konserven- I 
industrie, 

c) für ein Preiskartell für schweres Heizöl. | 

Von diesen Anträgen entsprach im Berichtsjahr nur | 
der unter c) genannte den gesetzlichen Erfordernis- 
sen, so daß er im Bundesanzeiger bekanntgemacht 
werden konnte, während bei den anderen Anträgen 
der Bekanntmachung noch verfahrensrechtliche : 
Gründe entgegenstanden. Die Erlaubnis zum Preis- i 
kartell für schweres Heizöl ist inzwischen am 
17. Februar 1959 erteilt worden. Die Preisabspra- ' 
eben dieses Vertrages setzen den Preis für schweres 
Heizöl nicht etwa in eine auf Heizwerten basierende 
Relation zum Kohlepreis, sondern verpflichten die 
Lieferanten von schwerem Heizöl, ihren Inlands- 
preisen den Weltmarktpreis zugrunde zu legen. Bei 
der ausschlaggebenden Bedeutung der Kohle als : 
Grundstoff und als Energieträger für die Gesamt- 
wirtschaft der Bundesrepublik und der Entwicklung 
des Absatzes im Jahre 1958 lagen die Vorausset- 
zungen des § 8 Abs. 1 GWB vor. 

Aus der Tätigkeit des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft auf dem Kartellgebiet ist des weiteren die 
Vorbereitung der drei zum GWB erlassenen Rechts- 
verordnungen (VO über die Führung des Registers 
für Wettbewerbsregeln, VO über die Führung des 
Kartellregisters, VO über die Gebühren der Kartell- 
behörden), die im Bundesgesetzblatt vom 27. Januar 
1958 verkündet worden sind, hervorzuheben. 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat ferner Über- 
legungen über Inhalt und Rechtsnatur der soge- 
nannten Wettbewerbsregeln des Vertrages über die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft angestellt und 
Besprechungen mit der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaft geführt. Es hat vorbereitende 
Arbeiten geleistet für die Einführung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen im Saarland 
am Tage X und eine dafür erforderlich werdende 
Übergangsregelung; hierbei hat das Wirtschafts- 
ministerium des Saarlandes mitgewirkt. 

Weisungen i. S. des § 49 GWB oder Einzelweisun- 
gen des Bundesministers für Wirtschaft wurden im 
Berichtsjahr nicht erteilt. 

III. 

Bei der Entscheidung von Einzelfällen gehen die 
Kartellbehörden mit größter Sorgfalt sowohl bei den 
tatsächlichen Feststellungen wie bei der wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Beurteilung des ihnen zur Ent- 
scheidung vorliegenden Sachverhalts vor. 

Bei Rechtsfragen im Grenzgebiet zwischen dem Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen und ande- 
ren Rechtsvorschriften, insbesondere dem Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb, wird das Bun- i 
deskartellamt besonders vorsichtigt verfahren. Die 
Entscheidungen des Amtes bedürfen sorgfältiger 
Abstimmung mit der Spruchpraxis der Gerichte; bei 
Wettbewerbsregeln nach § 28 ff. GWB weist § 31 
Abs. 1 GWB auch auf die Rechtsprechung der Ge- 
richte zum Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb hin. 


Die den Kartellbehörden gegebenen Möglichkeiten, 
den Wünschen der Wirtschaft gerecht zu werden, 
finden jedenfalls dort ihre Grenze, wo auch bei 
weiter Auslegung Wettbewerbsbeschränkungen 
nach den Bestimmungen des GWB nicht zulässig 
sind. Es wird sich nicht vermeiden lassen, daß hier- 
über die Auffassungen der beteiligten Wirtschafts- 
kreise und der Kartellbehörden in Einzelfällen zum 
Teil sogar erheblich auseinandergehen. Jedoch wird 
es sich das Bundeskartellamt stets angelegen sein 
lassen, vor einer Entscheidung die beiderseitigen 
Auffassungen im Verhandlungswege abzuklären. 
Kommt es hierbei nicht zu einer Übereinstimmung 
und halten die Betroffenen die Entscheidung der 
Kartellbehörde nicht für zutreffend, so können sie 
von den im Gesetz vorgesehenen Rechtsmitteln Ge- 
brauch machen. Die Gerichte hatten im ersten Jahr 
der Anwendung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen allerdings noch keine Gelegenheit, 
über Beschwerden gegen Verfügungen der Kartell- 
behörden zu entscheiden. Wenn eine ausreichende 
Spruchpraxis der Gerichte vorliegen wird, werden 
die beteiligten Wirtschaftskreise und die Kartell- 
behörde wesentliche Grundlagen darin finden. 
Darüber hinaus kann sie auch dem Gesetzgeber An- 
haltspunkte dafür geben, welche Bestimmungen des 
Gesetzes zu gegebener Zeit geändert werden müs- 
sen. 

IV. 

Eine Änderung des Gesetzes zieht der Jahresbericht 
im Zusammenhang mit der Konzentration in Erwä- 
gung. Bei der Frage einer Änderung ist die Schwie- 
rigkeit der vom Gesetz behandelten Materie und 
der Umstand zu berücksichtigen, daß nach dem 
ersten Jahr der Anwendung des Gesetzes genü- 
gende Erfahrungen für eine sorgfältige und allen 
Erfordernissen gerecht werdende Gesetzesänderung 
noch nicht vorliegen. Soll aber die Gefahr eines 
ständigen Flickwerks vermieden und eine gesetz- 
liche Regelung erreicht werden, die auf die Dauer 
Bestand hat, wird man einer ausreichenden Erfah- 
rungsgrundlage nicht entraten können. 

Wenn das Bundeskartellamt im Zusammenhang mit 
der Frage einer Novellierung eine Verstärkung 
seiner Befugnisse erwähnt, so zeigt es damit nur 
erste Erfahrungen auf, die es bei der Anwendung 
der die Konzentration behandelnden Vorschriften 
des Gesetzes gemacht hat. 

Diese Erfahrungen lassen es auch der Bundesregie- 
rung sehr zweifelhaft erscheinen, ob die Befugnisse, 
die das Gesetz in den §§ 23 und 24 vorsieht, aus- 
reichen, um unerwünschte Zusammenschlüsse zu 
verhindern. Die Bundesregierung hatte im Ent- 
wurf eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen dem Deutschen Bundestag in der 1. (Druck- 
sache 3462) und in der 2. Wahlperiode (Druck- 
sache 1158) hinsichtlich der Konzentration Bestim- 
mungen vorgeschlagen, die über das, was in den 
§§ 23 und 24 GWB geltendes Recht geworden ist, 
hinausgehen. 

Nach § 18 der Regierungsvorlage war schon zu 
einem beabsichtigten Zusammenschluß von zwei 
oder mehreren Unternehmen, sofern sie dadurch 
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für eine bestimmte Art von Waren die Stellung 
eines marktbeherrschenden Unternehmens erlangen 
würden, eine ausdrückliche, vorher einzuholende 
Erlaubnis erforderlich. Was als Zusammenschluß im 
Sinne dieser Bestimmung anzusehen ist, hatte § 19 
des Entwurfs umfassender geregelt als § 23 des 
geltenden Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik des Deutschen 
Bundestages ist bei seinen Beratungen über die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Behand- 
lung der Unternehmenskonzentration zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß die Notwendigkeit, vor einer 
Verschmelzung eine Erlaubnis des Bundeskartell- 
amtes einzuholen, „möglicherweise die vom volks- 
wirtschaftlichen Standpunkt aus begrüßenswerte 
Tendenz zur optimalen Betriebsgröße an ihrer vol- 
len Entfaltung hindern könne" (vgl. Schriftlicher 
Bericht des Ausschusses vom 28. Februar 1957 zu 
Drucksache 3544 S. 27). Es erschien dem Ausschuß 
notwendig, „auf diesem schwierigen Gebiet zu- 
nächst volle Übersicht zu gewinnen"; er hielt daher 
die Verpflichtung der Beteiligten, bestimmte Zu- I 
sammenschlüsse nachträglich anzumelden, für aus- 
reichend. Der Ausschuß ging davon aus, daß die 
dem Bundeskartellamt gewährte Mißbrauchsaufsicht 
genügen würde, um volkswirtschaftlich unerwünsch- j 
ten Tatbeständen vorzubeugen, da das Gesetz ohne- 
hin nicht den Zusammenschluß als solchen, sondern j 
den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht, der gegebe- ' 
nenfalls aus einem solchen Zusammenschluß folgt, 
mißbillige. 

Der Deutsche Bundestag ist dem Vorschlag des Aus- 
schusses gefolgt. Unternehmenszusammenschlüsse 
der in § 23 GWB genannten Art sind mithin dem 
Bundeskartellamt nur nachträglich anzuzeigen. 

Aus dem Jahresbericht ergibt sich, daß weile Kreise 
der Wirtschaft auch dieser Anzeigepflicht nicht oder 
nur ungenügend nachkommen, und daß Verhand- 
lungen nach § 24 GWB allenfalls zu einer Aufklä- 
rung der Konzentrationsvorgänge im Einzelfall füh- 
ren können. ; 

i 

Diese Entwicklung auf dem Gebiete der Unterneh- 
menszusammenschlüsse hat den Bundesminister für 
Wirtschaft veranlaßt, in seinem Ressort zu erörtern, 
ob und welche Änderungen des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vorgeschlagen werden 
sollen; diese intensiven Überlegungen sind im 
Gange. 


| Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen und 
! diejenigen der beteiligten Behörden, die Vorgänge 
der Unternehmenskonzentration vollständig zu er- 
fassen und zu durchleuchten, vorantreiben, um sich 
und der Öffentlichkeit ein objektives Bild darüber 
zu verschaffen, welche Konzentrationsvorgänge hin- 
genommen werden können und welche verhindert 
werden müssen. Sollten diese Untersuchungen Ver- 
änderungen der Marktstruktur ergeben, die den 
Wettbewerb auf bestimmten Märkten ausschalten 
oder wesentlich beeinträchtigen, wird die Bundes- 
regierung nicht zögern, dem Deutschen Bundestag 
eine Änderung der die Konzentration behandelnden 
Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen vorzuschlagen. Dieser Vorschlag 
dürfte dann darauf abzielen, die Befugnisse des 
Bundeskartellamtes in Zusammenhang mit Unter- 
nehmenszusammenschlüssen zu verstärken. 

V. 

Die im Jahresbericht des Bundeskartellamtes als not- 
wendig bezeichnete Berücksichtigung des Wettbe- 
werbsgedankens bei anderen Gesetzgebungsvor- 
haben läßt sich die Bundesregierung angelegen 
sein. 

Dies hat auch in dem Tätigkeitsbericht der Bundes- 
regierung für das Jahr 1958 „Deutschland im Wie- 
deraufbau", S. 101, wie folgt Ausdruck gefunden: 

„Unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten 
achtet das Bundesministerium für Wirtschaft stets 
darauf, daß in Gesetzentwürfen Wettbewerbs- 
beschränkungen oder Bestimmungen, die mittel- 
bar zu einer Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
führen können, tunlichst nicht enthalten sind. Ins- 
besondere sollte zum Beispiel das Umsatzsteuer- 
gesetz überprüft werden, da der herrschenden 
Bruttoumsatzsteuer eine vom Standpunkt des 
Wettbewerbs unerwünschte Tendenz zur verti- 
kalen Konzentration innewohnt. Die gleiche Ziel- 
setzung wurde verfolgt bei den Beratungen über 
ein Kreditwesengesetz, ein Verwertungsgesell- 
schaftengesetz, ein Außenwirtschaftsgesetz, ein 
Preisgesetz und ein Energiewirtschaftsgesetz." 

Von den gleichen Erwägungen wird sich die Bun- 
desregierung auch bei weiteren gesetzlichen Rege- 
lungen leiten lassen, bei denen Fragen des Wett- 
bewerbs oder der Verhinderung einer unerwünsch- 
ten Konzentration eine wesentliche Rolle spielen. 
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Vorwort 

Es ist die Aufgabe des nachfolgenden Berichtes, die Tätigkeit 
des Bundeskartellamtes und die Lage und Entwicklung auf dem 
Aufgabengebiet dieses Amtes darzulegen (§ 50 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen). J ) 

Sowohl die Darstellung der Lage und Entwicklung auf dem 
durch das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen gekenn- 
zeichneten Aufgabengebiet dieses Amtes wie der Tätigkeits- 
bericht selbst erfordern über rein berichtende Feststellungen 
hinaus ein Eingehen auf eine Reihe grundsätzlicher Fragen. Der 
Bericht geht deshalb nach der Darstellung der rechtlichen Aus- 
gangslage von der ordnungspolitischen Aufgabe des Amtes aus 
und befaßt sich nach den überwiegend Tatsachenfeststellungen 
enthaltenden Kapiteln sowohl im Vierten Kapitel (über Einzel- 
fragen der Anwendung des Gesetzes) wie im Fünften Kapitel 
(über die Konzentration und die Lage mittlerer und kleiner Un- 
ternehmen) mit grundsätzlichen Fragen des Wettbewerbs. 

Die wirtschaftlichen Entwicklungen in den letzten zehn 
Jahren lassen den Schluß zu, daß das marktwirtschaftliche Prin- 
zip in der westlichen Welt Boden gewonnen hat. Ordnung und 
Gestaltung der Wirtschaft durch Wettbewerb wird allgemein 
als erstrebenswert angesehen. Die freiheitliche Staatsverfas- 
sung als gesellschaftliches Ordnungsprinzip ist Grundsatz des 
staatlichen Lebens der westlichen Welt. Andererseits ist un- 
leugbar, daß in allen westlichen Ländern Minderheiten den 
Wettbewerb nur mit Vorbehalt bejahen. 

Die Frage nach der Bedeutung des Wettbewerbs kann jedoch 
nicht nach Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten, sondern nur vom 
Grundsätzlichen her beantwortet werden. Wettbewerb ist als 
Daseinselement eine gestaltende Kraft der Gesellschaftsord- 
nung und seinem Wesen nach adäquater Bestandteil einer frei- 
heitlich demokratischen Grundordnung. Wettbewerb und Ge- 
sellschaftsordnung sind abhängig von der Einstellung des Men- 
schen zur individuellen Freiheit: Wer die individuelle Freiheit 
als unantastbares menschliches Gut ansieht, wird eine Ordnung 
der Gesellschaft anstreben, die es dem Menschen erlaubt, als 
freies Individuum zu leben; im Bereich des ökonomischen muß 
er den Wettbewerb bejahen, und zwar konsequenterweise auch 
dann, wenn ihm persönlich der freie Wettbewerb materielle 
Nachteile und der beschränkte Wettbewerb materielle Vorteile 
bringen würde. 

Der Wettbewerb als Erscheinung des gesellschaftlichen Zu- 
sammenlebens bewirkt, daß die Marktpartner im fortgesetzten 
Leistungsvergleich mit ihren Konkurrenten billiger, besser, 
schneller oder auf neue Weise Leistungen erbringen, und daß 
die objektiv höhere Gegenleistung im allgemeinen derjenige 
erhält, der die größere Leistung vollbracht oder den dringen- 
deren Bedarf befriedigt hat. Weil beim Tausch von Gütern oder 

l ) vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1081) 
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Leistungen jeder in der Regel auf andere gleichgerichtete 
Marktteilnehmer verschiedener Größe trifft, die ebenfalls be- 
müht sind, einen bestimmten Tausch vorzunehmen, muß sich 
das Handeln jedes einzelnen jeweils an den Mitmenschen 
orientieren und wird wesentlich von dem vermuteten Verhal- 
ten der Mitbewerber bestimmt. Damit ist jeder Marktteilneh- 
mer fortgesetzt zu Entscheidungen in sich ständig ändernden 
Marktsituationen aufgefordert. Entscheidungen, die sich als 
richtig erweisen, werden durch Gewinne belohnt, falsche Ent- 
scheidungen finden in Verlusten und möglicherweise in Kon- 
kursen ihren Niederschlag. Diese mit jedem echten Wettbewerb 
dauernd verbundene Anstrengung, das permanente Risiko und 
die mögliche Konsequenz sind schließlich Grund für die man- 
nigfachen wettbewerbsbeschränkenden Maßnahmen, die stets 
das gleiche Ziel haben: dieses Risiko abzulasten. 

In der Regel wird behauptet, daß Wettbewerbsbeschränkun- 
gen notwendig seien, um einen gesamtwirtschaftlichen Schaden 
zu verhüten oder einen Vorteil für das Ganze zu erreichen. 
Bestehen nun weder Ordnungsrahmen noch Regeln, kann sich 
unter Anwendung von wirtschaftlicher Macht der individuelle 
oder der Gruppenwille gegenüber der Mehrheit durchsetzen; 
im Regelfall mit dem Argument, daß nur durch eine planvoll 
gestaltete Ordnung eines bestimmten Marktes dem Wohle der 
Allgemeinheit am besten gedient werden könne. Es wird dabei 
übersehen, daß gerade im anonymen, sozial-ökonomischen 
Prozeß Wirkungen erzielt werden, die zu menschlichen Höchst- 
leistungen und zu hervorragenden sozialen Einrichtungen 
führen. Den Verteidigern des Markteingriffs fehlt das Ver- 
trauen in diesen anonymen Prozeß. 

Irrig ist sicherlich die Auffassung, daß im sozialen Prozeß 
des Wettbewerbs eine natürliche Harmonie der Interessen be- 
steht. Der Widerstreit der individuellen Interessen ist eine un- 
leugbare Tatsache; deshalb müssen Regeln und Einrichtungen 
geschaffen werden, die verhindern, daß einzelne oder Gruppen 
so viel Macht besitzen, daß sie ihre Pläne auf die Dauer gegen 
die Absichten aller anderen durchsetzen können. 

Ist der individuelle Verantwortlichkeitsbereich durch allge- 
meine, für alle in gleicher Weise gültige Regeln festgelegt, dann 
weiß jeder, wo der Freiheitsbereich des anderen beginnt und 
der eigene Freiheitsbereich endet. Die individuelle Freiheit inner- 
halb des gezogenen Rahmens muß dann allerdings durch den 
Staat garantiert sein: Immer, wenn die von den allgemeinen 
Regeln gezogenen Grenzen überschritten werden, dann hat die 
Staatsgewalt das Recht und die Pflicht zum Eingriff. Dabei müs- 
sen die Regeln so gestaltet sein, daß sie für lange Zeit gültig 
bleiben; sie dürfen nicht nach Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten 
oder bestimmt durch Gruppeneinflüsse laufend geändert 
werden. 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) ist 
ein wirtschaftspolitisches Ordnungsgesetz, welches die Wettbe- 
werbsfreiheit im Rahmen des lauteren Wettbewerbs statuiert. 
Jedes wirtschaftspolitische Ordnungsgesetz setzt ein Ordnungs- 
prinzip voraus. Dieses Prinzip ist die Wettbewerbswirtschaft. 
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Dadurch ist der Rahmen für die Anwendung des GWB abge- 
steckt. Dieser Rahmen sichert einen optimalen Freiheitsbereich 
für den einzelnen am Wirtschaftsprozeß Beteiligten. Durch das 
Gesetz sind für alle davon Betroffenen die Grenzen der einzel- 
nen Freiheitsbereiche in gleicher Weise festgesetzt und für 
jeden erkennbar gemacht. Nur wer nunmehr die bekannten 
Grenzen zu überschreiten trachtet, muß eine Beschränkung 
seiner Vertragsfreiheit hinnehmen. 

Die Bundesrepublik steht vor der Aufgabe, eine europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft mitzugestalten, in der Freiheit für 
wirtschaftliche Betätigung bestehen soll, damit in diesem Raum 
durch unbehinderten Güter- und Leistungsaustausch Friede und 
Wohlstand gedeihen können. Auch für diesen Bereich ist damit 
die Aufgabe Umrissen; jeder von uns ist aufgerufen, an ihrer 
Lösung mitzuarbeiten. Mit der Entscheidung jedes einzelnen 
fällt nicht nur eine wichtige Teilentscheidung über die Zukunft 
des Wettbewerbs, sondern auch über die Zukunft der freiheit- 
lichen Gesellschaft. 
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ERSTES KAPITEL 

Rechtliche Ausgangslage und ordnungs- 
politische Aufgabe 

I. Die rechtliche Ausgangslage 

Das am 1. Januar 1958 in Kraft getretene GWB 
hat die zum gleichen Zeitpunkt aufgehobenen be- 
satzungsrechtlichen Kartellvorschriften abgelöst, 
nämlich das Gesetz Nr. 56 der Amerikanischen 
Militärregierung, die Verordnung Nr. 78 der Bri- 
tischen Militärregierung und die Verordnung Nr. 96 
des Französischen Oberkommandos nebst den zu 
diesen Vorschriften erlassenen Ausführungsbestim- 
mungen. 

Man würde dem Inhalt und der Bedeutung des 
GWB aber nicht gerecht werden, wollte man es nur 
unter dem Gesichtspunkt einer Überleitung aus Be- 
satzungsrecht in deutsches Recht werten. Gewiß hat 
das GWB manchen Grundgedanken gemeinsam mit 
seinen genannten Vorgängern und mit dem Anti- 
Trust-Recht der USA; diese Verwandtschaft beruht 
aber nicht nur auf den Einflüssen der früheren Be- 
satzungsmächte, sondern sehr wesentlich auf den 
aus ganz anderen Quellen kommenden Erkenntnis- 
sen der deutschen Wirtschaftswissenschaft. Das 
GWB hat auch nur wenige Bestimmungen, die etwa 
der Kartellverordnung von 1923 und den übrigen 
in § 109 Abs. 2 Nr. 1 bis 12 GWB aufgeführten Be- 
stimmungen vergleichbar wären. Zwar war die Kar- 
tellverordnung von 1923 zu ihrer Zeit ein bemer- 
kenswerter Einbruch in die vom Reichsgericht in 
ständiger Rechtsprechung in die allgemeine Ver- 
tragsfreiheit einbezogene grundsätzliche Billigung 
der Kartelle; sie hat in der Praxis die in sie ge- 
setzten Erwartungen jedoch nicht erfüllen können, 
so daß ihre Wiedereinführung nicht in Betracht 
kommen konnte. Aber auch Ges. Nr. 56/VO Nr. 78/ 
VO Nr. 96 konnten wegen ihrer Herkunft aus frem- 
den Rechtsordnungen, namentlich dem US-Recht, 
nicht als Vorbild für die Formulierungen des GWB 
genommen werden; die sehr umfassenden, nicht im- 
mer genügend genauen Bestimmungen, z. B. in 
Art. I Nr. 2, Art. IV Nr. 7 und Art. V Ges. Nr. 56/ 
VO Nr. 78 hätten sich in das deutsche Rechts- 
system nicht eingliedern lassen. 

Der Entwurf des GWB mußte ein Höchstmaß an 
Rechtsstaatlichkeit deutsch- verfassungsrechtlicher 
Prägung mit wirtschaftsnaher Konkretisierung ver- 
binden. 

Während der fast 10 Jahre, in denen das neue 
Gesetz entstand und diskutiert wurde, waren die 
besatzungsrechtlichen Dekartellierungsbestimmun- 
gen das geltende Kartellrecht. Ihre Praktizie- 
rung bereitete in mancher Hinsicht die Tätigkeit 
der späteren deutschen Kartellbehörden vor, indem 
sie wichtige Erfahrungen vermittelte. Die für die 
Ausführung der Dekartellierungsbestimmungen 


verantwortlichen Dienststellen waren zunächst die 
„Bipartite Decartelization Commission" des Zwei- 
mächtekontrollamtes (Amerikanische und Britische 
Zone) und die „Commission de Deconcentration de 
l'ßconomie Allemande" des Französischen Ober- 
kommandos in Deutschland, nach der Bildung der 
„Alliierten Hohen Kommission" die „Decarteliza- 
tion and Industrial Deconcentration Group" (DIDEG). 
Gewisse Hilfs-, nicht Entscheidungstätigkeiten 
waren den bei den Länderwirtschaftsministerien ge- 
bildeten deutschen Dekartellierungsstellen über- 
tragen worden (Direktive Nr. 1 der Bipartite De- 
cartelization Commission) 1 ). 

Mit der Übertragung der Souveränität auf die 
Regierung der Bundesrepublik durch den Deutsch- 
land-Vertrag (Vertrag über die Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Drei Mächten — BGBl. 1955 II S. 301, 305) gingen 
auch die Befugnisse der DIDEG am 5. Mai 1955 auf 
den Bundesminister für Wirtschaft über (Entschei- 
dung Nr. 36 der Alliierten Hohen Kommission). 2 ) 
Der Bundesminister für Wirtschaft hat in dieser Zeit 
bis zum Inkrafttreten des GWB folgende Entschei- 
dungen getroffen: 

5 Unterlassungsanordnungen, 

17 Aufforderungen zur Äußerung, 

15 Befreiungen vom Kartellverbot 

(z. B. Mühlenkartell, mehrere Exportkartelle, 
Verkaufssyndikat für Steinzeug, Fangplan- 
vereinbarungen der Hochseefischerei), 

3 Ablehnungen von Befreiungsanträgen (z. B. 
Vereinbarung zur Unterbindung von Direkt- 
verkäufen in der Rundfunk- und Fernsehindu- 
strie). 

über 37 Befreiungsanträge, die zum Teil von den 
alliierten Dienststellen übernommen worden waren, 
wurde bis zum 31. Dezember 1957 nicht mehr ent- 
schieden. 

Außerdem lagen beim Inkrafttreten des GWB 
53 Meldungen gemäß der AusfVO Nr. 2 3 ) zu den 
alliierten Dekartellierungsbestimmungen vor; es 
handelt sich hier um jene Fälle, in denen gemäß 
Art. V, VI B der AusfVO Nr. 1 zu Ges. Nr. 56/VO 
Nr. 78 bis zum 1. Juni 1947 Bericht erstattet und um 
Befreiung nachgesucht, von den alliierten Behör- 
den jedoch nicht entschieden worden war. Einige 
dieser Meldungen entsprachen den genannten Vor- 
aussetzungen allerdings nicht. Die AusfVO Nr. 2 
diente dazu, dem Bundeswirtschaftsministerium 
eine Übersicht über die von den alliierten Behör- 
den nicht entschiedenen Befreiungsanträge zu ver- 


9 Amtsblatt der Militärregierung Deutschland — Ameri- 
kanisches Kontrollgebiet — Ausgabe C, 1947, S. 6 
Amtsblatt der Militärregierung Deutschland — Bri- 
tisches Kontrollgebiet — Nr. 16, 1947, S. 416 

2 ) Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland Nr. 125 vom 4. Mai 1955, S. 3384 

3 ) vom 10. April 1957 (BGBl I S. 376/77) 
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schaffen. Die hiernach rechtzeitig und zutreffend er- 
neut gemeldeten Kartelle und die bereits erteilten 
Befreiungen behielten ihre Rechtswirksamkeit nach 
der Übergangsbestimmung des § 106 GWB. 

Die Tätigkeit der alliierten Dekartellierungsbe- 
hörden beschränkte sich auf verhältnismäßig wenige 
Fälle. Die Tätigkeit des Bundeswirtschaftsministe- 
riums und der Länderwirtschaftsministerien war 
von der Zurückhaltung bestimmt, die durch die An- 
wendung von Besatzungsrecht gegenüber der deut- 
schen Wirtschaft geboten war. 

Mit dem Inkrafttreten des GWB erhielt die Ar- 
beit der mit der Sicherung der Wettbewerbswirt- 
schaft betrauten Exekutive, jetzt in der Hauptsache 
des Bundekartellamtes eine neue, im ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren der Bundesrepublik zu- 
stande gekommene Rechtsgrundlage. Zugleich über- 
nahm das Bundeskartellamt den erwähnten Rest- 
bestand der am 31. Dezember 1957 im Bundeswirt- 
schaftsministerium noch anhängigen Fälle. Um die 
in Betracht kommenden Wirtschaftskreise über das 
sich für sie aus der Überleitung Ergebende zu in- 
formieren, hatte der Bundesminister für Wirtschaft 
eine entsprechende Bekanntmachung erlassen (Bun- 
desanzeiger Nr. 248 vom 28. Dezember 1957), aus 
der sich die rechtliche Ausgangslage beim Inkraft- 
treten des GWB einschließlich der Überleitung von 
Ges. Nr. 56/VO Nr. 78/VO Nr. 96 auf das GWB er- 
gibt; insbesondere zieht sie die am 1. Januar 1958 
aktuellen Folgerungen aus der Überleitungsbestim- 
mung des § 106 GWB, und zwar in folgender Hin- 
sicht: 

1. Die Übergangsvorschriften des § 106 gelten nur 
für solche Vereinbarungen, über die nach der 
AusfVO Nr. 1 und Nr. 2 zu Ges. Nr. 56/VO Nr. 78 
Bericht erstattet worden war oder für die ent- 
weder von den alliierten Dienststellen oder spä- 
ter vom Bundeswirtschaftsministerium eine Be- 
freiung erteilt worden war. 

2. Meldungen nach der AusfVO Nr. 2, die nicht 
auf Berichte nach der AusfVO Nr. 1 gestützt 
werden können, begründen keine Übergangs- 
gültigkeit nach § 106. 

3. Am 31. Dezember 1957 noch schwebende Befrei- 
ungsanträge sind erledigt und müssen nach dem 
GWB neu gestellt werden — als Anmeldungen 
oder Erlaubnisanträge — , wenn die Praktizie- 
rung der betreffenden Vereinbarung beabsich- 
tigt ist. 

4. Verfahren des Bundeswirtschaftsministeriums 
mit dem Ziele einer Aufforderung zur Äußerung 
oder einer Unterlassungsanordnung, die am 
31. Dezember 1957 noch schwebten, sind einge- 
stellt worden. 

5. Die in diesem Zusammenhang beim Bundeswirt- 
schaftsministerium entstandenen Vorgänge sind 
an die zuständigen Kartellbehörden, insbeson- 
dere an das Bundeskartellamt abgegeben wor- 
den. Bei Neuanmeldungen und Antragsstellun- 
gen kann auf diese Vorgänge Bezug genommen 
werden. 

Mit Ablauf des 30. Juni 1958 wurden hiernach 
alle Kartellverträge unwirksam, die nach § 106 


Abs. 2 eine übergangsfrist von 6 Monaten erhalten 
hatten, sofern für sie nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
die dem GWB entsprechende Anmeldung vorgenom- 
men bzw. der entsprechende Erlaubnisantrag ge- 
stellt worden war. 


II. Die ordnungspolitische Aufgabe 

Die Tätigkeit des Bundeskartellamtes spielt sich 
in dem Spannungsfeld zwischen ordnungspolitischer 
Zielsetzung, gesamtwirtschaftlichem Geschehen und 
unternehmerischen Einzelaktionen ab. Das ord- 
nungspolitische Ziel ist durch die Grundauffassung 
des GWB gegeben. Die gesamtwirtschaftlichen Grö- 
ßen unterliegen einer ständigen Veränderung und 
bedürfen der laufenden Beobachtung und Berück- 
sichtigung bei den Einzeluntersuchungen und Ent- 
scheidungen des Bundeskartellamtes. Die unterneh- 
merischen Handlungen, die der Beurteilung des 
Bundeskartellamtes im Sinne der Bestimmungen des 
GWB unterliegen, sind nur dann sachgerecht zu be- 
werten, wenn sie einmal im Hinblick auf die ord- 
nungspolitische Zielsetzung und zum anderen unter 
dem Gesichtspunkt der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung beurteilt werden. 

Aus dem wirtschaftspolitischen Leitbild, das den 
Wettbewerb als das Ordnungselement des wirt- 
schaftlichen Handelns ansieht, ist auch das GWB zu 
verstehen. Es ist in erster Linie ein ordnungspoli- 
tisches und kein Strafgesetz. Es läßt dem Unter- 
nehmer jede nur mögliche Freiheit, beschränkt diese 
aber dort, wo er selbst versucht, die ökonomischen 
Daten durch Wettbewerbsbeschränkungen und 
-Verfälschungen willkürlich zu verändern. Damit 
dient das GWB nicht nur einer ökonomischen, son- 
dern auch einer gesellschaftspolitischen Zielsetzung. 

Es wäre unzureichend, wenn sich die Tätigkeit 
des Bundeskartellamtes nur auf Maßnahmen zur 
Beseitigung auftretender Mißstände beschränken 
würde. Wesentliche Teile der Tätigkeit müssen 
dort schon einsetzen, wo wettbewerbbeschränkende 
bzw. -verfälschende Absprachen ihre Entstehungs- 
gründe haben können. Als vorbereitende Tätigkeit 
gehört zu dieser Aufgabe des Bundeskartellamtes 
die Beobachtung aller wesentlichen binnen- und 
außenwirtschaftlichen Vorgänge, um so aus den 
konjunkturellen und strukturellen Daten und Da- 
tenverschiebungen Aufschlüsse für die ordnungs- 
politische Aufgabe des Bundeskartellamtes zu er- 
halten. Das Ausmaß der Befugnisse, die dem Bun- 
deskartellamt durch das GWB übertragen worden 
sind, wird durch den zugewiesenen Ermessens- 
spielraum gekennzeichnet. Dieser Ermessensspiel- 
raum läßt sich nur dadurch im Einzelfall und wirt- 
schaftspolitisch zutreffend bestimmen, daß die ent- 
scheidende Stelle die Ordnungsziele des Gesetzes 
im Auge behält. 

In der Marktwirtschaft beeinflußt der Verbrau- 
cher durch seine täglichen Entscheidungen den 
volkswirtschaftlichen Produktionsprozeß. Seine Stel- 
lung wird jedoch nicht immer in ausreichendem 
Maße gewürdigt, auch ist er sich selbst seiner be- 
deutungsvollen Funktion oft nicht bewußt. Daher 
wird eine wesentliche Aufgabe des Bundeskartell- 
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amtes im Interesse der Förderung des Wettbewerbs 
darin bestehen, die Verbraucher auf die Möglich- 
keiten aufmerksam zu machen, die ihnen als Wirt- 
schaftssubjekten im Marktverlauf offenstehen, ihr 
Verbraucherbewußtsein zu stärken und zu zeigen, 
daß von ihren Entscheidungen der Wirtschaftsab- 
lauf weitgehend abhängt. 

Der Gemeinsame Markt wird für eine Reihe von 
Wirtschaftszweigen zu beträchtlichen Strukturver- 
änderungen und den gegebenenfalls daraus resul- 
tierenden Anpassungsschwierigkeiten führen. Es 
erscheint sicher, daß der vergrößerte Markt den 
Wettbewerb verschärfen wird, daß nationale Mono- 
pol- und Oligopolstellungen sich auflockern und 
nationale Absprachen wirkungslos werden können.- 


Z WEITES KAPITEL 

Aufbau und Gliederung des Bundes- 
kartellamtes; Aufgaben der einzelnen 
Abteilungen 

I. Aufbau 

Das Bundeskartellamt wurde auf Grund des § 48 
Abs. 1 GWB am 1. Januar 1958 in Berlin errichtet. 

Es bestand zunächst aus Teilen des Verwaltungs- 
und des Rechtsreferates sowie aus Teilen der Wirt- 
schaftsabteilung. Am 9. Januar 1958 wurde die 
1. Beschlußabteilung errichtet. Am 5. Mai 1958 
folgte die Errichtung der 2. Beschlußabteilung und 
am 7. November 1958 die der 3. Beschlußabteilung. 
Die Aufstellung der 4. Beschlußabteilung ist für den 
1. April 1959 vorgesehen. Am 2. Juli 1958 wurde 
— zunächst in kommissarischer Besetzung — die 
1. Einspruchsabteilung gebildet. Gleichzeitig wur- 
den seit dem 1. Januar 1958 die Abteilungen und 
Referate laufend vervollständigt. Am 1. Januar 
1959 verfügt das Bundeskartellamt über 137 Be- 
dienstete (45 Beamte — davon 32 höherer Dienst — , 
80 Angestellte — davon 18 höherer Dienst — , 

12 Lohnempfänger). 

In der Zeit zwischen dem 1. Januar 1958 und dem 
30. Juli 1958 hatte das Bundeskartellamt lediglich 
einen in Verfügungssummen aufgeteilten Etat, aus 
dem der Bundesminister für Finanzen nach Bedarf 
Teilbeträge zur Bewirtschaftung zuwies. Planstellen 
wurden dem Bundeskartellamt erstmals mit Ver- 
kündung des Nachtragshaushaltsgesetzes 1957 am 
30. Juli 1958 zur Verfügung gestellt. Es konnte da- 
her bis zu diesem Tage lediglich mit abgeordneten 
Beamten arbeiten. 

Der gleichfalls am 30. Juli 1958 verkündete Haus- 
halt des Bundeskartellamtes für das Haushaltsjahr 
1958 sieht insgesamt 180 Stellen vor, davon 81 Stel- 
len für Beamte, 86 Stellen für Angestellte und 

13 Stellen für Lohnempfänger. Er schließt mit einer 
Gesamtausgabe von 2 725 700 DM ab, der an ge- 
schätzten Gebühreneinnahmen ein Betrag von 


560 400 DM gegenübersteht. Bis zum 31. Dezember 
1958 belaufen sich die Einnahmen an Gebühren auf 
375 175 DM. 

II. Gliederung 

Das Bundeskartellamt wird von einem Präsiden- 
ten geleitet, der von einem Vizepräsidenten vertre- 
ten wird. Dem Vizepräsidenten ist das Verwal- 
tungs- und das Rechtsreferat unmittelbar unter- 
stellt. 

Das Bundeskartellamt gliedert sich in 

4 Beschlußabteilungen 

2 Einspruchsabteilungen 

1 Abteilung Wirtschaftsbeobachtung 
und Betriebsprüfungen 

1 Rechtsreferat 

1 Verwaltungsreferat. 

Den Beschlußabteilungen obliegen nach § 48 
Abs. 2 die vom Bundeskartellamt zu treffenden 
Entscheidungen sowie die Vorbereitung von Anträ- 
gen auf Festsetzung eines Bußgeldes und Vertre- 
tung des Bundeskartellamtes in Bußgeldverfahren 
vor dem Gericht (§§ 38, 81 ff.), den Einspruchsabtei- 
lungen nach §§ 59 ff. die Entscheidungen über Ein- 
sprüche gegen Verfügungen der Beschlußabteilun- 
gen sowie die Vertretung des Bundeskartellamtes 
in Beschwerdesachen vor den Oberlandesgerichten 
(§§ 62 ff.) und in Rechtsbeschwerdesachen vor dem 
Bundesgerichtshof (§§ 73 ff.). 

Die Abteilung Wirtschaftsbeobachtung und Be- 
triebsprüfungen gliedert sich in drei volkswirtschaft- 
liche und ein betriebswirtschaftliches Referat. Den 
volkswirtschaftlichen Referaten obliegt die allge- 
meine Beobachtung der Markt- und Wettbewerbs- 
verhältnisse in den verschiedenen Wirtschaftszwei- 
gen; auch hat sie in schwebenden Verfahren spe- 
zielle Marktuntersuchungen auf Anforderungen der 
Beschluß- und Einspruchsabteilungen durchzufüh- 
ren. Das betriebswirtschaftliche Referat liefert den 
Beschluß- und Einspruchsabteilungen zur Vorberei- 
tung von Entscheidungen Berichte über Betriebs- 
und Unternehmensverhältnisse, über die Kosten- 
struktur einzelner Unternehmen und über das 
Marktverhalten von Unternehmen aus betriebs- 
wirtschaftlicher Sicht, die sich — soweit erforderlich 
— auf Einsicht und Prüfung der Geschäftsunterla- 
gen der Unternehmen durch einen Betriebsprüfer- 
stab stützen (§ 46). 

Die Durchführung des GWB erfordert horizontale 
Vergleichsmöglichkeiten und die laufende Bereit- 
stellung statistischer Unterlagen für den einzelnen 
Fall. Wegen der großen Zahl der zu berücksichtigen- 
den Vorgänge und Unterlagen wird z. Z. in Zu- 
sammenarbeit mit dem Bundesbeauftragten für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung geprüft, ob 
sich das Bundeskartellamt zur Bearbeitung und Aus- 
wertung der Unterlagen zweckmäßigerweise der 
Lochkartentechnik bedienen soll. 

Dem Rechtsreferat obliegen neben der Abgabe 
von Stellungnahmen des Bundeskartellamtes vor 
den Gerichten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
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Dritter (§ 90) insbesondere die Beobachtung der 
deutschen, ausländischen und supranationalen 
(Montanunion, EWG) Gesetzgebung und Rechtspre- 
chung sowie die Erstattung von Gutachten in 
Rechtsfragen vornehmlich auf Rechtsgebieten außer- 
halb des GWB (Verfassungsrecht, allgemeines Ver- 
waltungsrecht, Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb u. a.), ferner die Bearbeitung der allgemei- 
nen Anfragen zur Anwendung und Auslegung des 
GWB. Außerdem sind dem Rechtsreferat die Füh- 
rung des Kartellregisters (§§ 9, 99 Abs. 3 und § 103 
Abs. 3) und des Registers für Wettbewerbsregeln 
(§ 28) sowie die Bestätigung der Anmeldungen von 
Preisbindungen für Markenwaren (§ 16 Abs. 4) 
übertragen. 

Im Verwaltungsreferat sind die Bewirtschaftung 
der dem Bundeskartellamt im Einzelplan 09 08 zu- 
gewiesenen Haushaltsmittel, die Personalverwal- 
tung und die Organisationsaufgaben zusammenge- 
faßt. Ferner sind ihm zugeordnet die Geschäfts- 
stelle, die Zentralregistratur, der Sprachendienst, 
die Bibliothek, die Kanzlei, die Poststelle, der Fern- 
sprech- und Fernschreibdienst, die Vervielfälti- 
gungsstelle sowie der Pförtner-, Amtsgehilfen- und 
Kraftfahrzeugdienst. 

Der Bestand der Bibliothek belief sich am 31. De- 
zember 1958 auf 4718 Bände. 109 Periodika werden 
laufend gehalten. Mit der Bibliothek des Instituts 
für Weltwirtschaft Kiel wurde ein vorläufiges Ab- 
kommen über gegenseitige Hilfe in Fragen der Do- 
kumentation abgeschlossen. 

Zur Erleichterung des Publikumsverkehrs liegen 
bei dem Bundesminister für Wirtschaft und bei den 


Kartellbehörden der Länder Abschriften des Kar- 
tellregisters und des Registers für Wettbewerbs- 
regeln zur Einsichtnahme aus. 


Personelle Zusammensetzung des Bundeskartell- 
amtes 

Die Angehörigen des Bundeskartellamtes wurden 


übernommen bzw. eingestellt: 

aus der Bundeswirtschaftsverwaltung 20 

aus sonstigen Bundesdienststellen 6 

aus Baden-Württemberg 3 

aus Bayern 1 

aus Berlin 93 

aus Hamburg 1 

aus Hessen 4 

aus Niedersachsen 5 

aus Nordrhein-Westfalen 3 

aus Schleswig-Holstein 1 
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15 Angehörige sind schwerbeschädigt, 

15 Angehörige fallen unter das Gesetz zu 
Art. 131 GG, 

21 Angehörige waren vor ihrer Einstellung arbeits- 
los, 

9 Angehörige sind Spätheimkehrer. 


Personelle Entwicklung des Bundeskartellamtes 


Stichtag 

Ins- 

gesamt 

Beamte 

davon 

höherer sonstige 
Dienst 

Angestellte 

davon 

Ins- 

gesamt nonerer sonstige 

y ; Dienst J 

Arbei- 

ter 

Ins- 

gesamt 

Sonstige Kräfte 

Referen- 1 Not- 
dare jstandsan- 
! gestellte 

Gesamt- 

zahl 

Vorläufiges 

Stellensoll 

38 

26 

12 

37 

4 

33 

13 

00 

00 

— 

— 


1. Januar 1958 

11 

6 

5 

33 

11 

22 

6 

50 



3 

53 

1. Februar 1958 

16 

8 

8 

37 

11 

26 

11 

64 

i 

5 

69 

1. März 1958 

19 

10 

9 

39 

11 

28 

10 

68 

— 

4 

72 

1. April 1958 

22 

12 

10 

40 

10 

30 

11 

73 


4 

77 

1. Mai 1958 

23 

13 

10 

44 

11 

33 

10 

77 

l 

4 

81 

Vorläufiges 

Stellensoll 

50 

35 

15 

40 

5 

35 

13 

103 

— 



1. Juni 1958 

28 

17 

ii 

44 

10 

34 

11 

83 

2 

4 

89 

1. Juli 1958 

31 

19 

12 

46 

11 

35 

12 

89 

2 

3 

94 

Stellensoll 



79 + 2 

58 | 

23 

86 

24 

62 

13 

180 



— 


1. August 1958 

32 

20 

12 

50 

13 

37 

13 

95 

2 ; 

2 

99 

1 September 1958 

34 

21 

13 

54 

17 

37 

15 

103 ! 

i 

2 

106 

1. Oktober 1958 

38 

25 

13 

64 

16 

48 

16 

118 

2 

— 

120 

1. November 1958 

39 

26 

13 

69 i 

18 

51 

15 

123 

2 

— 

125 

1. Dezember 1958 

40 

27 : 

13 

71 ! 

18 

53 

15 

126 

1 

— 

127 

1. Januar 1959 

45 

32 ; 

13 

80 i 

18 

62 

12 

137 

, 

— 

137 
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Organisationsplan des Bundeskartellamtes 

(Stand: 1. Januar 1959) 


Präsident 


Vizepräsident 


Ref 

Verw 

erat 

altung 



Referat 

Recht 



Register 



Beschlußabteilungen 

1. Abteilung 

2. Abteilung 

3. Abteilung 

4. Abteilung 

Bergbauliche Er- 

Feinmecha- 

Chemische Er- 

Zeugnisse, 

nische und opti- 

Zeugnisse ein- 

Mineralöl- 

sehe Erzeug- 

schließlich Dün- 

erzeugnisse und 

nisse: Uhren, 

gemittel, Kunst- 

Kohlenwert- 

Eisen-, Blech- 

stofferzeug- 

Stoffe, 

und Metall- 

nisse, Gummi- 

Steine und 

waren, 

und Asbest- 

Erden, 

Musikinstru- 

waren, Geld-, 

Eisen und Stahl 

mente, Spiel- 

Bank- und Bör- 

(Erzeugnisse der 

waren, Turn- 

senwesen, 


Hochofen-, 

und Sportge- 

V ersicherungen, 


Stahl- und 

räte, Schmuck- 

Schnittholz, 


Warmwalz- 

waren, bearbei- 

Sperrholz und 


werke sowie der 

tete Edel- 

sonstiges bear- 


Schmiede, Preß- 

steine, 

beitetes Holz, 


und Hammer- 

Feinkeramische 

Holzwaren (ein- 


werke), 

Erzeugnisse, 

schließlich Er- 


NE-Metalle und 

Glas und Glas- 

Zeugnisse aus 


Metallhalbzeug 

waren, 

natürlichen 


(einschließlich 

Leder, 

Schnitz- und 


Edelmetalle und 

Lederwaren und 

Formstoffen), 


deren Halb- 

Schuhe, 

Holzschliff, Zell- 


zeug), 

Textilien, 

Stoff, Papier 


Gießereierzeug- 

Bekleidung, 

und Pappe, 


nisse, 

Erzeugnisse der 

Papier- und 


Erzeugnisse der 

Ernährungs- 

Pappewaren, 


Ziehereien und 

industrie, 

Druckereier- 


Kaltwalzwerke 

Tabakwaren, 

Zeugnisse, Licht- 

Noch nicht 

und der Stahl- 

Bauwirtschaft 

paus- und ver- 

errichtet 

Verformung, 

(ohne Bauhand- 

wandte Waren, 


Stahlbauerzeug- 

werk und ohne 

Handwerk, 


nisse, 

Baugenossen- 

Kulturelle Lei- , 

Maschinenbau- 

schaften), 

stungen, Film- i 

erzeugnisse 

Land- und 

Wirtschaft, 


(einschließlich 

Forstwirtschaft, 

Sonstige Dienst- 


Lokomotiven 

Garten- und 

leistungen, 


und Acker- 

Weinbau, 

Freie Berufe 


schlepper), 

Fischerei und 



Landfahrzeuge 

Jagd, 



(ohne Schienen- 

Verkehrs- und 



fahrzeuge, Ak- 

Fernmelde- 



kerschlepper 

wesen, Wettbe- 



und Elektrofahr- 

werbsregeln, 



zeuge), 

Lizenzverträge 



Wasserfahr- 

nach §§ 20 und 



zeuge, 

21 GWB 



Luftfahrzeuge 




(einschließlich 




Flugbetriebs-, 




Rettungs-, 




Sicherheits- und 


! 

Bodengeräte), 



Elektrotech- 




nische Erzeug- 



nisse, 


l 

Wasser- und 


f 

Energiever- 



sorgung 


i 

Alle Sachentscheidungen, Stellung der Anträge und Vertretung 

vor den OLG und vor dem Bundesgerichtshof in Bußgeldsachen 


Einspruchs- 

abteilungen 

1. Ab- 2. Ab- 
teilung teilung 


Noch 

nicht 

errichtet 


Alle Entscheidun- 
gen über Einsprü- 
che gegen Entschei- 
dungen der Be- 
schlußabteilungen, 
Vertretung vor den 
BLG und dem BGH 
in Verwaltungs- 
sachen 


Abteilung 

Wirtschafts- 
beobachtung 
und Betriebs- 
prüfungen 


Referat 1 

Wirtschafts- 
struktur und 
Wirtschafts- 
entwicklung 


Referat 2 

Marktstruk- 
turen und 
Marktent- 
wicklung. 
Industrie 


Referat 3 

Marktstruk- 
turen und 
Marktent- 
wicklung. 
Landwirt- 
schaft, Hand- 
werk, Dienst- 
leistungen, 
Ausnahmen 


Referat 4 

Betriebe und 
Unter- 
nehmen 
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DRITTES KAPITEL 

Geschäftsübersicht für das Jahr 1958 


I. Kartelle 

Einen Überblick über die Anmeldungen und An- 
träge auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 
bis 7 im Jahre 1958 vermitteln die Tabellen A, B 
und C. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl 
und den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen 
und Erlaubnisanträge beim Bundeskartellamt. 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Be- 
arbeitung der Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 
und 5 vor den Landeskartellbehörden aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung 
sämtlicher Anmeldungen und Anträge auf Erlaub- 
nis nach Wirtschaftszweigen. 

Diese Übersicht folgt, soweit möglich, dem Auf- 
bau des „Systematischen Warenverzeichnisses für 
die Industriestatistik" 1 ). Innerhalb der verschiede- 
nen Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Nu- 
merierung zunächst die Verfahren vor dem Bundes- 
kartellamt, sodann die Verfahren vor den Landes- 
kartellbehörden aufgeführt, jeweils unterteilt in be- 
kanntgemachte und nicht bekanntgemachte (wegen 
§ 6 Abs. 1 i. Vb. mit § 10 Abs. 1 oder wegen feh- 


9 Ausgabe 1957 nebst Ergänzungslieferung, herausgege- 
ben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, Verlag 
W. Kohlhammer 


lender Bekanntmachungsreife) Anmeldungen und 
Anträge. 

In allen Tabellen sind in der Spalte „Kartellver- 
träge nach § 106 Abs. 2" nur diejenigen Anmeldun- 
gen und Anträge verzeichnet, in denen die Anmel- 
der und Antragsteller erkennbar eine Überleitung 
von vor dem Inkrafttreten des GWB gültig zu- 
stande gekommenen Kartellen nach § 106 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 erstreben. Die Prüfung, ob in allen 
diesen Fällen die Voraussetzungen des § 106 Abs. 2 
erfüllt sind, ist noch nicht abgeschlossen. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
sind in den Tabellen A und C als „rechtswirksam 
geworden" nur insoweit aufgeführt, als auf Grund 
der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits fest- 
steht, daß sie sich im Rahmen der Voraussetzun- 
gen des § 6 Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 
Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle erscheinen 
noch in der Spalte „rechtliche und wirtschaftliche 
Prüfung", obwohl sie u. U. ebenfalls schon rechts- 
wirksam sind. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß in 38 Fäl- 
len zwar noch keine formellen Anmeldungen oder 
Erlaubnisanträge vorgelegt wurden, daß jedoch auf 
Wunsch der an einer Kartellbildung interessierten 
Unternehmen Besprechungen über die Vorausset- 
zungen einer Kartellierung stattfanden. Diese Ge- 
spräche betrafen in erster Linie die formellen Er- 
fordernisse. Es folgt aber aus der Natur der Sache, 
daß die vorbereitenden Erörterungen nicht auf diese 
Frage beschränkt bleiben konnten und in ihrem 
Rahmen auch die materiellen Voraussetzungen für 
| die Kartellierung, allerdings ohne Präjudiz für die 
I Entscheidungen der Beschlußabteilungen, erörtert 
| wurden. 
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Tabelle A 

Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 bis 7 beim 

Bundeskartellamt 
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— 

1 

§3 
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— 

i 
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und 3 
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— 
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1 

1 
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— 
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— 

§4 

3 

1 

3 
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— 

_ 
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— 

— 

— 
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— 

— 

§5 














Abs. 1 

2 

— 

— 

1 

— 


— 

— 


: — 

1 

— 

; — 

§5 

Abs. 2 

3 

1 

2 







— 




— 

1 

1 ; 



§5 

Abs. 2 
und 3 

36 

22 

35 


i 

_ i 








2 

§6 














Abs. 1 

34 

2 

25 

9 

— I 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

| 

— 

§6 
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Abs. 2 

4 

1 
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i 
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— 

— 

§7 

3 

— 

2 
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— I 
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— 

— 

— 

— 

i 

— ; 

— 
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27 

74 

14 
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1 

— 

i 

— 

— 

6 

— 
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Tabelle B 

Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2 r 3 und 5 vor den Landeskartellbehörden 


Kartellart 

Anmeldungen; 

Anträge 

Kartellverträge 
nach § 106 Abs. 2 

Sadistand 

rechtliche und 
wirtschaftliche 
Prüfung 

rechtswirksam 

geworden 

Widerspruch; 

unanfechtbar 

geworden 

Widerspruch; 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis 

erteilt 

mit Auflagen 

Erlaubnis abgelehnt; 

unanfechtbar 

geworden 

Erlaubnis abgelehnt; 

Rechtsmittel 

eingelegt 

zurück- 

genommen 

an Bundes- 
kartellamt 
abgegeben 

§2 

1 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


— 



— 

§3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

| 

— 

§§2 
und 3 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

§5 

Abs. 1 

— 

— 

— 



— 

— 





— 

— 

— 



§5 

Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

§5 

Abs. 2 
und 3 

6 

3 

6 












7 

3 

6 

— 

1 

— 

— 

— 

— j 


— 
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Tabelle C 

Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen nach Wirtschaftszweigen 


Bezeichnung 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Bekanntmachung des 

des Kartells; 

Aktenzeichen 

Sachstand 

Bundeskartellamtes 

Kartellart 



Nr. im Bundesanzeiger 


Bergbauliche Erzeugnisse 


1 

Gemeinschaft Deutscher 

B3-215000-J- 1 

ja 

rechtliche und 

11/58 BAnz. Nr. 115 


Kalierzeuger (GDK) 

§ 5 Abs. 2 und 3 

131/58 ! 

I 

wirtschaftliche Prüfung 

vom 20. Juni 1958 


nicht bekanntgemacht: 


2 

Exportkartell — 

— 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 | 



3 

Exportkartell i — 



rechtliche und 


§ 6 Abs. 1 | ji 


wirtschaftliche Prüfung 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 


1 

V erkauf svereinigung 
für Teererzeugnisse, 
Essen 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-225300- J- 
1547/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

1 27/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958 

i 

2 

Phenolverband, Essen 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -225350- J- 
1546/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

26/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958 


Steine und Erden 


1 

Nordbayerische 
Basalt-Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl-251 100-J- 
600/58 


! rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung; 
Stellungnahmen 
angefordert 

14/58 BAnz. Nr. 126 
vom 5. Juli 1958 

2 

Basalt-Union GmbH, 
Bonn 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl-251 1 00- J- 
1799/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

66/58 BAnz. Nr. 233 
vom 4. Dezember 1958 

3 

Deutsche Terrazzo- 
Verkaufsgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -252790- J- 
501/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

50/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958 

4 

Zementvertrieb 

Berlin GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1550/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

22/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

5 

Zementverkaufsstelle 
Niedersachsen GmbH, 
Hannover 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-2531 00- J- 
1551/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

20/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nadi § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

6 

Zementkontor 

Unterelbe GmbH, 

Hamburg 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-2531 00- J- : 
1469/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung, 
Antrag auf einst- 
weilige Anordnung 

21/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

7 

Hüttenzementverkaufs- 
agentur Dr. Herbert 
Gilles, Düsseldorf 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1473/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

23/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

8 

Verkaufsbüro 

Rheinisch- 
Westfälischer 
Zementwerke GmbH, 
Neubeckum 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1549/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

19/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Berichtigung: 

(19)/58 BAnz. Nr. 173 
vom 10. September 1958 

9 

Verkaufsbüro West- 
falen Zementwerke, 
Neubeckum 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-2531 00- J- 
1548/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

18/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

10 

Süddeutsches Zement- 
kontor München 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

591/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung; 
Antrag auf einst- 
j weilige Anordnung 

16/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

11 

Kalkverkauf sverein 
GmbH, Finnentrop 
§ 5 Abs. 2 und 3 

j Bl -253200- J- 
480/58 

i 


j rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

58/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13. November 1958 

12 

Kalkkontor Rheine 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -253200- J- 
587/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

45/58 BAnz. Nr. 171 
vom 6. September 1958; 
Änderung: 

59/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13. November 1958 

13 

Liefergemeinschaft 
Mitteldeutscher Dünge- 
kalkwerke, Goslar 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

133/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

29/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

14 

Liefergemeinschaft 
Westdeutscher Dünge- 
kalkwerke, Letmathe 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

134/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

30/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958, 
Nachtrag: BAnz. Nr. 173 
vom 10. September 1958 

15 

Süddeutsche 
Düngekalkgesellschaft, 
Herrlingen 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

135/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

31/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

16 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Gipswerken 
§ 2 

B1-253300-B- 

677/58 

. 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister: 

Abt. A, Bd. I, Nr. 3 

15/58 BAnz. Nr. 127 
vom 8. Juli 1958; 

53/58 BAnz. Nr. 207 
vom 28. Oktober 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

17 

Rabatt- und 
Konditionenve rband 
Baukeramik 
§§ 2 und 3 

1 

B1-254134-D- 

2026/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

65/58 BAnz. Nr. 229 
vom 28. November 1958 

18 

Steinzeughandels- 
gesellschaft mbH, 
Hannover 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -254200- J- 
488/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

25/58 BAnz. Nr. 149 
vom 7. August 1958 


nicht bekanntgemacht: 


höherstufiges 

— 

— 

rechtliche und 

Rationalisierungs- 



wirtschaftliche Prüfung; 

kartell 



Vorbereitung der Be- 

§ 5 Abs. 2 und 3 



kanntmachung 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden: 


20 

Konditionenverein- 

Bl-2521 10-B- 

— 

vom Bundeskartellamt 


barung von Moräne- 

446/58 


an Baden-Württemberg 


Kieswerken 

(Baden- 


abgegeben; Wider- 


§ 2 

Württemberg) 


spruch; unanfechtbar 
geworden 


BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 
S. 6; 

BAnz. Nr. 189 vom 
2. Oktober 1958 S. 2 


nicht bekanntgemacht: 


21 

höherstufiges Ratio- 
nalisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

22 

bis 

24 

höherstufige Rationali- 
sierungskartelle 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

25 
und 

26 

höherstufiges Ratio- 
nalisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 

Westfalen 

ja 

vom Bundeskartellamt 
an Nordrhein-West- 
falen abgegeben; 
rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


Eisen und Stahl 

(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warm Walzwerke sowie der Schmiede-, Preß- und Hammerwerke) 
nicht bekanntgemacht: 


1 

höherstufiges Ratio- 

— 

— 

rechtliche und 


nalisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 



wirtschaftliche Prüfung 

2 

Exportkartelle 





rechtliche und 

bis 

4 

§ 6 Abs. 1 



wirtschaftliche Prüfung 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 



Gießereierzeugnisse 



nicht bekanntgemacht: 





1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 



Erzeugnisse der Ziehereien und 

Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

1 

Schuhbeschlag- 
hersteller; Struktur- 
krisenkartell 
§ 4 

B1-301797-G- : 

281/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

51/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958 

2 

Blankstahlexport- 

gemeinschaft, 

Düsseldorf 
§ 6 Abs. 2 

B1-301110-K- 

465/58 


Erlaubnis erteilt 
mit Auflagen 

32/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
1/59 

, BAnz. Nr. 15 vom 
i 23. Januar 1958 

3 

Exportgemeinschaft 
Sechseckgeflecht, 
Düsseldorf 
§ 6 Abs. 2 

B1-301731-K- 

487/58 

i 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

46/58 BAnz. Nr. 187 
vom 30. September 1958 

4 

Gemeinschaft 

Deutscher Sensen- 
werke, Hagen/Westf. 
Strukturkrisenkartell 
§ 4 

B1-302421-GL- 

483/58 


Prüfung der formellen 
Voraussetzungen; 
Hinwirken auf sach- 
dienliche Antrag- 
stellung 



nicht bekanntgemacht: 





5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 



Maschinenbauerzeugnisse 


1 

Fittingsverband e. V., 
Düsseldorf; Konditio- 
nen- und Rabattkartell 
für Tempergußfittings 
§§ 2 und 3 

B1-327300-D- 

442/58 


Widerspruch; unan- 
fechtbar geworden 

6/58 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1958; 37/58 
BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958 

2 

Vereinigte Armaturen- 
Gesellschaft m. b. H. t 
Mannheim 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-327300-J- 

1897/58 

' 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

44/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 
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Drucksache 1000 

Deutscher Bundestag — : 

3. Wahlperiode 

— 

Lid. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells ; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

i ! 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 


3 Rationalisierungs- B2-323240-H- ! — rechtliche und 64/58 BAnz. Nr. 228 

kartell der Lufttech- 450/58 wirtschaftliche Prüfung vom 27. November 

nischen Gesellschaft 1958 

mbH, Stuttgart-Zuffen- i 

hausen, und der 
Luwa AG Zürich 

§ 5 Abs. 2 | | 


nicht bekanntgemacht: 


4 

höherstufiges Rationa- 
lisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 



Prüfung der formellen 
Voraussetzungen 

5 

und 

6 

Exportkartelle 
§ 6 Abs. 1 


— 

i 

rechtswirksam 

7 

bis 

10 

Exportkartelle 
§ 6 Abs. 1 

1 

I 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

i 

l 


Wasserfahrzeuge 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartelle 

— 

1 

rechtswirksam 

und 

2 

§ 6 Abs. 1 





Elektrotechnische Erzeugnisse 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

2 

Exportkartelle 





rechtliche und 

und 

3 

§ 6 Abs. 1 



wirtschaftliche Prüfung ! 

1 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartelle 

— 

— 

rechtliche und 

und 

2 

§ 6 Abs. 1 



wirtschaftliche Prüfung 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 



Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 

Hersteller von Tuben; 
Rationalisierungs- 
kartell 
§ 5 Abs. 2 

B2-388560-J- 

337/58 

ja 

Antrag zurück- 
genommen 

28/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1958 


nicht bekanntgemacht: 





2 

und 

3 

Konditionen- und 
Rabattkartelle 
§§ 2 und 3 


— 

Prüfung der formellen 
Voraussetzungen 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 


Anorganische Chemikalien 

und Grundstoffe 


1 

Schwefelsäure- 
vereinigung (SV), 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-41 1 130-J- 
101/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

57/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958 

2 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV), 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413410-J- 

136/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

56/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958 

3 

Superphosphat- 
Industrie GmbH, 
Hamburg 1 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413431-J- 

222/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

4 

Thomasphosphat- 
fabriken GmbH, 
Düsseldorf 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413440-J- 

127/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

17/58 BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1958 

5 

Vereinigte Hanseati- 
sche Acetylen-Werke 
GmbH, Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-415160-J- 

17/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

43/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 

6 

Vereinigte Acetylen- 
Werke Hannover mbH. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-415160-J- 

219/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

42/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 


nicht bekannt ge macht: 





7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung j 

— 
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1 

1 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Bekanntmachung des 

des Kartells; 

Aktenzeichen 

Sachstand 

Bundeskartellamtes 

Kartellart 



Nr. im Bundesanzeiger 


Kunststoffe 


nicht bekanntgemacht: 


1 

und 

2 


1 

2 

3 


Exportkartelle — — 1 

§ 6 Abs. 1 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

Chemisch-technische 

Erzeugnisse 

nicht bekanntgemacht: 


Exportkartell j — — 

§ 6 Abs. 1 i 

! 1 

rechtswirksam 

j Exportkartell ! — ! — 

§ 6 Abs. 1 | 1 

! ! 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

Exportkartell — — 

§ 6 Abs. 2 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


Chemische Fasern 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 

1 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 

i 

i 


2 

Exportkartell 

i 

rechtliche und wirt- 


§ 6 Abs. 1 

| 

schaftliche Prüfung 


Feinkeramische Erzeugnisse 


1 


Lieferer von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern; 

Rabattkartell 
§ 3 


B2-519100-C- I — 
229/58 


Anmeldung zurück- 
genommen 


10/58 BAnz. Nr. 109 
vom 11. Juni 1958; 
47/58 BAnz. Nr. 188 
vom 1. Oktober 1958 


Glas und Glaswaren 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 

— 

— 

rechtliche und wirt- 


§ 6 Abs. 1 


| 

schaftliche Prüfung 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

i 

i 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 


Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 



nicht bekanntgemacht: 





1 

Rationalisierungs- 
kartell 
§ 5 Abs. 2 

1 

— 

Prüfung der formellen 
Voraussetzungen 

l 

! 

i 



Papier- 

und Pappewaren 


1 

Interessengemeinschaft 
der Deutschen Tapeten- 
fabrikanten 
Rabattkartell 
§ 3 

B3-561 100-C- 
234/58 


Widerspruch; Rechts- 
mittel eingelegt 

7/58 BAnz. Nr. 93 vom 
17. Mai 1958; 38/58 
BAnz. Nr. 159 vom 

21. August 1958; Ände- 
rung: 61/58 BAnz. 

Nr. 225 vom 22. No- 
vember 1958 


nicht bekanntgemacht: 





2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 





Textilien 



1 

Deutsche Baumwoll- 
spinnerei, 

Frankfurt (Main); 
Konditionenkartell 
§ 2 

B2-6331 10-B- 
408/58 

| 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I Nr. 4 

33/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
60/58 BAnz. Nr. 221 
vom 15. November 1958 

2 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B2-637200-D- 

260/58 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A r Bd. I, Nr. 1 

2/58 BAnz Nr. 44 
vom 5. März 1958; 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 

3 

Spinnereien des Fach- 
verbandes der Hart- 
faserindustrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B2-633500-E- 

585/58 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

52/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 

4 

Rabattkartell der 
Kalikofabrikanten 
§ 3 

B2-630910-C- 

326/58 


Anmeldung 

zurückgenommen 

36/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 1958 

5 

Rabattkartell der 
Kalikofabrikanten 
§ 3 

B2-630910-C- 

564/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

j 

63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 
1958; Änderung 

69/58 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

6 

Verein der Deutschen 
Baumwoll-Stück- 
veredler e. V., 

Frankfurt (Main) 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-63051 1-J- 
349/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

39/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 

7 

Textilveredlung 
Geschäftsstelle West 
e. V., Rationalisie- 
rungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-630000-J- 

350/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

35/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958 

8 

Rationalisierungs- 
kartell der Seiden- 
stückveredler e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-630515-J- 
! 352/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

40/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 


nicht bekanntgemacht: 





9 

Normen- und 
Typenabsprache 
§ 5 Abs. 1 


— 

Anmeldung 

zurückgenommen 



10 

höherstufiges Rationa- 
lisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

| 

ja 

1 

Prüfung der formellen 
Voraussetzungen 

— 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


1 

Sektkellereien Henkell 

! B 2-6877 15-C- 

— 

rechtswirksam gewor- 


& Co. und Mattheus 

! 286/58 


den; eingetragen ins 


Müller KGaA.; 



Kartellregister 


Rabattkartell 
§ 3 | 

i 


Abt. A, Bd. I, Nr. 2 


12/58 BAnz. Nr. 123 
vom 2. Juli 1958; 
49/58 BAnz. Nr. 190 
vom 3. Oktober 1958 


nicht hekanntgemacht: 


2 

Hauptgebiets- und 

B2-681 100-GG- 

ja 

Prüfung der formellen 


Gebietskonventionen 

99-23/58 


Voraussetzungen 


der Handelsmühlen; 
Mühlengemeinschaften 
der handwerklichen 
Mühlen 
§ 4 

(156/58) 



3 

Exportkartell 



ja 

rechtliche und 


§ 6 Abs. 1 



wirtschaftliche Prüfung 


Bauwirtschaft 


nicht bekanntgemacht: 

rechtliche und | 

wirtschaftliche Prüfung | 


1 Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 

des Kartells; ' Aktenzeichen 

Kartellart 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 


Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 


nicht bekanntgemacht: 


1 Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


2 


Importkartell 


rechtswirksam 


Prüfung der formellen 
! Voraussetzungen; 
rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 


Handel mit Schnittholz, Sperrholz und sonstigem bearbeiteten Holz 

nicht bekanntgemacht: 

1 Importkartell ' — ! — | Prüfung der formellen 

§ 7 | : Voraussetzungen ; 


Einfuhrhandel mit lebenden Tieren und Waren tierischen Ursprungs 


1 Rabattvereinigung der B2-718100-C- 
am Import von frischen 1 122/58 

norwegischen Stör- und 
Vaar-Heringen 
beteiligten Firmen 
§ 3 


i Anmeldung 
zurückgenommen 


3 58 BAnz. Nr. 83 
vom 2. Mai 1958; 
41/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 


Einfuhrhandel mit Waren pflanzlichen Ursprungs 

nicht bekanntgemacht : 

1 ! Importkartell ' — — , Antrag 

I § 7 \ \ zurückgenommen 


Handel mit Schnittholz, Sperrholz und sonstigem bearbeiteten Holz 


1 

Bergischer Färber- und 

B2-721607-J- ja 

! rechtliche und 

34 58 BAnz. Nr. 159 


Bleicherverband e. V., ! 

Textilveredlung , 

Wuppertal; Rationali- 
sierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

351/58 

wirtschaftliche Prüfung 

vom 21. August 1958 



Filmwirtschaft 



nicht bekanntgemacht: 




1 

1 Exportkartell | 

— f ja 

■ rechtliche und 

— 


1 § 6 Abs. 2 j 

i 

, wirtschaftliche Prüfung 

i 
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II. Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereichen 

Verkehr, § 99 

Dem Bundeskartellamt wurde ein Vertrag im 
Sinne des § 99 Abs. 2 Nr. 1 mitgeteilt, ferner wur- 
den 7 Verträge und 6 Empfehlungen im Sinne des 
§ 99 Abs. 2 Nr. 3 nach Abs. 3 angemeldet. Die recht- 
lichen und wirtschaftlichen Prüfungen sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Landwirtschaft, § 100 

Dem Bundeskartellamt und bei einer Landes- 
kartellbehörde wurden je ein Vertrag oder Be- 
schluß im Sinne des § 100 Abs. 1 Satz 1 nach Satz 2 
gemeldet. Der dem Bundeskartellamt mitgeteilte 
Beschluß wird noch rechtlich und wirtschaftlich ge- 
prüft; die Meldung bei der Landeskartellbehörde 
wurde inzwischen zurückgenommen. 

Kredit-, Versicherungs- und Bausparwesen, § 102 

An das Bundeskartellamt wurden 23 Meldungen 
nach § 102 Abs. 1 Satz 2 entsprechend Satz 5 wei- 
tergeleitet. Sie betreffen ausschließlich Verträge 
von Versicherungsunternehmen. In 5 Fällen kommt 
eine Überleitung der Verträge nach § 106 Abs. 2 
Nr. 4 in Betracht. 21 Verträge werden rechtlich und 
wirtschaftlich gewürdigt, 2 Verfahren wurden zu- 
ständigkeitshalber an Landeskartellbehörden abge- 
geben. 

Einer Landeskartellbehörde liegt die Meldung 
einer Vereinbarung aus dem Bereich des Bank- 
wesens nach § 102 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 
Satz 5 vor. 

Energie- und Wasserversorgung, § 103 

Auf Grund § 103 Abs. 3 wurden 25 497 Verträge 
beim Bundeskartellamt angemeldet, von denen nach 
Prüfung der Zuständigkeit 22 655 an die Landes- 
kartellbehörden abgegeben wurden. 


III. Preisbindungen 

Im Jahre 1958 wurden von 962 Firmen 190 856 
Preisbindungen beim Bundeskartellamt angemeldet. 
Davon entfallen auf Ersatzteile der Kraftfahrzeug- 
industrie 98 693 Preisbindungen. Bei der Feststel- 
lung dieser Zahlen wurde im Hinblick auf die Ge- 
staltung der Mißbrauchsaufsicht des § 17 als Preis- 
bindung jede selbständige Verkaufseinheit einer 
Ware mit eigenem gebundenen Preis gezählt. Ver- 
kaufseinheiten einer Ware, die sich durch Menge, 
Größe, Ausstattung usw. unterscheiden, wurden 
also als mehrere Preisbindungen gewertet. 7511 
Preisbindungen wurden inzwischen geändert. 13 Fir- 
men haben die Preisbindung für ihre Markenware 
zurückgenommen. Insgesamt sind 22 050 angemel- 
dete Preisbindungen zurückgenommen worden. Da- 
nach hatten am 31. Dezember 1958 noch 949 Firmen 
168 808 Preisbindungen einschließlich der Ersatz- 


teile der Kraftfahrzeugindustrie angemeldet. Davon 
entfallen 78 942 auf Kraftfahrzeugersatzteile und 
89 864 Preisbindungen auf andere Erzeugnisse. 


Tabelle D 

Zahl der bestehenden Preisbindungen 
auf geschlüsselt nach Warengruppen unter Verwen- 
dung der Meldenummern des Systematischen Waren- 
verzeichnisses für die Industriestatistik 


Lfd. 

Nr. 

W arengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen *) 
Stand: 

31. 

Dezember 

1958 

i 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 
31. 

Dezember 

1958 

1 

Erzeugnisse des Kali-, 
Steinsalzbergbaues und 
der Salinen 
— 2151 bis 2159 — 

2 

4 

2 

Kraft- und Leuchtstoffe 
u. ä. 

— 2214 — 

3 

7 

3 

Schmieröle und 
sonstige öle 
— 2215 — 

8 

69 

4 

Schmierfette 
— 2216 — 

2 

19 

5 

Paraffine, Vaseline, 
Bitumen und andere 
Erzeugnisse der Mineral- 
ölverarbeitung 
— 2218 — 

1 

5 

6 

Sand, Kies, Ton, Kaolin 
sowie sonstige Erden 
und Mineralien 
— 2521 bis 2527 — 

2 

8 

7 

Zement, Kalk, Gips, 

Kreide und Mörtel 
— 2531 bis 2536 — 

2 

7 

8 

Erzeugnisse der Ziehe- 
reien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung 
— 3000 - 

8 

1 288 

9 

Maschinen- und 
Präzisionswerkzeuge für 
die Metall- und 
Werkstoffbearbeitung 
— 3218 — 

2 

5 

10 

Autogengeräte und 

1 

2 


-maschincn 
— 3219 


übe r 1 rag . . . 1414 

0 Da eine Anzahl Firmen Preisbindungen in mehreren 
Wirtschaftszweigen angemeldet hat, bei der Gesamt- 
zählung jede anmeldende Firma aber nur einmal ge- 
zählt wird, ergibt sich durch die Doppelzählung hier 
eine höhere Anzahl Firmen als in der Gesamtübersicht. 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen *) 
Stand: 
31. 

Dezember 

1958 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 

| 31. 

Dezember 
| 1958 


Übertrag . . . 

1414 

11 

Kältemaschinen und 
-apparate 
— 3233 — 

3 

5 

12 

Maschinen für die 
Bauwirtschaft 
— 3236 — 

1 

1 

13 

Landmaschinen 
— 3241 — 

2 

9 

14 

Ackerschlepper 
— 3244 — 

2 

12 

15 

Warenautomaten 
— 3253 — 

1 

2 

16 

Groß- und Schnellwaagen 
— 3254 — 

1 

95 

17 

Kleinhebezeuge und 
handbetriebene Krane 
— 3256 — 

2 

80 

18 

Büromaschinen 
— 3264 — 

13 

187 

19 

Nähmaschinen 
— 3267 — 

1 

17 

20 

Armaturen 
— 3273 — 

6 

2 391 

21 

Kraftwagen und Kraft- 
räder (einschließlich 
deren Motoren und 
Fahrgestelle) 

— 3311 bis 3319 — 

25 

709 

22 

Teile und Zubehör für 
Kraftfahrzeuge und Kraft- 
fahrzeugmotoren 
— 3330 bis 3335 — 

18 

78 951 

23 

Karosserien, Aufbauten, 
Anhänger und 
Gespannfahrzeuge 
— 3341 bis 3347 — 

1 

5 

24 

Geräte und Einrichtungen 
zur Elektrizitätserzeu- 
gung und -Umwandlung 
— 3611 bis 3617 — 

4 

18 

25 

Geräte und Einrichtungen 
der Elektrizitäts- 
verteilung 

— 3621 bis 3629 — 

1 

1 

26 

Elektrische 
Verbrauchergeräte 
— 3631 bis 3638 — 

30 

209 


Übertrag . . . 

84 106 


Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
' Firmen *) 
Stand: 
31. 

Dezember 

1958 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 

31. 

Dezember 

1958 


Übertrag . . . 

84 106 

27 

Elektrische Leuchten 
(einschließlich Glüh- und 
Entladungslampen) 

— 3641 bis 3647 — 

19 

3 619 

28 

Rundfunk-, Fernseh-, 
elektroakustische Geräte 
und Einrichtungen 
— 3661 bis 3667 — 

29 

1 113 

29 

Elektr. Meß-, Prüf-, 
Steuerungs-, Regelgeräte 
und -einrichtungen 
— 3671 bis 3677 — 

2 

25 

30 

Sonstige elektro- 
technische Erzeugnisse 
— 3681 bis 3689 — 

10 

1 346 

31 

Optische Erzeugnisse 
— 3711 bis 3719 — 

6 

1 209 

32 

Foto-, Projektions- und 
kinotechnische 

Erzeugnisse 
— 3721 und 3725 — 

26 

1 257 

33 

Zubehör-, Einzel- und 
Ersatzteile für Foto-, 
Projektions- und Kino- 
geräte 

— 372109 und 372509 — 

14 

814 

34 

Feinmechanische 
Erzeugnisse 
— 3751 bis 3759 — 

2 

7 

35 

Medizinmechanische 
Erzeugnisse 
— 3761 und 3763 

3765 und 3767 — 

5 

1 055 

36 

Uhren 

— 3771 bis 3779 — 

11 

3 225 

37 

Eisen-, Blech- und 
Metallwaren 
— 3800 — 

78 

2 790 

38 

Musikwerke, Saiten-, 
Blas- und sonstige 
Kleinmusikinstrumente 
— 3921 bis 3925 — 

1 

258 

39 

Spielwaren und 
Christbaumschmuck 
— 3930 bis 3939 — 

27 

3 962 

40 

Turn- und Sportgeräte 
— 3940 bis 3949 — 

9 

632 


Übertrag . . . 

105 418 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen 0 
Stand: 1 
31. 

Dezember 

1958 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 

I Stand: 

31. 

Dezember 

1958 


Übertrag . . . 

105 418 

41 

Schmuckwaren 
— 3952, 3953, 

3955, 3957 — 

5 

116 

42 

Anorganische 

Chemikalien und 
Grundstoffe 
— 4111 bis 4165 — 

5 

9 

43 

Organische Chemikalien 
— 4212 bis 4241 — 

6 

22 

44 

Pharmazeutika 
— 4311 bis 4361 — 

88 

5316 

45 

Mineralfarben und 
Teerfarbstoffe 
— 4411 bis 4421 — 

1 

1 

46 

Kunststoffe (chemische) 

— 4522 bis 4541 — 

19 

3 885 

47 

Chemisch-technische 
Erzeugnisse 
— 4611 bis 4637 

4644 

4651 bis 4699 — 

45 

500 

48 

Chemisch-technische 

Erzeugnisse 

Seifen- und Waschmittel 
— 4640 und 4641 — 

80 

164 

49 

Chemisch- technische 
Erzeugnisse 
Körperpflegemittel 
— 4647 — 

113 

4 127 

50 

Haushalts-, Wirtschafts- 
und Ziergegenstände aus 
Porzellan und Porelit 
— 5111 bis 5116 — 

1 

21 

51 

Dentalporzellan 
— 5121 bis 5125 — 

2 

127 

52 

Haushalts-, Wirtschafts- 
und Ziergegenstände aus 
Steingut, feinem und 
graublauem Steinzeug 
— 5131 bis 5138 — 

2 

922 

53 

Hoch- und Nieder- 
spannungsmaterial, 
technische und chemisch- 
technische Gegenstände 
— 5161 bis 5169 — 

1 

15 

54 

Schleifmittel 
— 5191 bis 5195 — 

1 

1 


Übertrag . . . 

120 644 



Zahl der 

Zahl der 


anmel- 

Preis- 


denden 

bin- 

T fd 

Firmen *) 

düngen 

Nr Waren gruppe 

Stand: 

Stand: 


31. 

31. 


Dezember 

Dezember 


1958 

1958 



Übertrag 


120 644 

55 

Glas- und Glaswaren 
— 5200 — 

5 

4212 

56 

Sperrholz und Preßholz 
— 5361 bis 5365 — 

1 

3 

57 

Holzwaren 
— 5400 — 

22 

1 594 

58 

Holzschliff, Zellstoff, 

Papier und Pappe 
— 5500 — 

5 

799 

59 

Papier- und Pappewaren 
— 5600 — 

21 

388 

60 

Druckereierzeugnisse, 
Lichtpaus- und verwandte 
Waren 
— 5700 — 

5 

77 

61 

Kunststofferzeugnisse 
— 5800 — 

29 

1 053 

62 

Gummi- und Asbestwaren 
— 5900 — 

32 

16 789 

63 

Sattler- und Feinsattler- 
waren aus Leder 
— 6214 — 

5 

78 

64 

Feintäschner- und 
Galanteriewaren 
aus Leder 
— 6215 — 

2 

77 

65 

Feinsattler-, Feintäschner- 
und Galanteriewaren 
aus Austauschstoffen 
— 6219 — 

3 

53 

66 

Schuhe 

— 6251 bis 6259 — 

6 

234 

67 

Textilien 
— 6300 — 

104 

12711 

68 

Bekleidung 
— 6400 — 

27 

2 721 

69 

Mahl- und Schälmühlen- 
erzeugnisse 
— 6811 — 

35 

1 436 

70 

Nährmittel 
— 6813 — 

43 

502 

71 

Stärke- und Kartoffel- 
trocknungserzeugnisse 
— 6815 — 

8 

14 

72 

Backwaren 
— 6817 — 

12 

157 


übertrag . . . 163 542 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen *) 
Stand: 

31. 

Dezember 

1958 

Zahl der 
Preis- 
1 bin- 

dungen 
Stand: 

31. 

Dezember 

1958 


Übertrag . . . 

163 542 

73 

Erzeugnisse der 
Zuckerindustrie 
— 6821 — 

3 

29 

74 

Verarbeitetes Obst 
und Gemüse 
— 6824 — 

11 

69 

75 

Süßwaren 
— 6827 — 

48 

2 399 

76 

Milch, Butter und 
Molkereikäse 
— 6831 — 

7 

34 

77 

Dauermilch und Milch- 
präparate, Schmelzkäse 
und Kasein 
— 6835 — 

6 

42 

78 

Erzeugnisse der Ölmühlen 
— 6841 — 

2 

3 

79 

Margarine, Platten- und 
Kunstspeisefette 
— 6844 — 

4 

11 

80 

Fleisch und Fleischwaren 
— 6851 — 

2 

2 

81 

Fischerzeugnisse 
— 6855 — 

5 

66 

82 

Kaffeemittel 
— 6861 — 

3 

16 

83 

Kaffee, Tee und 
teeähnliche Erzeugnisse 
— 6865 — 

15 

329 

84 

Bier und Nebenprodukte 
des Bieres 
— 6871 — 

4 

32 

85 

Spirituosen 
— 6875 — 

46 

1 364 

86 

Verarbeitete Weine 
— 6877 — 

23 

262 

87 

Mineralbrunnen, Mineral- 
wasser und Limonaden 
— 6879 — 

2 

14 

88 

Essig, Senf, Essenzen, 
Gewürze u. ä. 

— 6881 — 

11 

160 

89 

Futtermittel 
— 6891 — 

4 

51 

90 

Zigaretten 
— 6911 — 

14 

281 


Übertrag . . . 

168 706 


Zahl der 

Zahl der 

anmel- 

Preis- 

denden 

bin- 

Lfd. AA/ , . „ „ „ „ Firmen J ) 

düngen 

Nr Warengi uppe Stand: 

Stand: 

31. 

31. 

Dezember 

Dezember 

1958 

1958 


Übertrag . . . 168 706 


91 Rauch-, Kau- und 2 77 

Schnupftabak 

— 6971 — 

92 Eier- und Honigerzeugung 3 25 

— 7817 — 

Summe ... 168 808 


IV. Lizenzverträge 

Beim Bundeskartellamt wurden 20 Anträge auf 
Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 — auch in Verbindung 
mit § 21 — gestellt. Auf Grund der Anträge wur- 
den bisher 2 Erlaubnisse erteilt (Bekanntmachun- 
gen des Bundeskartellamtes Nr. 48/58 und 54/58, 
BAnz. Nr. 189 vom 2. Oktober 1958 und Nr. 208 
vom 29. Oktober 1958); die anderen Verträge wer- 
den noch rechtlich und wirtschaftlich geprüft. 


Tabelle E 

Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 — auch 
in Verbindung mit § 21 — nach Wirtschaftszweigen 
und dem Gegenstand der Verträge 


Wirtschaftszweig 

Gegenstand der 

Verträge 


Patent- 

rechte 

Betriebs- 

geheim- 

nisse 

Ge- 

brauchs- 
muster- 
rechte 
u. a. 

Stahlbauerzeugnisse 

8 

3 

— 

Elektrotechnische 

Erzeugnisse 

2 

— 

— 

Eisen-, Blech- und 
Metallwaren 

1 

— 



Anorganische 
Chemikalien und 
Grundstoffe 

2 

2 


Kunststoffe 

-- 

1 

— 

Chemisch-technische 




Erzeugnisse 

1 

— 

— 


14 

6 

— 


Neben den 20 genannten Anträgen wurden dem 
Bundeskartellamt 133 Verträge der in § 20 Abs. 1 
und § 21 bezeichneten Art zur kartellrechtlichen 
Prüfung unterbreitet. 
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Einige Landeskartellbehörden teilten mit, daß 
ihnen ebenfalls einige Lizenz-Verträge zur kartell- 
rechtlichen Würdigung vorgelegt wurden. 


Tabelle F 


Übersicht über die kartellrechtliche Prüfung von 
Verträgen im Sinne des § 20 Abs. 1 und § 21 
nach Wirtschaftszweigen und dem Gegenstand der 
Verträge 


Wirtschaftszweig 

Gegenstand der Verträge 


Patent- 

rechte 

Betriebs- 

geheim- 

nisse 

Ge- 

brauchs- 
muster- 
r echte 
u. a. 

Steine und Erden 

1 

— 

— 

Erzeugnisse der 
Ziehereien und Kalt- 
walzwerke und der 
Stahlverformung 

1 



Stahlbauerzeugnisse 

i 

— 

— 

Maschinenbau- 

erzeugnisse 

37 

3 

— 

Elektrotechnische 

Erzeugnisse 

2 

1 

— 

Feinmechanische 
und optische 

Erzeugnisse 

1 



Eisen-, Blech- und 
Metallwaren 

75 

— 

_ 

Anorganische 
Chemikalien und 
Grundstoffe 


1 


Pharmazeutika 

— 

2 

— 

Kunststoffe 

2 

1 

— 

Chemisch-technische 

Erzeugnisse 

1 

— 

— 

Textilien 

— 

3 

— 

Gießereierzeugnisse 

— 

1 

— 


121 

12 

— 


V. Anzeigen nach § 23 

Im Jahre 1958 wurden insgesamt 23 Anzeigen 
von Zusammenschlüssen von Unternehmen nach 
§ 23 beim Bundeskartellamt erstattet. In 6 Fällen 
hat die Untersuchung ergeben, daß ein Markt- 
anteil von 20 v. H. nicht erreicht wird. 17 angezeigte 
Zusammenschlüsse von Unternehmen werden gegen- 
wärtig noch geprüft. Eine Aufforderung zu einer 
mündlichen Verhandlung oder zu einer schriftlichen 
Äußerung über den Zusammenschluß nach § 24 ist 
an die Beteiligten bisher nicht ergangen. 
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In den folgenden 14 Fällen ist der Marktanteil von den anzeigenden Unternehmen mit mindestens 
20 v. H. angegeben worden: 


Tabelle G 


Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des aufnehmenden 
Unternehmens 


des 


Bezeichnung 

aufgenommenen 

Unternehmens 


Art der Waren 
oder gewerblichen Leistungen 


1 

Vereinigte Großalmeroder 
Thonwerke, Großalmerode, 
Bez. Kassel 

Fastner & Co. GmbH. 

Glasschmelzhafenfabrik, 

Elisenfels/Oberfr. 

Glasschmelzhäfen 

2 

Metallgesellschaft A.G., 
Frankfurt (Main) 

Hüttenwerke Tempelhof 
GmbH., Berlin-Tempelhof 

Feinzinklegierungen 

3 

Vereinigte Bleiwerke 

GmbH. & Co., Düsseldorf 

a) Vereinigte Bleiwerke 
GmbH., Stolberg; 

Bleihalbzeug 



b) Bleiindustrie Jung 
& Lindig GmbH., 
Hamburg-Eidelstedt 


4 

Phoenix-Rheinrohr AG., 
Düsseldorf 

Langmatz GmbH., Berlin 

Maste jeglicher Art 

5 

Grundig-Bank GmbH., 
Frankfurt (Main) 

a) Triumph-Werke Nürn- 
berg AG., Nürnberg 

b) Adler-Werke AG., 
Frankfurt (Main) 

Schreibmaschinen und 
Buchungsmaschinen 

6 

Victoria-Werke AG., 
Nürnberg 

a) Expreßwerke AG., 
Neumarkt; 

b) Auto-Union GmbH., 
Düsseldorf/Ingolstadt 

Motorräder, Mopeds und 
Mopedmotoren 

7 

8 

Standard Elektrik AG., 

Stuttgart 

a) Mine Safety Appliances 
Co., Pittsburgh, PA, USA 

b) B. F. McDonald Co., 

Los Angeles, Cal., USA 

c) Mine Safety Appliances 
de Venezuela, C.A., 
Caracas, Venezuela 

d) Arcturus Investment & 
Development Ltd., 
Montreal, R.Q., Canada 

C. Lorenz AG., Stuttgart 

Auergesellschaft AG., Berlin 

Erzeugnisse der Fernsprech- 
und Fernmeldetechnik 
Selbstrettungsgeräte, Atem- 
schutzgeräte, Gasmasken und 
Staubmasken 

9 

Andrae-Noris Zahl AG., 
Frankfurt (Main) 

Pharmazeutische Großhand- 
lung Dr. Samstag GmbH., 
Augsburg 

Großhandel in Pharma- 
zeutika und Industrie- 
chemikalien 

10 

Margret Astor KG., Mainz 

Coty GmbH & Co., KG., 

Mainz 

Körperpflegemittel 

11 

Vereinigte Mopwerke Gebr. 
Salmon-Ostermann & Sohn, 
KG., Wertheim (Main) 

A. & W. Engels, Mopfabrik 
OHG., Rheydt 

Mop (Fußbodenreiniger) 

12 

Vereinigte Papierwerke 
Schickedanz & Co., 

Nürnberg 2 

Peter Temming AG., 
Glückstadt 

kosmetische und hygienische 
Zellstoffwatteartikel 

13 

Bayrische Wollfilzfabrik KG., 
Offermann, Zeiler & Co., 
Offingen (Donau) 

Filzfabrik Wunnerlich, 
Schmidt & Co., Hof (Saale) 

Wollfilze, speziell Stückfilze 

14 

Süddeutsche Zucker AG., 
Mannheim 

Zuckerfabrik Rheingau AG., 
Worms 

Zucker 


In 3 Fällen sind die Untersuchungen über die Höhe des Marktanteils noch nicht abgeschlossen. 
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VI. Wettbewerbsregeln 

Dem Bundeskartellamt wurden 4 Anträge, einer 
Landeskartellbehörde wurde 1 Antrag auf Eintra- 
gung von Wettbewerbsregeln in das Register für 
Wettbewerbsregeln vorgelegt. In 12 Fällen wird die 
kartellrechtliche Zulässigkeit von Wettbewerbs- 
regeln mit dem Bundeskartellamt, in einem Falle 
mit einer Landeskartellbehörde zur Vorbereitung 
sachdienlicher Antragstellung erörtert. 


Tabelle H 


Übersicht über die Anträge auf Eintragung 
von Wettbewerbsregeln nach § 28 Abs. 3 
beim Bundeskartellamt 


Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung der 
Wettbewerbs- 
regeln . 

i 

Aktenzeichen 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

Fachverband des 
Deutschen Linoleum- 
handels e. V., Lübeck 

Wettbewerbs- 
und Schieds- 
gerichtsordnung 

B2-712610- 

Y-295/58 

rechtliche und 
; wirtschaftliche 
Prüfung 

13/58 BAnz. Nr. 125 
vom 4. Juli 1958 

Verband der diäteti- 
schen Lebensmittel- 
industrie e. V. f 

Frankfurt (Main) 

Wettbewerbs- 
regeln für diäte- 
tische Nährmittel 

B2-680000- 

YY-168/58 

rechtliche und 
wirtschaftliche 
Prüfung 

i 

55/58 BAnz. Nr. 211 
vom 1. November 
1958 


Ein nicht bekanntgemachter Antrag aus dem 
Wirtschaftszweig „Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse; Uhren" ist inzwischen zurückgenom- 
men worden. Ein weiterer noch nicht bekannt- 
gemachter Antrag liegt aus dem Wirtschaftszweig 
„Einzelhandel mit bergbaulichen Erzeugnissen" vor. 
Er wird auf seine formellen Erfordernisse geprüft; 
den Antragstellern wurden Änderungsvorschläge 
gemacht. 

Der Eintragungsantrag bei der Landeskartell- 
behörde bezieht sich auf den Wirtschaftszweig 
„Handel mit Erzeugnissen der Ernährungsindustrie". 
Die Regeln wurden kartellrechtlich beanstandet. 
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VII. Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 


Verfahren vor dem Bundeskartellamt 


Tabelle J 


Sadist and 


Grund- 

legende 

Bestimmung 

Zahl der 
Verfahren 

rechtliche 1 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Verfügung 
der Kartell- 
behörde; 
unanfechtbar 
geworden 

Verfügung 
der Kartell- 
behörde; 
Rechtsmittel 
eingelegt 

Verfahren 
eingestellt, 
nachdem be- 
anstandeter 
Mißbrauch 
abgestellt 

Verfahren 
aus anderen 
Gründen 
eingestellt 

an Landes- 
kartell- 
behörde 
abgegeben 

§ ii 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

§ 12 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 17 

121 

83 

— 

1 

3 

34 

— 

§ 18 

8 

4 

— 

— 

! l 

2 

1 

§ 20 Abs. 3 

— 

— 

— 

— 



— 

§21 

— 

— 

— 

— 

— 


| — 

§ 22 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 104 

5 

5 

— 

— 


— 

! — 

— 

136 

94 

— 

1 

4 

36 

i 

I i 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


Tabelle K 


Sachstand 


Grund- 

legende 

Bestimmung 

Zahl der 
Verfahren 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Verfügung 
der Kartell- 
behörde; 
unanfecht- 
bar 

geworden 

Verfügung 
der Kartell— 
behörde; 
Rechts- 
mittel 
eingelegt 

Verfahren 
eingestellt, 
nachdem 
beanstan- 
deter Miß- 
brauch ab- 
gestellt 

Verfahren 
aus anderen 
Gründen 
ein- 
gestellt 

an andere 
Landes- 
kartell- 
behörde 
: abgegeben 

an Bundes- 
i kartellamt 
abgegeben 

§ ii 

5 

— 

— 

— 

; — 

5 

— 

— 

§ 12 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— : 

— 

§ 17 | 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 18 

1 

— 

— 

— 

~ 

1 

— 

— 

§ 20 Abs, 3 

— 

— i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§21 


— ; 

— 

— 

— 



— 

§22 

2 

— 

— 

— 

1 


— 

1 

§ 104 j 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 
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Tabelle L 

VIII. Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafts- oder Berufsvereinigung 







Sachstand 







Verfü- 

Verfü- 

Verfah- 




Kartellbehörde 

j 

Zahl der 
Anträge 
nach 
§ 27 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

t 

1 

gung der 
Kartell- 
behörde; 

unan- 

fechtbar 

gewor- 

den 

gung der 
Kartell- 
behörde; 
Rechts- 
mittel 
einge- 
legt 

ren ein- 
gestellt, 
nachdem 
Antrag- 
steller 
aufge- 
nommen 

Antrag 

zurück- 

genom- 

men 

an Lan- 
deskar- 
tellbe- 
hörde ab- 
gegeben 

an Bun- 
des- 
kartell- 
amt ab- 
gegeben 

Bundeskartellamt 

2 

l 1 

; 

— 

— 

1 

— 

— 

Landeskartellbehörden 

4 

2 

1 

1 

— 

— | 

1 

— 

— 


Tabelle M 

IX. Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 


Sachstand 


Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl der 
Ver- 
fahren 

recht- 

liche 

und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Buß- 

geld- 

antrag 

gestellt 

Buß- 

geld 

fest- 

gesetzt; 

unan- 

fechtbar 

gewor- 

den 

Buß- 

geld 

fest- 

gesetzt; 

Rechts- 

be- 

schwerde 

ein- 

gelegt 

Verfah- 
ren ein- 
gestellt, 
nachdem 
bean- 
standetes 
Ver- 
halten 
aufge- 
geben 

Ver- 
fahren 
aus an- 
deren 
Gründen 
ein- 
gestellt 

an 

Landes- 

kartell- 

behörde 

abge- 

geben 

nach § 27 
Abs. 3 
OWiG 
abge- 
geben 

§ i 

268 

171 

4 


— 

42 

31 

20 

— 

§ 15 

8 

6 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

§ 20 Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 25 

3 ; 

3 

— 

— 

— 

— 

— | 

— 

— 

§ 26 Abs. 1 

6 

3 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

— 

§ 26 Abs. 2 

48 

29 | 

— 

— 

— 

6 i 

9 

4 

— 

§ 38 Abs. 2 
Satz 2 

40 

19 j 

— 

— 

i 

i 

9 

11 

1 



§ 39 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


375 

233 

4 

— 

— 

60 

52 

26 
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(noch: IX. Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB) 


Tabelle N 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 









Sachstand 




Grundlegende 

Zahl der 

— .. 





- - - - ■ 

— — . 



_ 

Bestimmung 

Ver- 

fahren 

recht- 

Buß- 

Buß- 

Buß- 

Verfah- 

Ver- 

an 

an 

nach § 27 



liehe 

geld- 

geld 

geld 

ren ein- 

fahren 

andere 

Bundes- 

Abs. 3 




und wirt- 

antraq 

fest- 

fest- 

gestellt, 

aus an- 

Landes- 

kartell- 

OWiG 




schaft- 

gestellt 

gesetzt; 

gesetzt; 

nachdem 

| deren 

kartell- 

amt 

abge- 




liehe 


unan- 

Rechts- 

bean- 

Gründen 

behörde 

abge- 

geben 




Prüfung 


fechtbar 

be- 

standetes 

ein- 

abge- 

geben 







gewor- 

schwerde 

Ver- 

gestellt 

geben 








den 

ein- 

halten 











gelegt 

aufge- 

geben 





§ i 


355 

31 

120 

37 

19 

9 

131 

2 

5 

1 

§ 15 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

§ 20 Abs. 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 

§ 25 


8 

4 

— 

— 

— 

2 

2 

— 

— 

— 

§ 26 Abs. 

1 

10 

4 

— 

— 

— 

2 

3 

— 

1 

— 

§ 26 Abs. 

2 

4 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 38 Abs. 

2 











Satz 2 

49 

22 

— 

— 

— 

8 

15 

— 

4 

— 

§ 39 


427 

65 

120 

I 37 

19 

21 

152 

2 

10 

1 
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X. Einstweilige Anordnungen 

Im Jahre 1958 erließ das Bundeskartellamt zwei 
einstweilige Anordnungen nach § 56. 

Eine vorläufige Erlaubnis für ein Exportkartell 
nach § 6 Abs. 2 hat inzwischen dadurch ihre Erledi- 
gung gefunden, daß im Hauptverfahren die Erlaub- 
nis erteilt wurde. 

Eine einstweilige Anordnung, durch die einem 
preisbindenden Unternehmen für die Dauer des 
Verfahrens nach § 17 gewisse Auflagen hinsichtlich 
der Handhabung seiner Preisbindung gemacht wur- 
den, wurde nach Änderung der Preisbindung wieder 
aufgehoben. Gegen die Aufhebung haben die An- 
tragsteller nach erfolglosem Einspruch Beschwerde 
eingelegt, über die das Kammergericht am 31. De- 
zember 1958 noch nicht entschieden hatte. 

XI. Rechtsmittel 

Gegen 2 Sachentscheidungen und 2 Kosten- 
beschlüsse der Beschlußabteilungen wurde Ein- 
spruch eingelegt. 

Über den Einspruch gegen einen Beschluß, mit 
dem einem Kartell nach § 3 widersprochen worden 
war, ist noch nicht entschieden. Gegen die Auf- 
hebung einer einstweiligen Anordnung haben die 
Antragsteller nach erfolglosem Einspruch Be- 
schwerde eingelegt. 

Ein Einspruch gegen einen Kostenbeschluß wurde 
zurückgewiesen; die Entscheidung ist unanfechtbar 
geworden. Uber den 2. Einspruch ist noch nicht ent- 
schieden. 

XII. Sonstige Zahlen und Angaben 

Während des Berichtszeitraumes sind beim Bun- 
deskartellamt 16 955 Eingänge und 13 985 Ausgänge 
gezählt worden. 

Es gingen 244 Beschwerden über angebliche Wett- 
bewerbsbeschränkungen oder mißbräuchliches Ver- 
halten und 903 Anfragen betreffend Anwendung 
und Auslegung des GWB ein. 

886 Vertreter und Rechtsberater von Unternehmen 
und Verbänden suchten das Bundeskartellamt zu 
Besprechungen auf. 

Die vorstehenden Angaben über Art und Zahl 
der im Bundeskartellamt angefallenen Vorgänge 
und der folgende Bericht über die Behandlung ein- 
zelner Probleme vermögen allein noch kein voll- 
ständiges Bild von der tatsächlichen Arbeit des 
Bundeskartellamtes zu vermitteln. 

Die im ersten Kapitel dieses Berichts geschilderte 
Ausgangslage machte über die bloße Rechtsanwen- 
dung hinaus ein aufklärendes Wirken des Bundes- 
kartellamtes notwendig, das sich statistisch nicht er- 
fassen läßt. Neben dem organisatorischen Aufbau 
mußte das Bundeskartellamt seine Tätigkeit damit 
beginnen, der Wirtschaft bei der nach dem neuen 
Gesetz erforderlichen Umstellung gewisser Prak- 
tiken durch Beratung Hilfe zu leisten. Diesem Ziel 
dienten sowohl die Erörterung von Fragen zur An- 
wendung und Auslegung des GWB mit den betrof- 
fenen Unternehmen oder ihren Verbänden, als auch 


öffentliche Vorträge und eine laufende Unterrich- 
tung der Presse. Wie oben unter I. erwähnt, wur- 
den ferner beabsichtigte Kartellverträge mit den 
interessierten Unternehmen bereits vor einer for- 
mellen Anmeldung oder einem Erlaubnisantrag so 
weit erörtert, wie dies zur Sicherung formell ord- 
nungsgemäßer und ausreichend begründeter An- 
träge erforderlich erschien. Dadurch entstand zwar 
eine erhebliche zusätzliche Arbeitsbelastung, zu- 
gleich aber wurde die Zusammenarbeit zwischen 
Bundeskartellamt und Wirtschaft vertieft. 

Soweit dem Bundeskartellamt von Amts wegen 
oder durch Beschwerden Tatsachen bekannt wurden, 
die den Verdacht eines Verstoßes gegen Verbote 
des GWB oder eines Mißbrauchs begründeten, wur- 
den die erforderlichen Aufklärungsmaßnahmen ein- 
geleitet. In der Erkenntnis, daß nach jahrzehnte- 
langer unbeschränkter Vertragsfreiheit und staat- 
lichem Rechtsschutz für Wettbewerbsbeschränkun- 
gen die ordnungspolitischen Grundsätze des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen trotz des 
durch die Bestimmungen des Ges. Nr. 56 / VO 
Nr. 78 / VO Nr. 96 erzielten Vorstellungswandels 
nur langsam in das Rechtsbewußtsein der Unter- 
nehmer eindringen, war das Bundeskartellamt be- 
strebt, zunächst durch Aufklärung der Beteiligten 
den gesetzwidrigen Zustand zu beseitigen und wei- 
tere Maßnahmen nur dann zu ergreifen, wenn dies 
nicht gelang oder es sich um schwerwiegende 
schuldhafte Verstöße handelte. 

Die hohe Zahl der unter VII. und IX. aufgeführten 
Verfahren erklärt sich zum Teil daraus, daß die er- 
wähnten Aufklärungsmaßnahmen in der Statistik 
als Verfahren gezählt wurden. Weiter sind darin 
eine größere Anzahl Vorgänge enthalten, die nach 
Inkrafttreten des GWB vom Bundeswirtschaftsmini- 
sterium an das Bundeskartellamt abgegeben wor- 
den sind. Wie die Statistik zeigt, hat sich der Ver- 
dacht eines Mißbrauchs oder eines gesetzwidrigen 
Verhaltens in einer beträchtlichen Anzahl der ge- 
prüften Fälle nicht bestätigt, so daß die Vorgänge 
als erledigt angesehen werden konnten. 

Die hohe Zahl der Verfahren vor den Landes- 
kartellbehörden wegen Verdachts eines Verstoßes 
gegen § 1 und der Bußgeldanträge beruht darauf, 
daß zahlreiche Verfahren wegen Submissionsabspra- 
chen in der Bauwirtschaft nicht mehr vor Inkraft- 
treten des GWB abgeschlossen werden konnten. 


VIERTES KAPITEL 

Einzelfragen der Anwendung 
des Gesetzes 

I. Zu § l 

In der Mehrzahl aller zu beurteilenden Tat- 
bestände war zu prüfen, ob der unterbreitete oder 
ermittelte Sachverhalt der Vorschrift des § 1 unter- 
fällt; denn auch alle Ausnahmetatbestände, für die 
eine Anmeldung oder eine Erlaubnis vorgesehen 
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ist, setzen Verträge oder Beschlüsse voraus, welche 
die Tatbestandsmerkmale des § 1 verwirklichen. 

Während in einer großen Anzahl von Fällen be- 
stehende oder geplante Vereinbarungen als ein- 
deutige Verstöße gegen § 1 oder aber als eindeutig 
zulässig erkannt und behandelt werden konnten, 
bereitete die Anwendung des § 1 in einigen Fällen 
erhebliche Schwierigkeiten. § 1 enthält eine Reihe 
von Begriffen, bei deren Auslegung das Bundes- 
kartellamt nicht auf Ergebnisse zurückgreifen 
konnte, die bereits von der Verwaltungspraxis, der 
Rechtslehre oder Rechtsprechung erarbeitet worden 
waren. Sowohl der rechtswissenschaftlichen Deu- 
tung als auch der Analyse mit Mitteln der Volks- 
und Betriebswirtschaftslehre hat sich hier ein Neu- 
land eröffnet, das bisher nur zögernd betreten 
wurde. 

Schon bei der Auslegung des Begriffes „Unter- 
nehmen" ergaben sich Zweifelsfragen. Obwohl die- 
ser Begriff sich auch in anderen Gesetzen findet und 
ihm dort entweder vom Gesetzgeber selbst oder 
von der Rechtsprechung und Rechtslehre ein fester 
Inhalt gegeben worden ist, zwingt die Eigenart des 
GWB zu einer selbständigen Auslegung, die der 
Aufgabe und den Zielen des GWB Rechnung trägt. 

So wird das Bundeskartellamt entscheiden müs- 
sen, ob und in welchem Umfange die öffentliche 
Hand als „Unternehmen" im Sinne des § 1 anzu- 
sehen ist. 

§ 98 Abs. 1 enthält insoweit keine erschöpfende 
Regelung. Dieses Problem stellt sich insbesondere 
bei Prüfung von Vereinbarungen der Träger der 
Sozialversicherung mit Apothekerverbänden und 
anderen Vereinigungen von Unternehmen, die Lei- 
stungen für die Versorgung der Versicherten er- 
bringen. 

Mehrfach waren wettbewerbsbeschränkende Ver- 
träge und Maßnahmen von Angehörigen der freien 
Berufe zu prüfen. Hier ergab sich nicht nur die 
Frage, ob es sich bei den Angehörigen der freien 
Berufe um „Unternehmen" handelt, sondern auch 
das weitere Problem, ob sie „gewerbliche Leistun- 
gen" im Sinne des § 1 erbringen. Obwohl Entschei- 
dungen zu dieser Frage noch nicht ergangen sind, 
folgte das Bundeskartellamt nicht der im Schrift- 
tum vielfach vertretenen Ansicht, daß die freien Be- 
rufe überhaupt nicht dem GWB unterfallen; viel- 
mehr wurde aus der den gesamten wirtschaftlichen 
Verkehr erfassenden Zielsetzung des Gesetzes ab- 
geleitet, daß auch Angehörige der freien Berufe 
grundsätzlich den Vorschriften des GWB unter- 
liegen. Allerdings wird anzuerkennen sein, daß auf 
gewisse Teilgebiete der freiberuflichen Tätigkeit, 
die einer staatlichen Sonderregelung unterliegen 
oder die wegen besonderer Berufspflichten und 
-eigenarten nicht als gewerbliche Leistungen ange- 
sehen werden können, das GWB nicht oder nur mit 
Einschränkungen angewandt werden kann. 

Zweifelsfragen entstanden auch bei der Aus- 
legung der Begriffe „Markt" und „geeignet . . . 
Marktverhältnisse ... zu beeinflussen". 

Ebenso wie bei den §§ 22 bis 23 stellt sich hier 
die Frage, wie der Markt, der der Beurteilung zu- 


grunde gelegt wird, räumlich abzugrenzen ist und 
ob bei der Ermittlung des Marktes für eine be- 
stimmte Ware auch konkurrierende Substitutions- 
güter zu berücksichtigen sind. Die letzte Frage 
dürfte grundsätzlich zu bejahen sein. Die richtige 
räumliche Abgrenzung des Marktes und der Kreis 
derjenigen Waren oder gewerblichen Leistungen, 
die als Substitutionsgüter anzusehen sind, wird nur 
im Einzelfall unter Berücksichtigung aller Umstände 
möglich sein. Das gleiche gilt für die Frage, wann 
ein Vertrag oder Beschluß als geeignet zur Beein- 
flussung der Marktverhältnisse anzusehen ist. Be- 
sonders schwierige juristische und volkswirtschaft- 
liche Probleme ergaben sich bei der Auslegung des 
Begriffes „durch Beschränkung des Wettbewerbs". 

In diesem Zusammenhang ist der Zusammenschluß 
von Autoren und Verlegern zu einer Gesellschaft 
zur Verwertung von Urheberrechten als Beispiel zu 
nennen. Gegen einen solchen Zusammenschluß 
können sich erhebliche kartellrechtliche Bedenken 
ergeben, wenn sich die Mitglieder verpflichten, eine 
Reihe von urheberrechtlichen Befugnissen, die ihnen 
gegenwärtig zustehen oder während der Vertrags- 
dauer Zuwachsen, der Verwertungsgesellschaft mit 
dinglicher Wirkung zur ausschließlichen Nutzung 
zu übertragen. 

Gütezeichengemeinschaften wurden nicht als Kar- 
telle im Sinne des § 1 angesehen, wenn die Verpflich- 
tung der Mitglieder allein darin bestand, bei Ver- 
wendung des Gütezeichens bestimmte nachprüfbare 
Qualitätsanforderungen zu beachten. Unzulässig ist 
nach Auffassung des Bundeskartellamtes dagegen 
die Verpflichtung der Mitglieder, nur gütegesicherte 
Erzeugnisse herzustellen, sowie eine Steuerung der 
angebotenen Warenmenge und des Angebotspro- 
gramms durch Gemeinschaftsbeschluß. 

In einer Anzahl von Wirtschaftszweigen teilen 
sich die Unternehmen gegenseitig unmittelbar oder 
über eine Meldestelle ihre Preislisten, die gezahlten 
Preise oder die von ihnen abgegebenen Angebote 
mit. Zur Zulässigkeit dieser sogenannten Open- 
Price-Systeme hat das Bundeskartellamt bisher eine 
grundsätzliche Stellungnahme nicht abgegeben, da 
noch nicht genügend Erfahrungen über das Zu- 
standekommen und die Wirkungen eines derartigen 
Systems vorliegen. In einem Falle, indem ein preis- 
führendes Unternehmen seine Preislisten zum 
Zwecke der Übernahme an andere an einer ent- 
sprechenden Vereinbarung beteiligten Unternehmen 
abgab, hat das Bundeskartellamt dieses System als 
Verstoß gegen § 1 bezeichnet. 

Zu der Frage, ob sogenannte Nichtdiskriminie- 
rungsverträge (d. h. gegenseitige Verpflichtung 
mehrerer Unternehmen, sich an ihre bekanntge- 
gebenen Preise zu halten) § 1 unterfallen, wenn sie 
keine weitergehenden Wettbewerbsbeschränkungen 
enthalten, ist noch keine Entscheidung des Bundes- 
kartellamtes ergangen. Es bestehen insoweit aller- 
dings erhebliche kartellrechtliche Bedenken. In 
einem Einzelfalle, in dem es den Beteiligten bei Ver- 
tragsstrafe verboten ist, von den angemeldeten 
Preisen abzuweichen, bevor die neuen Preise einer 
Meldestelle bekanntgegeben werden, wurde eine 
Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 bejaht. 


39 



Drucksache 1000 


Deutscher Bundestag — - 3. Wahlperiode 


Die wettbewerbsbeschränkende Wirkung ist darin 
zu erblicken, daß es den Vertragsbeteiligten recht- 
lich nicht möglich ist, bei einem sofort abzuwickeln- 
den Geschäft zu einem von der eingereichten Liste ab- 
weichenden, nach den Umständen des Falles erfor- 
derlichen Preise abzuschließen. 

Allgemeine Grundsätze für die Auslegung des § 1 
sind in den bisherigen Entscheidungen des Amtes 
nicht entwickelt worden. Es bedarf weiterer Er- 
fahrungen hinsichtlich der vorhandenen und mög- 
lichen Kartellformen und ihrer Wirkungen auf die 
betroffenen Teile der Volkswirtschaft. Es erscheint 
daher zweckmäßiger, zunächst nur von Fall zu Fall 
unter strenger Beschränkung auf den jeweiligen 
Sachverhalt Entscheidungen zu treffen und sich dar- 
aus allmählich allgemeine Grundsätze entwickeln 
zu lassen. 

II. Konditionenkartelle 

Im Berichtszeitraum sind drei Verträge nach § 2 
beim Bundeskartellamt angemeldet worden, und 
zwar 

1. das „Konditionenkartell der Deutschen Baum- 
wollspinnerei" (BAnz. Nr. 157 vom 19. August 
1958 und Nr. 221 vom 15. November 1958), 

2. die „Konditionenvereinbarung von Gipswerken" 
(BAnz. Nr. 127 vom 8. Juli 1958 und Nr. 207 vom 
28. Oktober 1958), 

3. die „Konditionenvereinbarung von Moräne- 
Kieswerken" (BAnz. Nr. 157 vom 19. August 1958 
und Nr. 189 vom 2. Oktober 1958), 

wovon der letztere Vertrag zuständigkeitshalber 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 an das Wirtschaftsministerium 
des Landes Baden-Württemberg als Landeskartell- 
behörde abgegeben worden ist. Die Verträge zu 1. 
und 2. sind nach Ablauf der Widerspruchsfrist rechts- 
wirksam geworden. Die Eintragung in das Kartell- 
register ist erfolgt. Gegen den Vertrag zu 3. hat 
die Landeskartellbehörde Widerspruch eingelegt. 
Der Beschluß ist rechtskräftig geworden. 

Fünf weitere angemeldete Kartellverträge ent- 
hielten neben anderen Wettbewerbsbeschränkungen 
auch Vereinbarungen über Konditionen: 

4. „Verband Deutscher Krawattenstoffwebereien" 
(BAnz. Nr. 44 vom 5. März 1958 und Nr. 87 vom 
8. Mai 1958), 

5. „Fittingsverband e. V.; Anmeldung eines Kondi- 
tionen- und Rabattkartells für Temperguß- 
Fittings" (BAnz. Nr. 91 vom 14. Mai 1958 und 
Nr. 159 vom 21. August 1958), 

6. „Rabatt- und Konditionenverband Baukeramik" 
(BAnz. Nr. 229 vom 28. November 1958), 

7. „Rabatt- und Konditionenkartell der Hersteller 
von Durchlauf-Gas-Wasserheizem und Gas- 
Wandheizöfen" (BAnz. Nr. 4 vom 8. Januar 1959), 

8. ein noch nicht veröffentlichtes Kartell aus der 
Eisen-, Blech- und Metallwarenbranche. 

Der Vertrag zu 4. ist rechtswirksam geworden. 
Die Eintragung in das Kartellregister ist erfolgt. 
Gegen den Vertrag zu 5. ist Widerspruch eingelegt 


worden. Der Beschluß ist unanfechtbar geworden. 
Die Verträge zu 6., 7. und 8. werden noch rechtlich 
und wirtschaftlich geprüft. 

Nach § 2 Abs. 1 gilt § 1 nicht „für Verträge und 
Beschlüsse, die die einheitliche Anwendung all- 
gemeiner Geschäfts-, Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen einschließlich der Skonti zum Gegen- 
stand haben. Die Regelungen dürfen sich nicht auf 
Preise oder Preisbestandteile beziehen." In einzel- 
nen Fällen hat das Bundeskartellamt wegen des 
gesetzlichen Verbots der Einbeziehung von Preisen 
und Preisbestandteilen Bedenken gegen Kondi- 
tionen erhoben. So enthielt der Vertrag über das 
„Konditionen- und Rabattkartell des Verbandes 
Deutscher Krawattenstoffwebereien" Bestimmungen 
über Baisse- und Hausseklauseln, nachträgliche 
Preisänderungen für fest erteilte Aufträge und Op- 
tionen, die nach Mitteilung der Bedenken von den 
Anmeldern zurückgenommen wurden. Der durch 
das „Konditionenkartell der Deutschen Baumwoll- 
spinnerei" zum Vertragsgegenstand gemachte 
„Deutsche Garnkontrakt" wurde ebenfalls nach 
Erörterung mit dem Bundeskartellamt in einzelnen 
Bestimmungen geändert, weil sich die Regelung 
nach Ansicht des Bundeskartellamtes auf Preise 
oder Preisbestandteile bezog, so z. B. die Bestim- 
mung, daß der Preis für die Ballenpackung und der 
Preis für die Kisten sowie der Prozentsatz für deren 
Abnutzung und die Vergütung für die Benutzung 
dieser Kisten von Zeit zu Zeit durch die Fachgruppe 
Baumwollspinnerei festzusetzen ist. Hierin wurde 
die Gefahr gesehen, daß das Kartell die Höhe von 
Preisbestandteilen für alle Kartellmitglieder bindend 
festsetzen und nach Belieben von Zeit zu Zeit 
ändern kann. Eine scharfe Grenze zwischen Preisen 
und Preisbestandteilen einerseits und Konditionen 
andererseits wird sich jedoch erst nach längerer 
Entscheidungspraxis der Kartellbehörden und Ge- 
richte herausbilden. 

Nach § 2 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit § 12 
Abs. 1 kann das Bundeskartellamt der Anmeldung 
widersprechen, wenn „die Verträge und Beschlüsse 
oder die Art ihrer Durchführung einen Mißbrauch 
der durch Freistellung von § 1 erlangten Stellung 
im Markt darstellen." Im GWB ist der Begriff 
„Mißbrauch" nicht näher definiert. Rechtslehre und 
Rechtsprechung haben bisher nur den Begriff des 
„Rechtsmißbrauchs" entwickelt, nicht aber den des 
Mißbrauchs einer tatsächlich erlangten Machtstel- 
lung. Auch hier wird erst eine umfangreiche 
Kasuistik den Begriff ausfüllen. 

Im Falle betr. das Konditionen- und Rabatt- 
kartell des Fittingsverbandes e. V. wurde unter 
dem Gesichtspunkt des Mißbrauchs der durch Frei- 
stellung von § 1 erlangten Stellung im Markt 
Widerspruch erhoben. Ein für alle Kartellarten in 
Frage kommender Mißbrauchstatbestand liegt dann 
vor, wenn Rechtsträger eines Kartells ein Wirt- 
schafts- oder Berufsverband ist und die Aufnahme 
in den Verband gleichzeitig zum zwangsweisen Bei- 
tritt zu einem Kartell führt. Der Beitritt zu einem 
Wirtschafts- und Berufsverband muß wegen dessen, 
allgemeiner Bedeutung jedem Unternehmen offen- 
stehen, ohne daß ein Zwang zum Beitritt zu einem 
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Kartell damit verbunden sein darf. Rechtsträger des 
Konditionen- und Rabattkartells des Fittings- 
verbandes e. V. war der Fittingsverband, der gleich- 
zeitig als Wirtschafts- und Berufsverband an- 
zusehen war. Nach §3 der Fittingsverbands-Satzung 
war jedoch jeder Fittingshersteller verpflichtet, nach 
dem Erwerb der Verbandsmitgliedschaft die ohne 
oder gegen seinen Willen gefaßten Kartellbeschlüsse 
zu befolgen. 

Bedenken des Bundeskartellamtes richteten sich 
gegen Konditionen, die eine erhebliche Verschär- 
fung oder völlige Außerkraftsetzung allgemeiner 
bedeutsamer Rechtsvorschriften zu Lasten des Ab- 
nehmers zum Inhalt hatten. So wurde auf Bestim- 
mungen in der Konditionenvereinbarung von Gips- 
werken über den Ausschluß von Ersatzlieferungs- 
und Schadenersatzansprüchen bei Verarbeitung auf 
Vorhaltung des Bundeskartellamtes von den An- 
meldern verzichtet. 

In einem Falle wurden Empfehlungen für die An- 
wendung von Konditionen in anäloger Anwendung 
des § 2 angemeldet. Nachdem das Bundeskarteliamt 
auf die erheblichen Bedenken gegen eine solche 
Anmeldung hingewiesen hatte, wurde die Anmel- 
dung zurückgezogen. Das Bundeskartellamt hat dar- 
auf hingewiesen, daß § 2 als Ausnahmevorschrift 
zu § 1 restriktiv auszulegen sei. Das argumentum a 
maiore ad minus ist für den Fall der Empfehlungen 
von Konditionen nicht anwendbar. Bedenken gegen 
die Anmeldung von Empfehlungen müssen auch 
aus § 34 hergeleitet werden. Danach bedürfen 
Kartellverträge und -beschlüsse der Schriftform. 
Durch diese gesetzliche Bestimmung soll jeder, be- 
vor er sich zu einer Wettbewerbsbeschränkung ver- 
pflichtet, zum Nachdenken und überlegen ver- 
anlaßt werden, ob er diese Beschränkung auf sich 
nehmen will. Das Gesetz schreibt außerdem vor, 
daß die Stellungnahme der von der Kartellverein- 
barung Betroffenen eingeholt wird. Diese Siche- 
rungen sind bei einseitigen Empfehlungen, die an 
einen unbestimmten oder bestimmten Kreis von 
Empfängern gerichtet werden und unter Umständen 
zu einer faktischen Bindung führen, nicht gegeben. 

III. Rabattkartelle 

1. Voraussetzungen 

In dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen (Bundestagsdrucksachen 3462 der 
1. Wahlperiode und 1158 der 2. Wahlperiode) war 
eine Ausnahmeregelung von der Verbotsvorschrift 
des § 1 für Rabattkartelle nicht vorgesehen. Die 
Mehrheit des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
des Bundestages (2. Wahlperiode) sah jedoch im 
Rabattkartell ein Mittel, das unter bestimmten Vor- 
aussetzungen geeignet sei, die Markttransparenz zu 
fördern und sowohl der sogenannten Rabattschleu- 
derei als auch der Preisdiskriminierung entgegen- 
zuwirken. 

Während der Ausschußberatungen und in der 
öffentlichen Diskussion über das GWB sind gegen 
die Zulassung von Rabattkartellen starke Beden- 
ken geäußert worden. Im Hinblick darauf hat der 


Ausschuß dem Bundestag vorgeschlagen, nur Ver- 
einbarungen über Rabatte zuzulassen, die „echte 
Leistungsentgelte" sind und zu keiner ungerecht- 
fertigt unterschiedlichen Behandlung von Wirt- 
schaftsstufen oder Abnehmern der gleichen Wirt- 
schaftsstufe führen, die gegenüber den Lieferanten 
bei der Warenabnahme gleiche Leistungen erbrin- 
gen. überdies sollten solche Rabattvereinbarungen 
nur dann zulässig sein, wenn sie keine offensicht- 
lich schädlichen Wirkungen für den Ablauf von Er- 
zeugung oder Handel oder die angemessene Ver- 
braucherversorgung haben und die Aufnahme der 
gewerblichen Tätigkeit in einer Wirtschaftsstufe 
nicht erschweren. Dem Vorschlag des Ausschusses 
folgend, hat der Bundestag die Ausnahmevorschrift 
für Rabattkartelle in das Gesetz aufgenommen (§ 3). 

2. Anmeldungen 

Auf Grund des § 3 wurden im Berichtszeitraum 
mehrere Verträge bzw. Beschlüsse angemeldet, 
welche die Regelung der Rabattgewährung durch 
verschiedene Gruppen von Lieferantenunternehmen 
bezwecken. Im einzelnen sind es die folgenden: 

Rabattkartelle 

(§ 3 GWB) 

1. Rabattvereinigung der am Import von frischen 
norwegischen Stör- und Vaar-Heringen betei- 
ligten Firmen (Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts; 34 Mitglieder), zurückgenommen, BAnz. 
Nr. 83 vom 2. Mai 1958 und Nr. 162 vom 
26. August 1958, Regelung: Kumulative Gesamt- 
mengenrabatte in Verbindung mit einer Auf- 
teilung der Importquoten; 

2. Interessengemeinschaft der Deutschen Tapeten- 
fabrikanten (Gesellschaft des bürgerlichen Rechts; 
35 Mitglieder), Widerspruch, Rechtsmittel einge- 
legt, BAnz. Nr. 93 vom 17. Mai 1958 und Nr. 225 
vom 22. November 1958, Regelung: Kumulative 
Gesamtumsatzrabatte; 

3. Rabattkartell der Lieferer von Schleifscheiben 
und Schleifkörpern (Gesellschaft des bürger- 
lichen Rechts; 41 Mitglieder), zurückgenorrrmen, 
BAnz. Nr. 109 vom 11. Juni 1958 und Nr. 188 
vom 1. Oktober 1958, Regelung: Kumulative 
Gesamtumsatzrabatte; 

4. Gesellschaft des bürgerlichen Rechts zwischen 
Henkell & Co., Wiesbaden-Biebrich, und Mattheus 
Müller K.G.a.A., Eltville (2 Mitglieder), rechts- 
wirksam geworden, BAnz. Nr. 123 vom 2. Juli 
1958 und Nr. 190 vom 3. Oktober 1958, Rege- 
lung: Kumulative Gesamtmengenrabatte; 

5. Rabattkartell der Kaliko-Fabrikanten (Gesell- 
schaft des bürgerlichen Rechts; 8 Mitglieder), 
rechtliche und wirtschaftliche Prüfung, BAnz. 
Nr. 159 vom 21. August 1958 und Nr. 227 vom 
26. November 1958, Regelung: Einfache Men- 
genrabatte, Funktionsrabatte. 

Kombinierte Konditionen-Rabatt-Kartelle 

(§§ 2 und 3) 

1. Konditionen- und Rabattkartell des Verbandes 
Deutscher Krawattenstoffwebereien (nichtrechts- 
fähiger Verein; 9 Mitglieder), rechtswirksam ge- 
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worden, BAnz. Nr. 44 vom 5. März 1958 und 
Nr. 87 vom 8. Mai 1958, Regelung: Konditionen, 
einfache Mengenrabatte; 

2. Fittings-Verband e. V. (14 Mitglieder), Wider- 
spruch, unanfechtbar geworden, BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1958 und Nr. 159 vom 21. August 
1958, Regelung: Konditionen, einfache Mengen- 
rabatte, kumulative Gesamtmengenrabatte; 

3. Rabatt- und Konditionenverband Baukeramik 
(Gesellschaft des bürgerlichen Rechts; 6 Mitglie- 
der), rechtliche und wirtschaftliche Prüfung. 
BAnz. Nr. 229 vom 28. November 1958, Regelung: 
Konditionen, kumulative Gesamtumsatzrabatte; 

4. Marktgemeinschaft Gas-Wasserheizer (Gesell- 
schaft des bürgerlichen Rechts; 4 Mitglieder), 
rechtliche und wirtschaftliche Prüfung, noch nicht 
bekanntgemacht, Regelung: Konditionen, ein- 
fache Umsatzrabatte, Funktionsrabatte, kumula- 
tive Gesamtumsatzrabatte; 

5. Rabatt- und Konditionenkartell für Lieferung 
von Konservendosen (Gesellschaft des bürger- 
lichen Rechts; 13 Mitglieder), rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung, noch nicht bekannt- 
gemacht, Regelung: Konditionen, kumulative 
Gesamtumsatzrabatte. 

Aus zahlreichen dem Bundeskartellamt vorliegen- 
den Unterlagen und Informationen ergibt sich, daß 
im Laufe des Jahres 1959 mit der Anmeldung wei- 
terer Rabattkartelle bzw. Konditionen-Rabatt-Kar- 
telle zu rechnen ist. Deren Zahl dürfte jene der 
bisherigen Anmeldungen überschreiten. 

3. Zur rechtlichen und wirtschaftlichen Problema- 
tik des Rabattkartells 

a) Grundsätzliches 

Die Auslegung des § 3 Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 2 
stellte das Bundeskartellamt bei der praktischen 
Anwendung dieser Ausnahmevorschrift vor nicht 
geringe Schwierigkeiten. Zunächst war es notwen- 
dig, die in § 3 verwendeten unbestimmten Rechts- 
begriffe in einer der Zielsetzung des GWB entspre- 
chenden wirtschafts- und wirklichkeitsnahen Weise 
abzugrenzen und dann in jedem Einzelfall zu prüfen 
und festzustellen, ob die angemeldeten Verträge 
oder Beschlüsse nicht in einer der Zielsetzung des 
GWB zuwiderlaufenden Weise offensichtlich schäd- 
liche Wirkungen auf den Wirtschaftsablauf, die an- 
gemessene Verbraucherversorgung und den Zugang 
zu gewerblichen Tätigkeiten haben. 

b) Zur Problematik einzelner Kartellformen 

Bei der rechtlichen und wirtschaftlichen Prüfung 
der einzelnen Anmeldungen stand das Bundeskar- 
tellamt — je nach Art und Umfang der getroffenen 
Rabattvereinbarungen, der mit ihnen verbundenen 
anderen Wettbewerbsbeschränkung und der beson- 
deren Lage des betroffenen Wirtschaftszweiges — 
vor einer Reihe verschiedenartiger Probleme. 

Die erste derartige Anmeldung, das Konditionen- 
und Rabattkartell des Verbandes Deutscher Kra- 
wattenstoffwebereien, regelte neben Konditionen 
einfache Mengenrabatte. Das Bundeskartellamt kam 


zu dem Ergebnis, daß die vereinbarten Rabatte Lei- 
stungsentgelte im Sinne von § 3 Abs. 1 sind und 
keine Diskriminierung von Abnehmern bewirken. 
Gegen die Verbindung von Konditionen- und Ra- 
battvereinbarungen wurden nach Beseitigung einiger 
kartellrechtlich bedenklicher Konditionen keine Be- 
denken erhoben. Offensichtlich schädliche Wirkun- 
gen auf den Wirtschaftsablauf waren nicht zu er- 
kennen. Zu einem Widerspruch bestand deshalb 
kein Anlaß. 

Vor die Frage der Zulässigkeit sogenannter 
Funktionsrabatte sieht sich das Bundeskartellamt 
durch die Anmeldungen des „Rabattkartells der 
Kaliko-Fabrikanten" und des „Konditionen- und 
Rabattkartells der Marktgemeinschaft der Gas- 
Wasserheizer' 1 gestellt. Bei diesen Kartellen be- 
schränken sich die Vereinbarungen nicht nur auf 
Funktionsrabatte. Zu beiden Anmeldungen ist noch 
keine Entscheidung ergangen. 

Im Schriftlichen Bericht des Ausschusses für Wirt- 
schaftspolitik des Bundestages wird zu § lb (§ 3 
GWB) Ausschußfassung (Bundestagsdrucksache 3644 
der 2. Wahlperiode) unter anderem ausgeführt: 

„Angesichts der starken Bedenken, die gegen die 
Zulassung von Rabattkartellen sprechen, beschloß 
der Ausschuß die Zulässigkeit solcher Vereinba- 
rungen auf Fälle zu beschränken, in denen Ra- 
batte ein echtes Leistungsentgelt darstellen. 
Funktionsrabatt'- Vereinbarungen sind daher durch 
§ lb nicht gedeckt." 

Aus dieser Formulierung läßt sich zunächst fol- 
gern, daß die Ausnahmevorschriften des § 3 auf 
Vereinbarungen über sogenannte Funktionsrabatte 
nicht anwendbar sind. Eine Überprüfung der Sit- 
zungsprotokolle des Ausschusses für Wirtschafts- 
politik des Bundestages (148. bis 196. Sitzung) gibt 
indessen zu der Annahme Anlaß, daß es dem Aus- 
schuß nicht um die Ausschaltung der Funktions- 
rabattkartelle schlechthin, sondern um die Aus- 
schaltung solcher Rabatte ging, die allein auf Grund 
der Zugehörigkeit zu einer Wirtschaftsstufe gewährt 
werden, ohne daß die Leistungen tatsächlich er- 
bracht werden, welche die Funktion dieser Wirt- 
schaftsstufe ausmachen. 

Das Bundeskartellamt hat — insbesondere auch 
im Hinblick auf eine Reihe volkswirtschaftlich not- 
wendiger Leistungen, die z. B. Handelsunternehmen 
bei der Warenverteilung (Verteilerleistungen) er- 
bringen — den Anmeldungen sogenannter Funk- 
tionsrabattvereinbarungen nicht von vornherein 
widersprochen, sondern sie ungeachtet der Rabatt- 
bezeichnung auf das Vorliegen der in § 3 geforder- 
ten Ausnahmevoraussetzungen geprüft. 

Beim Bundeskartellamt sind im Berichtszeitraum 
acht Verträge bzw. Beschlüsse angemeldet worden, 
die ausschließlich oder in Verbindung mit anderen 
Rabatt- und Konditionenvereinbarungen die Ge- 
währung von kumulativen Gesamtumsatzrabatten 
(Gesamtmengenrabatten) regeln sollen. 

Der Gesamtmengenrabatt wird entsprechend der 
Bezugsmenge eines Abnehmers bei einer bestimm- 
ten Zahl von Lieferanten in einem festen Bezugs- 
zeitraum nach einer in der Regel einheitlichen Be- 
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zugsmengen- und Rabattstaffel gewährt. Im Gegen- 
satz zum einfachen Mengenrabatt ist hier nicht 
mehr die von einzelnen Lieferantenunternehmen 
gekaufte, sondern die bei einer mehr oder weniger 
großen Zahl von Lieferanten bezogene Menge (er- 
zielter Umsatz) Grundlage der Rabattbemessung. 
Aus dieser Tatsache ergeben sich im Hinblick auf 
§ 3 einige Probleme, auf die hier kurz hingewiesen 
werden soll. 

Der Umstand, daß im kumulativen Gesamtumsatz- 
rabattkartell z. B. ein Lieferant zwei Abnehmer, die 
unter sonst gleichen Voraussetzungen gleiche Men- 
gen von ihm beziehen, unterschiedliche Rabatte 
(Rabattsätze) einräumen muß, weil einer der bei- 
den Abnehmer (das größere Unternehmen) einen 
höheren Gesamtumsatz als der andere erzielt hat, 
wirft die Frage auf, ob solche Rabatte überhaupt 
echte Leistungsentgelte im Sinne des § 3 Abs. 1 
sind und ob sie nicht in der Regel zu einer Diskri- 
minierung gleichartiger Abnehmer führen. 

Es wird die Auffassung vertreten, daß die ent- 
sprechend dem Gesamtumsatz eines Abnehmers er- 
folgende Rabattierung leistungsgerecht sei und 
keine ungerechtfertigt unterschiedliche Behandlung 
bewirke, weil der Gesamtumsatz eines Abnehmers 
Ausdruck seiner Markterfolge und damit seiner 
Leistlingen sei. Gerade diese Kartellform erleichtere 
den mittelständischen Lieferantenbetrieben die 
Marktbehauptung gegenüber dem Großbetrieb. Eine 
Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Betätigung 
von Außenseitern sei dann nicht gegeben, wenn 
die Bezüge beim Außenseiter bei der Rabattermitt- 
lung berücksichtigt würden. 

Die Gegner dieser Kartellform weisen dem- 
gegenüber darauf hin, daß nur die durch Abnahme 
bestimmter Mengen im Lieferantenbetrieb entste- 
henden durchschnittlichen Kostenersparnisse und 
Vorteile Grundlage der Rabattgewährung sein 
könnten. Die Gesamtabnahme eines Abnehmers sei 
als solche keine selbständige Leistung. Die Gesamt- 
abnahme eines Abnehmers der Rabattbemessung 
zugrunde zu legen, bedeute daher, Rabatte nach der 
Unternehmensgröße, nicht aber nach den tatsäch- 
lich erbrachten Einzelleistungen zu gewähren. Dem- 
entsprechend wirke sich das Kartell gerade für die 
mittelständischen Unternehmen auf der Abnehmer- 
seite nachteilig aus, weil alle Bemühungen hinsicht- 
lich der Rationalisierung des Warenbezuges (z. B. 
zeitliche Zusammenfassung von Einzelbezügen) un- 
belohnt blieben, überdies müsse ein Lieferant be- 
reits für eine verhältnismäßig bescheidene Bezugs- 
menge dem Abnehmer, der einen hohen Gesamt- 
umsatz erziele, einen unverhältnismäßig hohen Ra- 
batt einräumen, was zu erheblichen Rabattbelastun- 
gen — insbesondere kleinerer Unternehmen — 
führen könne. Eine Benachteiligung des Außen- 
seiters sei auch bei Mitzählung der Außenseiter- 
umsätze gegeben, da er sich, um Umsatzverlusten 
auszuweichen, immer der Rabattgewährung des 
Kartells anpassen müsse. 

Zu drei von den acht angemeldeten Rabattver- 
einbarungen, die ausschließlich oder u. a. auch sol- 
che Rabatte regeln, sind Entscheidungen ergangen, 
in zwei Fällen wurden die Anmeldungen zurück- 


genommen und drei Anmeldungen werden gegen- 
wärtig überprüft. 

Die zuständigen Beschlußabteilungen haben den 
Anmeldungen des Konditionen- und Rabattkartells 
„Fittings-Verband e. V." und des Rabattkartells 
„Interessengemeinschaft der Deutschen Tapeten- 
fabrikanten" widersprochen. In beiden Fällen grün- 
dete sich der Widerspruch auf die Verbindung der 
angemeldeten Rabattvereinbarung mit anderen an- 
gemeldeten oder tatsächlich gehandhabten Wett- 
bewerbsbeschränkungen, nicht aber auf die Unzu- 
lässigkeit kumulativer Gesamtumsatzrabatte. Die 
Beschlußabteilungen haben es ausdrücklich dahin- 
gestellt sein lassen, ob solche Vereinbarungen nach 
§ 3 zulässig sind. Das Bundeskartellamt hat der An- 
meldung der kumulative Gesamtumsatzrabatte re- 
gelnden Vereinbarung zwischen den Sektkellereien 
Henkell & Co. und Matheus Müller KGaA, hin- 
gegen nicht widersprochen, weil im Hinblick auf die 
hier vorliegenden besonderen Verhältnisse die er- 
kennbaren Wirkungen dieses Kartells nicht auf 
schädliche Folgen schließen lassen. Das Bundes- 
kartellamt wird die Auswirkungen dieses Kartells 
sorgfältig beobachten. 

Gesamtumsatzmeldever fahren 

Im Zusammenhang mit den Gesamtumsatzrabatt- 
kartellen ist das sogenannte Gesamtumsatzmelde- 
verfahren zu erwähnen. Anders als beim Rabatt- 
kartell beschränken sich hier die Vereinbarungen 
darauf, daß jedes Mitglied bei der Rabattgewäh- 
rung den Gesamtumsatz eines Abnehmers bei einer 
bestimmten Zahl von Lieferanten zugrunde legen 
soll, ohne daß Vereinbarungen über Umsatz- und 
Rabattstaffeln getroffen werden; es bleibt vielmehr 
jedem Lieferanten überlassen, diese autonom fest- 
zulegen. Der Gesamtumsatz wird, wie beim kumu- 
lativen Gesamtumsatzrabatt-Kartell, durch eine 
Zähl- bzw. Meldestelle ermittelt. 

Es wird gegenwärtig untersucht, ob derartige 
Verträge oder Beschlüsse geeignet sind, die Markt- 
verhältnisse für den Verkehr mit Waren oder ge- 
werblichen Leistungen durch Beschränkung des 
Wettbewerbs zu beeinflussen, und deshalb unter 
das Verbot des § 1 fallen. 


IV. Strukturkrisenkartelle 

1. Die gesetzliche Regelung des § 4 

Die Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift zeigt, 
daß sehr unterschiedliche Auffassungen über Art 
und Voraussetzungen einer volkswirtschaftlich not- 
wendigen Kartellbildung zur Behebung einer Ab- 
satzkrise möglich und mit Zweck und Zielsetzung 
des GWB vereinbar sein können. 

Nach der Regierungsvorlage sollte nicht jeder 
Absatzrückgang, sondern nur eine Krisenlage, die 
auf rein konjunkturelle Erscheinungen bestimmter 
Art zurückzuführen ist, eine Ausnahme vom grund- 
sätzlichen Kartellverbot rechtfertigen. 

Demgegenüber war der Ausschuß für Wirtschafts- 
politik des Bundestages der Ansicht, daß Kartelle 
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bei konjunkturellen Krisen allgemein kein geeig- 
netes Mittel zur Erleichterung der Anpassungsvor- 
gänge seien, daß aber bei einer auf nachhaltige 
Änderungen der Nachfrage zurückzuführenden Ver- 
schlechterung der Marktverhältnisse ein Kartell- 
vertrag zulässig sein sollte, „um das Risiko der 

betroffenen Unternehmen auf breitere 

Schultern zu verlagern". 

Der Bundestag schloß sich dem Vorschlag des 
Ausschusses an, indem er in § 4 das Bundeskartell- 
amt ermächtigte, ein Kartell zu erlauben „im Falle 
eines auf nachhaltiger Änderung der Nachfrage be- 
ruhenden Absatzrückganges, wenn der Vertrag für 
Unternehmen der Erzeugung, Herstellung, Bearbei- 
tung oder Verarbeitung notwendig ist, um eine 
planmäßige Anpassung der Kapazität an den Bedarf 
herbeizuführen und die Regelung unter Berück- 
sichtigung der Gesamtwirtschaft und des Gemein- 
wohls erfolgt". 

2. Anträge auf Erlaubnis eines Struktur- 
krisenkartells 

Im Berichtsjahr sind beim Bundeskartellamt fol- 
gende Anträge auf Erlaubnis eines Strukturkrisen- 
kartells gestellt worden: 

a) Antrag der Schuhbeschlag-Vereinigung e. V., 
Düsseldorf 

Die Vereinigung hatte am 4. März 1958 im 
Namen von 15 Unternehmen zunächst die Erlaubnis 
eines Preiskartells nach § 4 beantragt, ohne daß 
eine Regelung zum Zwecke der Anpassung der 
Kapazität an den zurückgegangenen Bedarf vor- 
gesehen war. Dieser Antrag begegnete aber erheb- 
lichen formellen und materiellrechtlichen Bedenken 
und führte zu längeren Verhandlungen zwischen 
der Antragstellerin und der zuständigen Beschluß- 
abteilung mit dem Ergebnis, daß am 12. September 
1958 von der Vereinigung ein geänderter Antrag 
auf Erlaubnis eines Strukturkrisenkartells ohne 
Preis- und Konditionenregelung eingebracht wurde. 

Der neue Kartellvertrag, den 13 Hersteller von 
Schuhbeschlag geschlossen haben, ist im Bundes- 
anzeiger Nr. 197 vom 14. Oktober 1958 bekannt- 
gemacht worden. Uber den Erlaubnisantrag war bis 
zum Schluß des Berichtsjahres noch nicht ent- 
schieden. 

b ) Antrag der Vereinigung Deutscher Sensenwerke, 
Hagen (Westfalen) 

Acht in der Vereinigung Deutscher Sensenwerke 
zusammengeschlossene Unternehmen hatten am 
14. Mai 1958 einen Antrag auf Erlaubnis eines 
Strukturkrisenkartells und zugleich eines Import- 
kartells eingereicht. Da auch diese Verträge nach 
Ansicht des Bundeskartellamtes den gesetzlichen 
Erfordernissen nicht entsprachen, änderte die An- 
tragstellerin ihre Verträge und beantragte am 4. De- 
zember 1958 erneut eine Kartellerlaubnis nach den 
§§ 4 und 7, und für den Fall, daß das Bundeskartell- 
amt die Voraussetzungen dieser Vorschriften nicht 
als gegeben ansehen sollte, eine Erlaubnis nach § 8. 


c) Antrag der Mühlenkonventionen und Mühlen- 
gemeinschaften 

Am 28. und 30. Juni 1958 haben die in 3 Haupt- 
gebiets- und 9 Gebietskonventionen zusammen- 
gefaßten Handelsmühlen und die in 3 Mühlen- 
gemeinschaften und einer Mühlenkonvention ver- 
einigten handwerklichen Mühlen nach §§ 4, 5 Abs. 2 
und 3 und § 8 die Erteilung einer Erlaubnis zur 
Fortführung des sogenannten Mühlenkartells be- 
antragt. Für dieses Kartell hatte der Bundesminister 
für Wirtschaft am 8. November 1955 auf Antrag der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Handelsmühlen, 
Bonn, bereits eine vorläufige, jederzeit widerruf- 
liche Befreiung erteilt. Die neuen Anträge sollten 
daher vor allem bewirken, daß die Verträge der 
Konventionen nach § 106 Abs. 2 mit Ablauf der 
gesetzlichen übergangsfrist von 6 Monaten nach 
Inkrafttreten des GWB nicht unwirksam wurden. 

Den Antragstellern war es erst zum Ende des 
Berichtsjahres möglich, alle gesetzlichen Voraus- 
setzungen für die Bekanntmachung ihrer Anträge 
im Bundesanzeiger, die nunmehr in Kürze erfolgen 
dürfte, zu erfüllen. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß sich das umfassende Mühlenkartell auf der 
Grundlage der ministeriellen Genehmigung eines 
sogenannten Kernvertrages seit 1955 in 16 rechtlich 
selbständigen Konventionen mit einer z. T. sehr 
großen Zahl von Mitgliedern ohne Bindung an spe- 
zielle Formvorschriften in den einzelnen Bundes- 
ländern nach und nach entwickelt hat. Aus diesem 
Grunde verursachte die Anwendung des im GWB 
vorgeschriebenen Verfahrens auf den gesamten 
Kartellbereich zunächst erhebliche Schwierigkeiten, 
die erst nach eingehenden Verhandlungen zwischen 
den Kartellvertretern und dem Bundeskartellamt 
und durch bestimmte Verwaltungsmaßnahmen der 
Konventionen behoben werden konnten. 

Eine Verzögerung des Kartellverfahrens ist aber 
durch die erwähnten formellen Hinderungsgründe 
bisher nicht eingetreten, da nach Ansicht des Bun- 
deskartellamtes das Strukturkrisenkartell der 
Mühlen und das Mühlengesetz vom 27. Juni 1957 
wegen ihrer übereinstimmenden Zielsetzung und 
der sich ergänzenden vertraglichen und gesetzlichen 
Regelungen in einem unmittelbaren sachlichen Zu- 
sammenhang stehen. Eine abschließende Sachent- 
scheidung über die vorliegenden Kartellanträge 
und damit zugleich über den am 23. September 1957 
vom Verband des Deutschen Mehlgroßhandels, 
Bonn, beantragten Widerruf der Kartellgenehmi- 
gung dürfte also nicht eher möglich sein, bevor 
erkennbar ist, ob und in welchem Umfange die frei- 
willige Stillegung von Mühlen auf Grund des 
Mühlengesetzes zu einer strukturellen Gesundung 
der Mühlenwirtschaft führen wird. Es würde da- 
her sicherlich den Interessen aller Verfahrens- 
beteiligten ebenso wie der wirtschaftspolitischen 
Zielsetzung des GWB entsprechen, wenn die noch 
fehlenden Voraussetzungen für die Durchführung 
des Mühlengesetzes möglichst bald geschaffen und 
die Beschränkungen des Wettbewerbs auf diesem 
Markt wieder aufgehoben werden könnten. 
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3. Zur wirtschaftlichen und rechtlichen Problematik 
des § 4 

Die bisherigen Verfahren haben zwar verschie- 
dene ökonomische und rechtliche Probleme des 
Strukturkrisenkartells aufgezeigt, jedoch noch nicht 
zu grundsätzlichen Erkenntnissen geführt. 

a) Die Feststellung, ob und wann in einem Wirt- 
schaftszweig eine strukturelle Absatzkrise vorliegt, 
d. h. die zutreffende Beurteilung der entscheidenden 
gesetzlichen Kriterien eines auf nachhaltiger Ände- 
rung der Nachfrage beruhenden Absatzrückganges 
und eines tatsächlichen Auseinanderfallens von 
langfristigem Bedarf und Gesamtkapazität, bereitet 
erhebliche Schwierigkeiten. 

Hier ist z. B. zu entscheiden, ob ein Absatzrück- 
gang im Sinne des § 4 bereits vorliegt, wenn nur 
ein Erzeugnis aus einem brancheüblichen, größeren 
Produktionssortiment betroffen ist, ferner die Frage, 
an welchem Markt — Inlandsmarkt, Markt der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, sonstige 
Auslandsmärkte — die Uberkapazität gemessen 
werden soll. Besonders problematisch dürfte in 
vielen Fallen die Abgrenzung zwischen konjunk- 
tureller und struktureller Krise sein. 

b) Ein Kartell ist als solches noch kein sicher 
wirkendes Heilmittel gegen strukturell bedingte 
Marktstörungen, da es statt zu einer Gesundung zu 
einer Erstarrung des Marktes, zu einer Blockierung 
marktwirtschaftlicher Anpassungsvorgänge führen 
und damit die Erhaltung des unerwünschten Status 
quo zur Folge haben kann. Diese Gefahr zwingt 
dazu, zu prüfen, ob die von dem kartellwilligen 
Wirtschaftszweig beabsichtigten Maßnahmen ge- 
eignet und ausreichend aber auch notwendig sind, 
um die Kapazität eines Wirtschaftszweiges an den 
geänderten Bedarf anzupassen. 

Bereits eine Quotenregelung, die im allgemeinen 
noch nicht genügen wird, kann bedeutsame wett- 
bewerbswirtschaftliche und finanzielle Fragen auf- 
werfen, auf die in diesem Zusammenhang nicht 
näher eingegangen werden soll. Darüber hinaus- 
gehende konkrete Abbaumaßnahmen aber sind erst 
möglich und wirksam durchzusetzen, wenn ihr 
Erfolg nicht durch den Aufbau neuer Produktions- 
kapazitäten in Frage gestellt wird. Sie müßten da- 
her in der Regel durch ein befristetes Verbot von 
Kapazitätserweiterungen und Neuinvestitionen ab- 
geschirmt werden. 

Hier liegen offensichtlich die besonderen Schwie- 
rigkeiten für eine Selbsthilfe der betroffenen 
Unternehmen auf der Grundlage einer freiwilligen 
vertraglichen Regelung, die die Außenseiter und 
neue marktinteressierte Unternehmer nicht binden 
kann und darf. 

Das Prinzip der Freiwilligkeit jeder Kartellbil- 
dung kann insoweit mit wirtschaftlichen Forde- 
rungen kollidieren und damit dazu führen, daß ein 
Strukturkrisenkartell überhaupt nur aussichtsreich 
ist, wenn ihm möglichst alle Unternehmen des be- 
troffenen Wirtschaftszweiges angehören oder der 
Marktanteil der Außenseiter ohne wirtschaftliche 
Bedeutung ist. 


Aber auch unter dieser Voraussetzung stellt sich 
die weitere Frage, ob im Einzelfall eine isolierte 
Behandlung begrenzter wirtschaftlicher Krisenherde 
mittels eines auf die Vertragschließenden be- 
schränkten Kartells wirksam sein kann, oder ob 
nicht zum Ausgleich und Schutz widerstreitender, 
aber schutzwürdiger Interessen weitere wett- 
bewerbsbeschränkende Absprachen mit den übrigen 
Marktbeteiligten, unter Umständen sogar mit kon- 
kurrierenden Wirtschaftszweigen, notwendig sind, 
um z. B. bestimmte Kartellpreise durchzusetzen oder 
unerwünschte Rückwirkungen derselben auf andere 
Wirtschaftsgruppen auszuschließen. 

Selbst wenn eine solche über den Krisenbereich 
hinausgreifende Marktregelung noch dem Sinn und 
Zweck eines Strukturkrisenkartells entsprechen 
sollte, gibt sie doch Anlaß zu der Überlegung, in- 
wieweit für sie § 4 als Rechtsgrundlage ausreicht. 
Jedenfalls aber wird ein Strukturkrisenkartell als 
zweckbestimmtes Provisorium nicht als ein geeig- 
netes Instrument zur Erreichung einer Dauerlösung 
etwa im Sinne einer Marktordnung angesehen 
werden dürfen. 

V. Rationalisierungskartelle 
I. Allgemeines 

a) Die dem Bundeskartellamt im Jahre 1958 vor- 
gelegten Erlaubnisanträge und Anmeldungen für 
Rationalisierungskartelle nach § 5 kamen aus der 
Industrie der Steine und Erden (17), der chemischen 
einschließlich der Düngemittelindustrie (6), der 
Textilindustrie (5), der Maschinenbauindustrie (3), 
der Zellstoffindustrie (1) und vom Bergbau (1). 

Bei diesen Kartellverträgen handelt es sich in der 
Mehrzahl um solche, die nicht erst nach 1945 neu ge- 
schlossen worden sind, sondern — zumindest in 
ihren Grundzügen — aus den Jahren vor dem 
2. Weltkrieg, zu einem großen Teil sogar aus der 
Zeit vor dem 1. Weltkrieg stammen. 

Sie sind in vielen Fällen — zum Teil sogar auf 
Veranlassung der Besatzungsmächte — • auch nach 
1945 praktiziert worden und dem Bundesminister für 
Wirtschaft auf Grund von Art. 2 der AusfVO Nr. 2 
zu Ges. 56/VO 78 bzw. AusfVO zu VO 96 (AusfVO 2) 
vom 10. April 1957 gemeldet worden (vgl. Erstes 
Kapitel, I.), soweit sie nicht bereits im Rahmen der 
Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie auf Grund 
des Gesetzes Nr. 27 genehmigt worden waren. 

b) Bei denjenigen Verträgen, die zwar nach der 
AusfVO Nr. 2 gemeldet und über die Bericht nach 
Abschnitt V. A. der AusfVO Nr. 1 erstattet, aber 
kein Befreiungsantrag gestellt worden war, entstand 
die Frage, ob die Voraussetzungen für die Einleitung 
eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens nach § 38 
Vorlagen. Die gleiche Frage ergab sich bei Verträgen, 
die erst nach dem Stichtag der AusfVO Nr. 1 ge- 
geschlossen und seitdem praktiziert worden waren. 
Es war dabei zu berücksichtigen, daß vom Bundes- 
minister für Wirtschaft, der diese Fälle als neue 
Befreiungsanträge angesehen hatte, kein Kartell- 
Strafverfahren beantragt worden war. In keinem die- 
ser Fälle ist deshalb ein Verfahren nach § 38 Abs. 1 
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eingeleitet worden, zumal die Beteiligten durch 
Stellung des Erlaubnisantrages den Willen bekun- 
deten, die gesetzlichen Vorschriften zu beachten. In 
einzelnen Fällen war noch der Nachweis der An- 
tragsteller zu berücksichtigen, daß zur Klärung der 
häufig schwierigen Frage, ob der Inhalt der betref- 
fenden Verträge dazu zwang, nach Abschnitt V. A. 
der AusfVO Nr. 1 Bericht zu erstatten und Befrei- 
ungsantrag zu stellen, Besprechungen mit den deut- 
schen Dekartellierungsstellen stattgefunden hatten 
und hierbei von der Behörde die Ansicht vertreten 
worden war, zu einer solchen Maßnahme sei kein 
Anlaß gegeben. In diesen Fällen hat das Bundes- 
kartellamt die Antragsteller auf die Rechtslage, ins- 
besondere auf die möglichen zivilrechtlichen Folgen 
nach § 35 Abs. 1 hingewiesen. 

c) Soweit bei den vom Bundesminister für Wirt- 
schaft übernommenen Vorgängen die Wirkung einer 
wettbewerbsbeschränkenden Absprache nicht über 
das Gebiet eines Landes hinausreichte — vor allem 
bei einigen Absprachen innerhalb der Industrie der 
Steine und Erden — wurden sie nach § 45 Abs. 3 
Satz 3 in Verbindung mit § 44 Abs. 1 Nr. 3 an die 
zuständige Landeskartellbehörde abgegeben. 

2. Bearbeitung der vorgelegten Anmeldungen 
und Erlaubnisanträge 

a) Im Anschluß an die Bekanntmachung der Anmel- 
dungen und Anträge im Bundesanzeiger hat das 
Bundeskartellamt den wesentlichen Inhalt der Be- 
gründungen zu den Erlaubnisanträgen den Spitzen- 
verbänden derjenigen Wirtschaftskreise zugeleitet, 
deren Interessen berührt sein könnten. 

Soweit darüber hinaus noch Kreise der Wirtschaft 
und der Verwaltung zur Abgabe einer Stellung- 
nahme nach § 53 Abs. 2 nähere Einzelheiten be- 
nötigten, wurde auch ihnen der Inhalt der Begrün- 
dungen zugänglich gemacht. Geschäftsgeheimnisse 
wurden dabei nicht mitgeteilt. In Zweifelsfällen 
wurde vorher mit den Kartellgeschäftsführungen 
Rücksprache genommen. 

Einer Reihe von begründeten Beiladungsanträgen 
nach § 51 Abs. 2 Nr. 4 wurde durch Beschluß statt- 
gegeben. 

Mündliche Verhandlungen nach § 53 Abs. 1 sind 
bisher nicht beantragt worden. Auch von Amts 
wegen fand bisher noch keine mündliche Verhand- 
lung über solche Anträge statt. 

b) Das nach § 5 Abs. 1 angemeldete Rationalisie- 
rungskartell von Spinnereien des Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. ist bereits in das Kartell- 
register eingetragen worden. 

In eine eingehende materiellrechtliche Prüfung 
der Erlaubnisanträge konnte noch nicht eingetreten 
werden, weil es zunächst die Aufgabe der Beschluß- 
abteilungen sein mußte, die Anträge auf die for- 
mellen Voraussetzungen hin zu prüfen, sie im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen und die interes- 
sierten Kreise zur Stellungnahme aufzufordern. 

Die formelle Prüfung der Anträge warf eine Reihe 
von rechtlichen Problemen auf. Hierbei handelte es 
sich u. a. um die Voraussetzungen des § 106 Abs. 2, 


ferner um die Klärung des Problems, ob im Rah- 
men eines Vertrages nach § 5 Abs. 2 und 3 ver- 
einbarte einheitliche Konditionen und Rabatte einer 
besonderen Anmeldung nach §§ 2 oder 3 bedürfen. 
Das Bundeskartellamt hat sich auf den Standpunkt 
gestellt, daß es keiner besonderen Anmeldung sol- 
cher Vereinbarungen bedarf, daß ihre Zulässigkeit 
vielmehr im Zusammenhang mit der Beurteilung 
des diesen Vereinbarungen zugrunde liegenden 
Rationalisierungskartells beurteilt werden muß. Es 
ist ferner die Frage geprüft worden, ob eine im 
Rahmen eines Rationalisierungskartells mögliche 
Quotenregelung überhaupt geeignet sein kann, „die 
Leistungsfähigkeit oder Wirtschaftlichkeit der be- 
teiligten Unternehmen in technischer, betriebswirt- 
schaftlicher oder organisatorischer Beziehung we- 
sentlich zu heben und dadurch die Befriedigung des 
Bedarfs zu verbessern“ oder ob nicht vielmehr einer 
quotenmäßigen Regelung der Produktion ein sol- 
cher Erfolg regelmäßig versagt ist. Die Frage ist 
► entsprechend dem Sinn und Zweck des § 5 zu be- 
antworten: Die Zulässigkeit von Quotenvereinba- 
rungen hängt davon ab, ob diese Vereinbarungen 
der Rationalisierung dienen, d. h. ob insoweit die 
Tatbestandsmerkmale des § 5 erfüllt sind. 

Die zugleich mit einigen Erlaubnisanträgen ge- 
stellten Anträge auf Erlaß einer einstweiligen An- 
ordnung nach § 56 des Inhalts, die begehrte Er- 
laubnis bis zur endgültigen Entscheidung über den 
Erlaubnisantrag vorläufig zu erteilen, gaben An- 
laß zu der Prüfung, ob der Antragsteller eines im 
GWB vorgesehenen Erlaubnisantrages ein Antrags- 
recht auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung hat 
oder ob der Erlaß einer solchen Anordnung ledig- 
lich von Amts wegen erfolgen kann. Aus dem im 
GWB vorgesehenen Recht, Erlaubnisanträge zu 
stellen, hat das Bundeskartellamt gefolgert, daß den 
Antragstellern der in § 56 Nr, 1 und 2 aufgeführ- 
ten Erlaubnisanträge auch das Recht zusteht, eine 
einstweilige Anordnung zu beantragen. 

c) Die Entscheidung über die Erlaubnisanträge 
nach § 5 Abs. 2 und 3 setzt in besonderem Maße 
eine umfassende Marktuntersuchung und volkswirt- 
schaftliche Würdigung voraus. Gerade bei diesen 
Kartellen zeigt sich eine komplexe und je nach 
Branche unterschiedliche Problematik beim Einkauf, 
bei der Produktion und beim Absatz ihrer Produkte, 
vor allem dann, wenn es sich um homogene Mas- 
sengüter handelt. Von Fall zu Fall werden auch 
Rationalisierungsverbände gehört, wie z. B. das Ra- 
tionalisierungs-Kuratorium der Deutschen Wirt- 
schaft (RKW). Bei der Bearbeitung haben sich 
bereits Grundprobleme ergeben, wie das der volks- 
wirtschaftlichen Wertung der im Rahmen von Ra- 
tionalisierungskartellen, insbesondere von Syndi- 
katen, praktizierten Frankostations-, Frachtbasis- 
und Frachtausgleichs-Systeme. Sie werden von der 
volkswirtschaftlichen Abteilung untersucht. In ein- 
zelnen Fällen wurden Betriebe verschiedener Bran- 
chen, aus denen Erlaubnisanträge für Rationalisie- 
rungskartelle vorliegen, besichtigt. Diese Besichti- 
gungen und die im Anschluß daran mit den Unter- 
nehmensleitungen geführten Erörterungen der Kar- 
tellprobleme gaben in allen Fällen wertvolle Auf- 
schlüsse und Anregungen für die weitere Bearbei- 
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tung der Anträge. Die Unternehmensleitungen und 
Kartellgeschäftsführungen gaben bereitwillig alle 
gewünschten Aufklärungen. 

Ob und in welchem Umfange betriebswirtschaft- 
liche Spezialuntersuchungen zur Vorbereitung der 
Entscheidungen erforderlich sind, wird von Fall zu 
Fall zu entscheiden sein. 

d) Die zahlreichen Fragen, die bei der Behand- 
lung von Erlaubnisanträgen für Rationalisierungs- 
kartelle nach § 5 Abs. 2 und 3 auftreten, werden 
zur Prüfung und Bearbeitung geraume Zeit in An- 
spruch nehmen. Die Stellung der betreffenden In- 
dustrien im Gemeinsamen Markt wird nicht un- 
berücksichtigt bleiben dürfen. 

e) Die materiellrechtliche Bearbeitung der Er- 
laubnisanträge wird dadurch erschwert, daß das 
GWB den entscheidenden Begriff „Rationalisie- 
rung" nicht erläutert. Die bisher bekanntgeworde- 
nen Regelungen zeigen, daß das Feld, auf dem Ver- 
einbarungen zur wesentlichen Hebung der Lei- 
stungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der beteilig- 
ten Unternehmen in technischer, betriebswirtschaft- 
licher und organisatorischer Hinsicht getroffen wer- 
den können, sehr weit gesteckt ist. Bei der Beur- 
teilung wird zu beachten sein, daß die durch die 
Rationalisierung erstrebten und erreichten Erfolge 
in einem angemessenen Verhältnis zu den Nach- 
teilen der Wettbewerbsbeschränkung stehen müs- 
sen; bei der Bildung gemeinsamer Beschaffungs- 
oder Vertriebseinrichtungen ist überdies nachzu- 
weisen, daß die Rationalisierung im Interesse der 
Allgemeinheit erwünscht ist. 

3. Die Rationalisierung im einzelnen 

a) Anwendung einheitlicher Normen und Typen 

Eines der Mittel der Rationalisierung ist die ein- 
heitliche Anwendung von Normen und Typen. Wie 
in der Geschäftsübersicht unter I. ausgewiesen, 
wurde nur ein einziger Vertrag nach § 5 Abs. 1 an- 
gemeldet. Es ist nicht ausgeschlossen, daß noch eine 
Reihe weiterer derartiger Verträge praktiziert 
wird und von den Vertragspartnern aus Unkennt- 
nis der gesetzlichen Bestimmungen bisher noch 
nicht beim Bundeskartellamt angemeldet worden 
ist. Teilweise sind auch in den Verträgen nach § 5 
Abs. 3 Bestimmungen über Normung und Verein- 
heitlichung von Typen enthalten. Andererseits ist 

es aber möglich, daß wegen der beratenden Tätig- 

keit des RKW auf dem Gebiet der Typisierung 
und Normung der Wunsch, Kartellvereinbarungen 
über Normen- und Typenbestimmungen abzuschlie- 
ßen, stark gemindert worden ist. Das einzige bis- 
her in das Kartellregister eingetragene Rationali- 

sierungsabkommen nach § 5 Abs. 1 wurde zwi- 
schen Spinnereien des Fachverbandes der Hart- 

faserindustrie abgeschlossen. Es betrifft den Weg- 
fall von einigen bisher hergestellten Qualitäten bei 

Sisalgarnen, -kordein und -schnüren für Ver- 
packungszwecke, den Wegfall einer Lauflänge, die 
Vereinbarung, daß nur noch ungeschorene Ware 
geführt wird und daß als „ungeölt 3 * * * * * * * 11 solche Garne 

und Zwirne angesehen werden sollen, die weniger 
als 1 v. H. Ölgehalt in der Fertigware aufweisen. 


b) Spezialisierungsvereinbarungen 

Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 — zwischen- 
betriebliche Rationalisierung allgemeiner Art und 
Vereinbarungen über Spezialisierung — wurden 
bisher nur wenige eingereicht. In einem Fall (Ver- 
trag der Lufttechnischen Gesellschaft mbH) sollen 
durch Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kon- 
struktion und der Fertigung Entwicklungsarbeiten 
und technische Verbesserungen beschleunigt und 
durch Vermeidung von Doppelarbeit Kosten ein- 
gespart werden. Gleichzeitig ist beabsichtigt, die 
Einführung von Neuerungen und Neuentwicklun- 
gen im Wege gemeinschaftlicher Aufklärung der 
als Abnehmer in Frage kommenden Kreise über 
die technisch zum Teil nicht unkomplizierten An- 
wendungsmöglichkeiten von Spezialerzeugnissen 
und der damit erzielten Vorteile zu erleichtern. 
Der Erlaubnisantrag für das vom Bundesminister 
für Wirtschaft im Jahre 1957 genehmigte Tuben- 
kartell — ein Normen- und Typenabkommen — 
wurde inzwischen zurückgenommen (in der Ge- 
schäftsübersicht nicht enthalten, vgl. Drittes Kapi- 
tel I.). 

Bei der überwiegenden Zahl der Anträge han- 
delt es sich um sogenannte höherstufige Rationali- 
sierungskartelle nach § 5 Abs. 3. Mit dem Rationa- 
lisierungskartell Vereinigte Armaturen GmbH ist 
eine möglichst umfassende Rationalisierung durch 
Spezialisierung und Bildung einer gemeinsamen 
Verkaufsorganisation bezweckt. Von den übrigen 
Verträgen nach § 5 Abs. 3 sind die Kartelle im 
Bereich der Industrie der Steine und Erden, insbe- 
sondere die Syndikate der Zementindustrie und 
die Kalkverkaufsgemeinschaften, sowie die Ratio- 
nalisierungskartelle der Textilveredelung und der 
chemischen Industrie zu nennen. 

Die wichtigsten Gründe, die für die Kartellbil- 
dung von den Antragstellern angegeben werden, 
sowie Art und Umfang der Wettbewerbsbeschrän- 
kungen werden nachstehend unter c) bis h) und 
Abschnitt 4 dargestellt. 

c) Rationalisierung des industriellen Absatzes 

Die Standorte bestimmter Industrien sind roh- 
stofforientiert. Häufig ergibt sich daraus eine Bal- 
lung von Unternehmen auf verhältnsmäßig engem 
Raum. Handelt cs sich bei den Erzeugnissen um 
Massenschwergüter, deren Absatz relativ große 
Frachtkosten verursacht, und treten die standort- 
mäßigen Voraussetzungen hinzu, dann sind insbe- 
sondere die betriebswirtschaftlichen Voraussetzun- 
gen für eine erhöhte Kartellwilligkeit der Unter- 
nehmen dieses Wirtschaftszweiges gegeben. Auf 
die Anträge von Unternehmen des Wirtschafts- 
zweiges Steine und Erden, insbesondere der Ze- 
ment- und Kalkindustrie, kann hier vor allem hin- 
gewiesen werden. Wird der Hauptzweck des Zu- 
sammenschlusses in der Vermeidung unnötiger 
Frachtkosten und der Verringerung der Verkaufs- 
unkosten gesehen, dann gilt bei streng zentraler 
Verkaufsorganisation der Grundsatz, daß mit der 
Durchführung eines Auftrages jeweils das zum 
Empfänger nächstgelegene Werk beauftragt wird. 
Dieser Grundsatz wird jedoch dann außer acht ge- 
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lassen, wenn er in Widerspruch zur Quotenrege- 
lung gerät. 

In den Fällen, in welchen die Nachfrage nach be- 
stimmten Erzeugnissen sowohl hinsichtlich Liefer- 
mengen als auch Lieferterminen starken Schwan- 
kungen unterliegt, wird durch zentral gesteuerte 
Lagerhaltung nach der Absatzseite hin ständige 
Lieferbereitschaft, nach der Produktionsseite hin ein 
gleichmäßiger Beschäftigungsgrad der einzelnen Be- 
triebe angestrebt. Ais weitere Begründung für eine 
gemeinschaftliche Rationalisierung der Lagerhaltung 
werden Besonderheiten des Produktes wie z. B. 
Explosions- und Feuergefahr, aber auch die Gefahr 
der Qualitätsminderung bei zu langer oder unsach- 
gemäßer Lagerung angeführt. 

d) Sicherung des Bezugs 

Mit dem Erlaubnisantrag Schwefelsäure verbrau- 
chender Unternehmen, wie Kokereien, Hersteller 
von synthetischem Stickstoff, Draht- und Blech- 
beizereien wird die Fortsetzung eines mit seinen 
Vorläufern bis in das Ende des 19. Jahrhunderts 
zurückreichenden Rationalisierungskartells ange- 
strebt. Die zusammengeschlossenen Unternehmen 
beabsichtigen durch Zusammenfassung des Einkaufs 
ihren Bedarf an Schwefelsäure, eines entscheidend 
wichtigen chemischen Grundstoffes, sicherzustellen. 

e) Verwertung von Kuppelprodukten 

In einer Reihe von Anträgen, z. B. bei Thomas- 
phosphat, Teer, Phenol, Ammoniak, aber auch bei 
Hüttenzement und Terrazzo, wird die Verwertung 
von Zweit- oder Nebenprodukten als wichtigster 
Grund für die Kartellbildung angeführt. Es handelt 
sich hierbei um mit der Produktion anderer Erzeug- 
nisse notwendigerweise entstehende Produkte, die 
zum Teil bei den Einzelbetrieben nur in geringen 
Mengen anfallen und deshalb von Verkaufsgemein- 
schaften zusammengefaßt und angeboten werden. 
Die Besonderheit der Kuppelproduktion besteht 
darin, daß ihr Umfang nicht ohne weiteres der 
Nachfrage angepaßt werden kann, vielmehr von 
dem Umfang der Hauptproduktion abhängig ist. Im 
Laufe der vergangenen Jahrzehnte, so wird darge- 
legt, mußten vielfach Verwendungs- und Absatz- 
möglichkeiten in hinreichendem Maße überhaupt 
erst gefunden werden. Die notwendigen Forschungs- 
arbeiten werden zu diesem Zweck von Forschungs- 
einrichtungen durchgeführt, welche die sich zusam- 
menschließenden Unternehmen gemeinsam betrei- 
ben. 

f) Hohe Fixkostenbelcistung 

Den nach Auffassung der Antragsteller bestehen- 
den Gefahren der Unwirtschaftlichkeit, die sich aus 
Überkapazität im Falle besonders kapitalintensiver 
Fertigung ergeben sollen, wird ebenfalls durch Ver- 
kaufs- und Liefergemeinschaften entgegenzuwirken 
versucht. Auf hohe Fixkostenbelastung, mangelnde 
oder zu geringe Mobilität des investierten Kapitals 
und auf die daraus sich ergebende unzureichende 
Anpassungsfähigkeit der Produktion an Nachfrage- 
veränderungen wird immer wieder hingewiesen. 
Argumente dieser Art werden im allgemeinen we- 


niger für sich allein zur Begründung der Kartell- 
bedürftigkeit als vielmehr zur Unterstützung der 
anderen Argumente angeführt. 

g) Förderung des technischen Fortschritts 

Soweit bei reinen Forschungsgemeinschaften, die 
im Regelfall nicht unter § 1 fallen, wettbewerb- 
beschränkende Vereinbarungen nötig werden, wer- 
den diese meist als Rationalisierungsvereinbarun- 
gen zur gemeinschaftlichen Durchführung von Ver- 
suchsreihen und über den Betriebsvergleich oder 
den Erfahrungsaustausch hinausgehender gemein- 
samer Verwertung der Forschungsergebnisse abge- 
schlossen. 

h) Die Kartellverträge der Textilveredler (Lohn- 
veredler) 

Diese Verträge sollen in erster Linie der Über- 
windung einer schwachen Marktposition dienen, auf 
die, bedingt durch eine besondere Auftragsstruktur, 
primär nicht mit betriebsinternen Mitteln, sondern 
nur absatzpolitisch eingewirkt werden könne. In 
der Mehrzahl der Fälle glauben die lohnveredeln- 
den Betriebe als einzelne angemessene Konditio- 
nen, Dispositionsvorschriften, Preise und Preisunter- 
schiede nach Menge, Gewicht, Farbabweichung und 
anderen Differenzierungen gegenüber den verschie- 
denen Kunden nicht durchsetzen zu können. Des- 
halb soll durch kollektive Vereinbarung die indi- 
viduelle Gestaltung dieser Bedingungen den ein- 
zelnen Lohnveredlern entzogen werden, um den 
Einfluß der Auftraggeber weitgehend auszuschalten. 

Die Rationalisierung soll hier hauptsächlich auf 
indirekte Weise ermöglicht oder herbeigeführt 
werden. Damit stellt sich das Problem, ob für Maß- 
nahmen, die nur indirekt der Rationalisierung 
dienen, eine Erlaubnis nach § 5 erteilt werden kann, 
vor allem ob die Festsetzung einheitlicher Preise für 
den Rationalisierungserfolg notwendig ist. 

4. Zum Umfang der Wettbewerbsbeschränkungen 
in Rationalisierungskartellen 

Der Umfang der Wettbewerbsbeschränkungen 
weist in den einzelnen dem Bundeskartellamt vor- 
gelegten Verträgen erhebliche Unterschiede auf. Sie 
reichen von verhältnismäßig losen Zusammen- 
schlüssen in Form von Lizenz- und Versuchsgemein- 
schaften mit Verständigung über das Fabrikations- 
programm über Kartelle, die ohne Preisverein- 
barungen auskommen, und bei denen trotz gemein- 
samer Vertriebseinrichtung die Kundenwünsche be- 
züglich der Lieferfirmen in vollem Umfange berück- 
sichtigt werden können, bis zu den Syndikaten mit 
Preis-, Rabatt- und Quotenfestsetzung. Als beson- 
dere Formen der Preiskartelle sind jene zu nennen, 
welche einheitliche Zonenpreise oder Franko- 
Stationspreise mit Frachtkosten- und Erlösausgleich 
anwenden. Dabei finden sich unter den angemel- 
deten Syndikaten sowohl solche mit nur engem 
räumlichen Wirkungskreis als auch andere, die das 
gesamte Bundesgebiet umfassen. Verträge, die 
zwischen mittleren oder kleineren Unternehmen ge- 
schlossen werden, stehen neben Verträgen, in 
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welchen sich Großbetriebe zur Zusammenarbeit ver- 
pflichten. Auch die Zahl der Mitglieder der einzelnen 
Kartelle weist größte Verschiedenheiten auf. 

In welchem Maße auf den einzelnen Märkten noch 
Spielraum für den Wettbewerb verbleibt, ist nicht 
allein vomUmfang der angemeldeten Wettbewerbs- 
beschränkungen abhängig, sondern ergibt sich auch 
aus der Struktur der Märkte. Bei der Beurteilung 
der Frage, welche Wirkungen von den einzelnen 
Kartellen auf die Volkswirtschaft ausgehen, ist zu 
prüfen, ob und in welchem Ausmaß die Kräfte der 
Konkurrenz auf dem Markt sich noch entfalten kön- 
nen. Die Vielfalt der Formen sowohl der Kartelle als 
auch der Märkte verbietet eine schematische Beur- 
teilung. Einfluß der Außenseiter, Substitutions- und 
Auslandswettbewerb sind zu berücksichtigen. 

VI. Exportkartelle 

Von der Möglichkeit, Exportkartelle nach § 6 zu 
bilden, ist von den an der Ausfuhr beteiligten 
Wirtschaftskreisen in 38 Fällen Gebrauch gemacht 
worden. Fast bei allen angemeldeten Exportkar- 
tellen sah sich das Bundeskartellamt zu Rückfragen 
genötigt, ob in die Ausfuhr auch selbständige 
inländische Exporteure eingeschaltet sind, da dies 
für die Beurteilung, ob § 6 Abs. 1 oder Abs. 2 zur 
Anwendung kommt, von Bedeutung ist. Als Kar- 
telle nach § 6 Abs. 1 wären sie mit der Anmeldung 
wirksam, sie würden nicht bekanntgemacht und 
nicht in das Kartellregister eingetragen. Als Kar- 
telle mit Inlandswirkung nach § 6 Abs. 2 würden 
sie einer besonderen Erlaubnis bedürfen, die nur 
nach vorheriger Bekanntmachung erteilt werden 
kann. 

Das Bundeskartellamt ist bei der Beurteilung 
der Exportkartelle davon ausgegangen, daß ein 
reines Exportkartell nach § 6 Abs. 1 dann vorliegt, 
wenn sich die Kartellbeteiligten (nur Hersteller 
oder nur Exporteure) verpflichtet haben, ihre Er- 
zeugnisse zu bestimmten Preisen und Bedingungen 
auf den Auslandsmäikten zu verkaufen, und sie 
diese auch selbst exportieren. 

Ein reines Exportkartell hat das Bundeskartell- 
amt auch dann angenommen, wenn von den Kartell- 
mitgliedern zugleich vereinbart war, mit welcher 
Quote jeder an dem jährlich sich ergebenden Ge- 
samtexport beteiligt sein sollte. Ein solches Ab- 
kommen mag auch Auswirkungen im Inland haben, 
was besonders deutlich wird, wenn derjenige, der 
mehr ins Ausland liefert als seine Quote aus- 
macht, für das Mehr, das einem anderen zusteht, 
einen Ausgleichsbetrag an eine gemeinsame Kasse 
zu zahlen hat. Diese Rückwirkung trifft aber die 
Kartellmitglieder selbst und führt im allgemeinen 
nicht zu einer Beurteilung des Abkommens nach 
§ 6 Abs. 2, weil die vereinbarte Regelung nicht 
„den Verkehr mit Waren im Inland umfaßt". 

Verpflichten sich die Hersteller (Kartellmitglie- 
der), auch die inländischen Exporteure zu binden, 
die vereinbarten Auslandspreise und Lieferbedin- 
gungen einzuhalten, wie es in den Kartellverträgen 
der Blankstahl-Exportgemeinschaft und der Vereini- 
gung der Drahtflechtereien (Sechseckgeflecht) der 


Fall ist, so werden über den Kreis der Kartellmit- 
glieder hinaus weitere inländische Unternehmen in 
ihrer Wettbewerbsfreiheit beschränkt, wenn auch 
auf den Auslandsmärkten. 

Vielfach wurde, entgegen der Ansicht der Expor- 
teure, von den Herstellern geltend gemacht, daß 
solche Vereinbarungen gleichwohl nach § 6 Abs. 1 
und nicht nach Abs. 2 zu beurteilen seien, weil die 
Bindung der Exporteure nur für den Absatz der 
Ware im Ausland praktische Bedeutung habe; der 
Warenverkehr im Inland werde durch die Preis- 
bindung der Exporteure nicht beschränkt, denn sie 
könnten die Erzeugnisse im Inland zu frei aus- 
handelbaren Preisen und Bedingungen erlangen. 

Dieser Auffassung wäre beizuflichten, wenn mit 
dem Absatz über die inländischen Exporteure kein 
Warenverkehr im Inland verbunden wäre. In Über- 
einstimmung mit der Meinung des Wirtschafts- 
politischen Ausschusses des Deutschen Bundestages 
ist das Bundeskartellamt der Ansicht, daß hier 
regelmäßig ein Fall des § 6 Abs. 2 vorliegt, weil 
sich die Regelung, also der Kartellvertrag, auf den 
Verkehr mit Waren im Inland erstreckt, d. h. der 
Kartellpreis auch gewährleistet werden soll, wenn 
die Ware über inländische Dritte den Weg ins 
Ausland nimmt. Zwar ist die (vertikale) Bindung 
inländischer Exporteure an bestimmte Exportpreise 
durch den einzelnen Hersteller nach § 15 zulässig, 
weil die Regelung sich nicht auf den Inlandsmarkt 
bezieht. Wird sie jedoch (horizontal) zum Gegen- 
stand einer Kartellverpflichtung, bedarf sie der Er- 
laubnis nach § 6 Abs. 2. Auch aus der ausdrück- 
lichen Erwähnung des § 15 in § 6 Abs. 2 folgt, daß 
das GWB die Bindung anderer inländischer Wirt- 
schaftskreise an bestimmte Preise und Geschäfts- 
bedingungen auf den Auslandsmärkten nach § 6 
Abs. 2 behandelt wissen will, so daß ein Aus- 
weichen auf § 6 Abs. 1 nicht möglich erscheint. 
Bisher haben jedoch nur die Beschlußabteilungen 
zu diesem Problem Stellung genommen. 

Die gleiche Frage — ob die Vereinbarung nach 
§ 6 Abs. 1 oder Abs. 2 zu beurteilen ist — entsteht, 
wenn die Ausfuhr über ein gemeinsames Export- 
büro durchgeführt werden soll. Verpflichten sich die 
Kartellmitglieder (Hersteller), ihre Erzeugnisse ge- 
meinsam über eine von ihnen errichtete Export- 
GmbH auszuführen, so dürfte in vielen Fällen nicht 
nur eine Beschränkung in der eigenen Wett- 
bewerbsfreiheit, sondern zugleich (gewollt) die 
Ausschaltung der Exporteure vorliegen, also eine 
Regelung für den Warenverkehr im Inland, die 
nach § 6 Abs. 2 zu beurteilen ist. Daneben finden 
§ 5 Abs. 2 und 3 keine Anwendung, weil die 
Export-GmbH lediglich als Verkaufsstelle nach dem 
Ausland auftritt. 

Das GWB enthält keine besonderen Vorschriften 
für internationale Kartelle. Das Bundeskartellamt 
ist davon ausgegangen, daß die Beteiligung deut- 
scher Unternehmen an internationalen Kartellen 
— soweit sie Exportvereinbarungen zum Inhalt 
haben — der Beurteilung nach § 6 Abs. 1 und 2 
unterliegt, mit der Maßgabe, daß die deutschen 
Unternehmen die Anmeldung vorzunehmen haben. 
Die Einreichung eines den Formerfordernissen des 


49 



Drucksac he 1000 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


GWB entsprechenden Vertrages wurde dann nicht 
verlangt, wenn die internationalen Abreden ledig- 
lich mündlich getroffen wurden. Die beteiligten 
deutschen Unternehmen sind aber angehalten wor- 
den, eine von ihnen unterschriebene Niederschrift 
über die mündlich getroffenen Abmachungen ein- 
zureichen. Die Anmeldung nach § 6 Abs. 1 oder 
die Erlaubnis nach § 6 Abs. 2 deckt alsdann nur 
das, was mitgeteilt worden ist. Die deutsche Gruppe 
im internationalen Kartell muß einen Vertreter 
nach § 36 bestellen; diese Vorschrift ist auf die 
deutsche Gruppe zumindest analog anwendbar. 

Verträge nach § 6 Abs. 1 sind mit der Anmeldung 
wirksam; sie werden weder veröffentlicht noch in 
das Kartellregister eingetragen. Bei Kartellen nach 
§ 6 Abs. 2 ist eine Bekanntmachung vorgeschrieben, 
ebenso die Eintragung in das Kartellregister (§§ 10 
und 9). 

Für die Beschlußabteilungen des Bundeskartell- 
amtes ergab sich insbesondere bei Prüfung der Zu- 
lässigkeit von Anträgen und Anmeldungen nach 
§ 6 (Exportkartelle) auch die Frage, welchen Ein- 
fluß die Art. 85 bis 90 des Vertrages über die 
Gründung der EWG auf die Geltung des GWB 
haben. Schon im Februar 1958 lag ein Rechtsgut- 
achten über das Verhältnis der Art. 85 ff. des 
EWG-Vertrages zum GWB vor (Gutachten des 
Instituts für ausländisches und internationales Wirt- 
schaftsrecht, Frankfurt [Main]). Die Frage ist Gegen- 
stand eingehender Erörterungen und Überlegungen 
gewesen. Ihrer Vertiefung diente auch die Teil- 
nahme an den Expertensitzungen bei der EWG- 
Kommission; dort wurde zwar Übereinstimmung 
darüber erzielt, daß die Art. 85 und 86 Rechts- 
vorschriften und nicht nur Grundsätze enthielten 
und durch die Ratifizierung Bestandteil der Rechts- 
ordnung jedes Mitgliedstaates geworden seien, 
andererseits konnte wegen der teilweise noch be- 
stehenden unterschiedlichen Auffassungen der Be- 
hörden und Gerichte der Mitgliedstaaten der EWG 
und wegen der Notwendigkeit einer einheitlichen 
Behandlung dieser Frage auf dem Gemeinsamen 
Markt für eine gleichmäßige Rechtsanwendung 
noch keine abschließende Lösung gefunden werden. 

VII. Versicherungswirtschaft 

Von den Versicherungsgesellschaften — sowohl 
den privatrechtlichen wie den öffentlich-recht- 
lichen Unternehmen — sind dem Bundes- 
kartellamt über das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungs- und Bausparwesen in Berlin 23 
Meldungen auf Grund der §§ 102 und 106 zugegan- 
gen. Hiervon waren mehrere als „vorsorglich ab- 
gegeben" bezeichnet. Diesen Weg haben die Gesell- 
schaften gewählt, wenn sie nicht sicher waren, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Meldung 
Vorlagen, sie andererseits aber verhüten wollten, 
daß bereits seit längerer Zeit praktizierte Verein- 
barungen durch die Versäumung der Meldefrist in 
§ 106 (Termin 30. Juni 1958) unwirksam würden. 
Nur bei einer vertraglichen Verpflichtung, gemein- 
sam eine aufklärende Werbung zu betreiben, war 
die Meldung nicht erforderlich; in allen übrigen Fäl- 
len handelte es sich um Abkommen, die der Beur- 


teilung nach dem GWB unterlagen. In einigen der 
vorsorglichen Meldungen wurde die Ansicht ver- 
treten, ein Zusammenschluß mehrerer Erstversiche- 
rer, die sich verpflichten, in künftigen Fällen als 
Mitversicherer tätig zu werden, sei kein zu melden- 
der Tatbestand. Dieser Auffassung konnte nicht ge- 
folgt werden. Nach Ansicht des Bundeskartellamtes 
stellt ein solches Abkommen einen Vertrag im 
Sinne von § 1 dar; denn die Vertragschließenden 
binden sich, künftig einander nicht mehr Konkurrenz 
zu machen, sondern nur noch als Gemeinschaft auf- 
zutreten. Den Versicherungsnehmern steht am 
Markt nur noch die Gemeinschaft — an Stelle der 
Vielzahl der in ihr zusammengeschlossenen Gesell- 
schaften — als Versicherer gegenüber. Auch die Bil- 
dung eines Rückversicherungspools durch mehrere 
Erstversicherer mit der gegenseitigen Verpflichtung, 
ihre Direktversicherungen bei der Gemeinschaft rück- 
zudecken, wurde aus gleichen Gründen als ein Ver- 
trag angesehen, der unter § 1 fällt und erst mit der 
Meldung nach § 102 von der Unwirksamkeit befreit 
wird. 

Dagegen findet auf einen Vertrag zwischen dem 
Erst- und dem Rückversicherer mit der Vereinba- 
rung, daß der Erstversicherer alle Versicherungen, 
soweit sie seinen Selbstbehalt übersteigen, bei dem 
Vertragspartner rückdecken wird und dieser zur 
Deckung verpflichtet ist, § 1 keine Anwendung. Er 
unterliegt auch nicht der Beurteilung nach § 102 
Abs. 1 Satz 4, denn diese Vorschrift hat nur die 
gemeinsame Übernahme eines Einzelrisikos durch 
Gesellschaften derselben Versicherungsstufe zum 
Gegenstand. Erst- und Rückversicherer stehen sich 
nicht als Konkurrenten gegenüber. Der Vertrag mit 
dem Rückversicherer ist eine vertikale Vereinba- 
rung mit festen, für das Rückversicherungsgeschäft 
typischen Bindungen. Soweit sich jedoch mehrere 
Unternehmen derselben Versicherungsstufe unter- 
einander (horizontal) verpflichten, ihre Versicherun- 
gen in eine Deckungsgemeinschaft (Versicherungs- 
pool) einzubringen, hat der Vertrag kartellrecht- 
liche Bedeutung. 

Den Anmeldungen der Versicherungsgesellschaf- 
ten liegen zum Teil Beschlüsse zugrunde, die von 
den Fachverbänden der einzelnen Versicherungs- 
sparten (Feuer-, Haftpflicht-, Krankenversicherung 
usw.) oder von bei diesen bestehenden Ausschüssen 
— wie Prämien- oder Bedingungskommissionen — 
gefaßt sind und u. a. Zusatzbedingungen, besondere 
Versicherungsklauseln oder Regeln für das Verhal- 
ten des Außendienstes bei der Werbung von Neu- 
versicherungen zum Inhalt haben. Von diesen Aus- 
schüssen werden ferner auf Grund von Statistiken 
über den Gefahrenverlauf Prämienrichtlinien be- 
kanntgegeben, die laufend durch Nachträge ergänzt 
werden und die den Gesellschaften als Informa- 
tionsmaterial für die eigene Prämienberechnung die- 
nen. An einer Prämie, die nicht überhöht, anderer- 
seits aber im Verhältnis zum Risiko auch ausrei- 
chend ist, um die Gesellschaften in die Lage zu ver- 
setzen, bei einem ungünstigen Schadenverlauf ihren 
Verpflichtungen stets reibungslos nachkommen zu 
können, sind auch die Fachaufsichtsbehörden inter- 
essiert. In der Lebens- und Krankenversicherung 
bedürfen die Prämienstaffeln sogar ihrer ausdrück - 
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liehen Genehmigung, während in der Sachversiche- 
rung die Aufsicht sich darauf beschränkt zu ver- 
hüten, daß in der Tarifgestaltung Mißstände ein- 
treten. Die Versicherungsgesellschaften sind der 
Ansicht, daß im Hinblick auf die von der Aufsichts- 
behörde stets gebilligte Bekanntgabe von Prämien- 
richtlinien eine nach § 38 Abs. 2 unerlaubte Empfeh- 
lung von Preisen nicht zu erblicken sei. Da die Ver- 
sicherungsgesellschaften von den Verboten nach § 1 
freigestellt seien, könne auch in der Empfehlung 
keine Umgehung des § 1 liegen. Vom Bundeskartell- 
amt ist noch keine Entscheidung darüber ergangen, 
ob die Bekanntgabe neuer Zusatzbedingungen und 
Versicherungsklauseln sowie von Prämienricht- 
linien eine nach § 38 Abs. 2 Satz 2 unzulässige 
Empfehlung ist. 

VIII. Energiewirtschaft 

Ein umfangreiches Arbeitsgebiet ergab sich für 
das Bundeskartellamt aus der Regelung des § 103 
für die Anmeldung der dort aufgeführten Vertrags- 
typen der Energiewirtschaft, d. h. der auf dem 
Energieversorgungssektor üblichen Konzessions-, 
Demarkations- und Verbundverträge in ihren ver- 
schiedenen Erscheinungsformen. Im Berichtszeitraum 
stand dieser Aufgabenbereich des Bundeskartell- 
amtes innerhalb des ersten Halbjahres vorwiegend 
im Zeichen der übergangsfrist des § 106 Abs. 2 
Nr. 1, die eine beschleunigte Behandlung einer 
Reihe von formellen Problemen zur Anmeldung der 
von den §§ 1, 15 und 18 freigestellten Verträge i. S. 
des § 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 gebot. Nachdem in 
Übereinstimmung mit den Auffassungen der Kar- 
tellreferenten der Länder und der Vertreter der 
Energiewirtschaft Zweifelsfragen zum Anmeldever- 
fahren dahin geklärt werden konnten, daß alle — 
auch die zur Zuständigkeit der Landeskartellbehör- 
den gehörenden — Verträge nach dem Wortlaut 
des § 9 Abs. 5 ausschließlich „bei dem Bundeskar- 
tellamt" anzumelden sind, führte der Ablauf der 
übergangsfrist des § 106 im Juni 1958 zu einem 
schlagartigen Ansteigen der Zahl der Anmeldun- 
gen mit einem entsprechenden Arbeitsanfall. 

Zur Bewältigung dieser großen Zahl von Anmel- 
dungen war es erforderlich, ein geeignetes System 
für die Sichtung und Registrierung der eingegan- 
genen Anmeldungen zu schaffen, das Kartellregi- 
ster — Abt. B — einzurichten und eine Reihe ver- 
fahrensrechtlicher und kostenrechtlicher Fragen im 
Interesse einer einheitlichen Behandlung der Ener- 
giewirtschaftsverträge mit den Kartellbehörden der 
Länder abzustimmen. 

Für die Einleitung und Durchführung des Kartell- 
registerverfahrens wurden vereinfachende Wege 
gefunden, die geeignet erscheinen, auch den Vor- 
gang der Eintragungen energiewirtschaftlicher Ver- 
träge in das Kartellregister ohne Verzögerung ab- 
laufen zu lassen. 

Die Zuständigkeitsüberprüfung ergab, daß 22 655 
Verträge an die Landeskartellbehörden weiterzu- 
leiten waren und 2842 überregionale Verträge (§ 44 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d) in der Zuständigkeit des 
Bundeskartellamtes verblieben. 


Bezüglich der Frage der öffentlichen Bekannt- 
machung der eingetragenen Verträge konnte zwi- 
schen dem Bundeskartellamt und den Landeskartell- 
behörden einerseits und der Energiewirtschaft an- 
dererseits eine einheitliche Auffassung nicht er- 
zielt werden. Während das Bundeskartellamt und 
die Landeskartellbehörden die öffentliche Bekannt- 
machung der eingetragenen Verträge im Bundes- 
anzeiger nach dem Wortlaut des Gesetzes für er- 
forderlich halten, steht die Energiewirtschaft auf 
dem Standpunkt, daß Energiewirtschaftsverträge 
nicht im Bundesanzeiger zu veröffentlichen sind. 
Diese Frage wird zur Zeit gerichtlich geklärt. 

Hinsichtlich der für die Anmeldung von Energie- 
wirtschaftsverträgen des § 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 4 zu erhebenden Gebühren befürchteten die 
Energieversorgungsunternehmen und kommunalen 
Vertragsbeteiligten wegen der großen Zahl an- 
meldebedürftiger Verträge einschneidende finan- 
zielle Belastungen. Die Frage wurde befriedigend 
gelöst. Die GebVO GWB erlaubt es, bei der gleich- 
zeitigen Anmeldung einer Vielzahl schematisch er- 
faßbarer Verträge die Verringerung des Arbeits- 
aufwandes und auch den Billigkeitsgesichtspunkt zu 
berücksichtigen. Bei nicht schematisch erfaßbaren 
Verträgen wird die Gebühr jeweils nach der Be- 
deutung des einzelnen Vertrages festgesetzt wer- 
den. 

Von seinen Befugnissen nach § 104 für den Fall, 
daß Verträge i. S. des § 103 oder die Art ihrer 
Durchführung einen Mißbrauch der durch Freistel- 
lung von den Vorschriften des GWB erlangten Stel- 
lung im Markt darstellen, hat das Bundeskartell- 
amt in Anbetracht des Ausmaßes der eingereichten 
Anmeldungen und der vorab zu entscheidenden 
Verfahrensfragen im Berichtszeitraum noch keinen 
Gebrauch gemacht. 


IX. Vertikale Preisbindungen 

1. Technische Erfassung der Preisbindung 
durch das Bundeskartellamt 

Die große Zahl von Preisbindungsanmeldungen 
hat das Bundeskartellamt während des Berichtsjah- 
res stark belastet; sie brachte viele technische und 
kartellrechtliche Rückfragen mit sich. 

Für die Anmeldung der Preisbindung und deren 
Änderung sind Formblätter und Merkblätter ent- 
wickelt worden 1 ). 

Die Bestätigung des Eingangs der Anmeldungen 
erfolgte nach § 16 Abs. 4. Zwischenverfügungen 
sind erlassen worden, falls die Anmeldung den for- 
mellen Voraussetzungen des § 16 nicht entsprach, 
über die Hälfte der Anmeldungen mußte beanstan- 
det werden. 


*) vgl. Bekanntmachungen des Bundeskartellamtes 
Nr. 1, BAnz. Nr. 19 vom 29. Januar 1958 
Nr. 8, BAnz. Nr. 94 vom 20. Mai 1958 
Nr. 67 I 

I BAnz. Nr. 237 vom 10. Dezember 1958 
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Die Rechtsnatur der Eingangsbestätigung der An- 
meldungen ist mitunter verkannt worden. Es han- 
delt sich nur um ein Wirksamkeitserfordernis für 
die Preisbindung, nicht aber um eine Erlaubnis. 
Eine solche kennt das GWB für Preisbindungen 
nicht. 

Die angemeldeten Preisbindungen werden kartei- 
mäßig nach Herstellern und nach Erzeugnissen er- 
faßt. Die Kartei der Preisbindungen ist nicht öffent- 
lich. 

Auskünfte über Preisbindungen wurden erteilt, 
soweit ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht 
wurde. Ein solches Interesse wurde jedoch stets 
verneint, wenn ein Unternehmen Auskünfte über 
das Marktverhalten seiner Mitbewerber erbat. 

Ist die Preisbindung ordnungsgemäß beim Bun- 
deskartellamt angemeldet und der Eingang der An- 
meldung bestätigt worden, kann die Preisbindung 
kartellrechtlich nach § 17 von Amts wegen überprüft 
werden. Die Prüfung soll vorgenommen werden, 
falls ein Antrag gestellt wird. 

2. Der Begriff „Markenware" 

Der Gesetzgeber hat die vertikale Preisbindung 
für Markenwaren zugelassen. Die Begriffsbestim- 
mung des GWB für Markenwaren geht über die 
volkswirtschaftliche Definition des „Markenartikels" 
hinaus, die sich in erster Linie auf Fertigerzeugnisse 
für den Endverbraucher beschränkt. Das hatte zur 
Folge, daß eine Reihe von Firmen beim Bundes- 
kartellamt Produkte aus Warengruppen vorgela- 
gerter Industriezweige zur Preisbindung anmeldete, 
also Erzeugnisse, die noch weiterverarbeitet wer- 
den müssen (z. B. Hanf) oder zu Bestandteilen an- 
derer Erzeugnisse werden (z. B. Armaturen). Mar- 
kenwaren im Sinne des GWB gibt es demnach 
praktisch in allen Wirtschaftsbereichen. 

Das Schwergewicht der Preisbindung liegt aller- 
dingseindeutig in der unmittelbaren Konsumsphäre 
und hier insbesondere bei Lebens- und Genußmit- 
teln, Artikeln der Körperpflege, Pharmazeutika, Ge- 
brauchsgütern der elektrotechnischen, optischen und 
feinmechanischen Industrie und Textilien. In man- 
chen Industriezweigen hat die überwiegende Anzahl 
der Produktionsunternehmen von der Preisbindung 
Gebrauch gemacht; in anderen Industriezweigen 
wiederum wird sie nur von einem kleinen Teil der 
anbietenden Firmen angewandt (Möbelindustrie, 
Textil- und Bekleidungsindustrie). 

In einer Reihe von Fällen ist es zweifelhaft, ob 
die Voraussetzungen des § 16 vorliegen. Eine we- 
sentliche Aufgabe des Bundeskartellamtes wird 
darin liegen, Maßstäbe für das Erfordernis der 
gleichbleibenden oder verbesserten Güte einer Mar- 
kenware zu erarbeiten. Fehlen die Voraussetzun- 
gen des § 16, zieht dies eine Unwirksamkeitserklä- 
rung der Preisbindung nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 nach 
sich. So ergaben sich z. B. Schwierigkeiten bei der 
Frage, ob nach der Begriffsbestimmung des GWB 
modische Erzeugnisse als Markenware anerkannt 
werden können. Die Frage wird noch geprüft. Eben- 
falls ist noch zu entscheiden, ob ein Hersteller die 
Preise solcher Erzeugnisse binden kann, für die er 


wesentliche Bestandteile fertigt, welche von einer 
nachfolgenden Herstellerstufe zusammengesetzt 
oder verarbeitet und dann als Markenwaren des 
Erstherstellers auf den Markt gebracht werden. 

3. Art und Umfang der Preisbindung 

Relativ einfach ließe sich die Preisbindung tech- 
nisch durchführen und überwachen, wenn noch ein 
Absatzsystem „Hersteller — -Großhandel — - Einzel- 
handel" mit einer klar erkennbaren Funktionstei- 
lung vorherrschend wäre. In den letzten Jahrzehn- 
ten und insbesondere in den Nachkriegsjahren sind 
aber neue Vertriebs-Systeme im Vordringen begrif- 
fen, die ihre Eigenarten haben und Einführung so- 
wie Durchsetzung der Preisbindung erschweren. Die 
Mannigfaltigkeit der Preisbindungen wird noch da- 
durch erhöht, daß viele Markenunternehmen ein 
eigenes Vertriebssystem haben. Einige Hersteller 
liefern ohne Einschaltung der Großhändler direkt an 
den Einzelhandel, andere machen auch hier noch 
eine Einschränkung und bedienen unmittelbar nur 
die Facheinzelhändler, während sie im Falle des 
Nebenhandels den Großhandel einschalten. Eine 
dritte Gruppe von Firmen zieht es vor, ihre Marken- 
waren nur in ganz bestimmten Geschäften verkau- 
fen zu lassen (Apotheken, Drogerien, Friseure). 
Schließlich bieten manche Unternehmen ihre Er- 
zeugnisse in allen Läden der jeweiligen Einzelhan- 
delsbranche an, schließen aber die Warenhäuser 
und Versandgeschäfte von einer Belieferung aus. 

Ebenso vielgestaltig wie die Absatzwege sind die 
Rabattformen. Neben den üblichen Funktions- und 
Mengenrabatten finden sich u. a. folgende Sonder- 
formen der Mengenrabattierung: Abschluß-, Fest- 
mengen-, Steigerungs-, Waggon-, Natural-Rabatte, 
Artikelprämien. Hinzu kommen die Nachrabatte 
(Saison-, Vierteljahres-, Halbjahres-, Jahresboni), 
die als Umsatzboni, Treue-Rabatte, Rückvergütun- 
gen und — bei einer Verrechnung über eine Zähl- 
stelle — - als Gesamtumsatzrabatte bezeichnet wer- 
den, Schließlich soll auf die Vielzahl von Sonder- 
rabatten hingewiesen werden: Einführungs-, 

Werbe-, Geschenkpackungs-, Muster-, Filial- und 
Dauerlieferungsrabatte. Eine wesentliche Folge die- 
ser Vielfalt ist, daß die in den Preisbindungsunter- 
lagen ausgewiesenen Herstellerabgabe- und Zwi- 
schenhandelspreise vielfach nur fiktive Größen sind, 
die lediglich als Bezugsgröße für die Rabatte 
dienen. 

Häufig sind die Preisbindungen mit Regelungen 
von Konditionen verbunden, die zu kartellrecht- 
lichen Zweifeln Anlaß geben können. Einerseits 
wollen die Hersteller zugleich mit Einführung der 
Preisbindung gegenüber ihren unmittelbaren Ab- 
nehmern günstige Konditionen erlangen. So ent- 
halten die Reverse häufig zu gunsten des Herstel- 
lers Klauseln über Gefahrtragung, Gerichtsstand 
und Erfüllungsort. Andererseits versuchen die Her- 
steller öfters, den Handel gegenüber dem Verbrau- 
cher an bestimmte Konditionen zu binden, womit 
die Lückenlosigkeit der Preisbindung gewährleistet 
werden soll. Hierbei werden in die Konditionen 
mitunter Vorschriften aufgenommen, deren Charak- 
ter erheblich über Konditionen hinausgeht und be- 
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reits in den Verbotsbereich fällt. So regeln z. B. 
einige Markenwarenhersteller höherwertiger Kon- 
sumgüter die Bedingungen für die Rücknahme von 
Gebrauchtwaren; ferner werden dem Handel häufig 
Teilzahlungsbedingungen vorgeschrieben. Die Ab- 
satzregelung geht vielfach so weit, daß die preisbin- 
denden Unternehmen unzulässigerweise dem Han- 
del auch die Gewährung der gesetzlich zulässigen 
Barzahlungsrabatte untersagen. 

Problematisch ist auch der Versuch von Marken- 
firmen ganzer Wirtschaftszweige, die Preisbindung 
gemeinsam auf der Grundlage eines Sammelrever- 
ses durchzuführen (Bücher, Spirituosen). Zwar wer- 
den für ein solches Zusammengehen vielfach be- 
triebswirtschaftliche Erwägungen über Kostenein- 
sparung bei der Reverseinholung und Überwa- 
chung der Preisbindung durch eine Treuhandstelle 
angeführt, doch ist stets zu prüfen, ob es dabei zu 
horizontalen Absprachen gekommen ist. Häufig 
werden auch schwächere Firmen in den Revers auf- 
genommen werden und im Gefolge der großen und 
bekannten Unternehmen — ■ und nicht auf Grund 
eigener Leistung — ihrer Markenware Geltung zu 
verschaffen suchen. Negative Auswirkungen können 
auch auf nicht dem Sammelrevers beigetretene Mar- 
kenunternehmen ausstrahlen, weil der Handel sich 
u. U. von der Vorstellung leiten läßt, daß es sich 
bei den Erzeugnissen dieser Firmen nicht mehr um 
Markenwaren handelt. Die in dem Revers angeführ- 
ten Konditionen, die für alle beigetretenen Firmen 
in gleicher Weise gelten, können möglicherweise 
den Charakter eines Konditionenkartells anneh- 
men. — Ein entsprechendes Verfahren ist beim Bun- 
deskartellamt anhängig. 

Weniger problematisch erscheinen Sammelre- 
verse, die Großhandelsunternehmen dem Einzelhan- 
del vorlegen; sie sind eine mehr oder weniger tech- 
nisch bedingte Folge der Preisbindung durch die 
Hersteller, in deren Rahmen der Großhandel ge- 
wisse technische Aufgaben der Durchführung der 
Preisbindung übernimmt. Das wettbewerbliche Ver- 
halten der Hersteller wird hierdurch nicht beein- 
flußt; insbesondere wird nicht Herstellern die Preis- 
bindung ermöglicht, die ohne Sammelrevers nicht 
in der Lage sind, selbständig eine vertikale Preis- 
bindung durchzuführen. Aber auch hier ist eine Prü- 
fung der Begleitumstände notwendig. 

4. Überprüfung der Preisbindung 

In einigen Fällen von allgemeiner Bedeutung hat 
das Bundeskartellamt das Vorliegen eines Miß- 
brauchs der Preisbindung im Sinne von § 17 ange- 
nommen. So wurde eine Preisbindung dann als ge- 
gen § 17 Abs. 1 Nr. 2 verstoßend angesehen, wenn 
der Hersteller seine Abnehmer an bestimmte Ab- 
gabepreise bindet, gleichzeitig aber selbst an die 
Kunden der gebundenen Abnehmer zu einem nie- 
drigeren Preis liefert. Weiter wurde die Preisbin- 
dung eines Unternehmens beanstandet, weil nach 
dem Rabattgesetz zulässige Barzahlungsnachlässe 
ausgeschlossen wurden. Preisbindungen dieser Art 
sind beim Bundeskartellamt in größerer Zahl ange- 
meldet worden. Sie befinden sich z. Z. in Bearbei- 
tung. 


Im Berichtsjahr ist keine Preisbindung nach § 17 
für unwirksam erklärt worden. Durch vorbereitende 
Besprechungen der preisbindenden Unternehmen 
mit dem Bundeskartellamt konnten in vielen Fällen 
materiellrechtliche Mängel vermieden werden; in 
anderen Fällen wurde einer Aufforderung nach § 17 
Abs. 2 entsprochen. Naturgemäß stand die formell- 
rechtliche Prüfung und Auskunftserteilung zunächst 
im Vordergrund; die materiellrechtliche Überprüfung 
der Preisbindungen konnte erst in beschränktem Um- 
fange durchgeführt werden. Diese erfordert in vie- 
len Fällen auch eine statistische Bearbeitung der 
dem Bundeskartellamt vorliegenden volks- und be- 
triebswirtschaftlichen Daten. Die Hauptschwierig- 
keit ihrer exakten Ermittlung liegt darin, daß die 
relevanten statistischen Zahlenwerte nicht vollstän- 
dig greifbar sind. Eine umsatzmäßige Übersicht ist 
aber eine wesentliche Voraussetzung für eine wirt- 
schaftspolitische Beurteilung und Würdigung der 
Preisbindung. 

5. Die Kombination vertikaler Preisbindungen mit 
horizontalen Absprachen 

Besondere Aufmerksamkeit hat das Bundeskar- 
tellamt der gesamtwirtschaftlichen Wirkung von 
Verbindungen vertikaler Preisbindungen mit hori- 
zontalen Absprachen zugewendet. Eine derartige 
Untersuchung verlangt umfangreiche Vorarbeiten, 
insbesondere eine vergleichende Betrachtung der 
Preisbindungen ganzer Branchen. In den meisten 
Fällen handelt es sich um die Kombination der ver- 
tikalen Preisbindung mit Konditionenkartellen und 
Rabattkartellen, u. a. auch mit Gesamtumsatz-Ra- 
battkartellen. Die in dieser Verbindung liegende 
Problematik bedarf noch eingehender Untersuchun- 
gen. 

6. Preisbindung und Wettbewerb unter den 
Herstellern 

Die Zulässigkeit der vertikalen Preisbindung ist 
an das Vorhandensein eines Preiswettbewerbs un- 
ter den Herstellern gleichartiger Markenwaren ge- 
knüpft. Inwieweit der Preiswettbewerb der Produ- 
zenten durch die Einführung der Preisbindung in 
Mitleidenschaft gezogen wird, ist noch nicht ge- 
klärt; das Bestreben der Markenproduzenten zur 
Produktdifferenzierung führt zu einem besonderen 
Markt, der in Größe und Umfang auf die mit größ- 
ten Vorteilen verbundene Absatzpolitik ausgerichtet 
ist. Der Preiswettbewerb mit vergleichbaren Gütern 
anderer Hersteller ist auf diesem besonderen Markt 
durch die Tatsache der Differenzierung stark einge- 
schränkt; zu berücksichtigen sind freilich der Qua- 
litäts- und der häufig verstärkte Nebenleistungs- 
wettbewerb. 

7. Preisbindung und Wettbewerb auf der 
Handelsstufe 

Nicht minder verwickelte Probleme wirft die 
Preisbindung im Handel auf. Es ist offensichtlich, 
daß dem selbständigen Handel mit der Preisbindung 
eine entscheidende Komponente seiner Unterneh- 
merfunktion genommen wird, nämlich selbständige 


53 



Drucksache 1000 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Preisstellung. Fraglich ist, ob der Ausfall dieser 
Unternehmerfunktion durch Ausweitung des Kun- 
dendienstes und Vergrößerung der Ladeneinrich- 
tung kompensiert wird, zumal ein Teil der Ver- 
braucherschaft auf die zusätzlichen Dienstleistungen 
offenbar keinen Wert legt. Es besteht die Gefahr, 
daß der Händler zum „bloßen Verteiler" degradiert 
und zu einem reinen Spannendenken verleitet wird. 
Die Preisbindung leistet darüber hinaus einer Über- 
setzung im Handel Vorschub. 

Seit Inkrafttreten des GWB haben sich gewichtige 
Gegenstimmen erhoben, die insbesondere befürch- 
ten, daß die Preisbindung ein Hemmschuh für die 
Rationalisierung des Handels ist. Einige Gegner aus 
Kreisen der freiwilligen Ketten erstreben die Auf- 
hebung der Preisbindung in der Großhandelsstufe. 
Die Preisbindung wirke — so wird geltend ge- 
macht — wie eine Barriere zwischen den Handels- 
stufen. 

Wie sehr die Interessen bei den verschiedenen 
Absatzsystemen auseinandergehen, zeigt sich bei 
dem Komplex „genossenschaftliche Rückvergütung", 
die der übrige Handel als eine Umgehung der Preis- 
bindung und damit als einen Wettbewerb mit 
ungleichen Startbedingungen ansieht. Reibungs- 
punkte mancherlei Art zeichnen sich — ebenfalls 
unter dem Gesichtspunkt der verschiedenen Absatz- 
systeme — bei der Fixierung der Funktionsrabatte 
ab. Der Streit über die Großhandelsfunktion der 
Einkaufsgenossenschaften ist erneut aufgekommen. 
Ferner ist zu entscheiden, ob Großbetriebe des Ein- 
zelhandels Großhandelsfunktionen ausüben und 
zum Bezug eines Großhandelsfunktionsrabattes be- 
rechtigt sind. Ob in diesem Zusammenhang ein 
Spannen-Vergleich mit Nicht-Markenwaren zu einer 
klareren Urteilsbildung führt, muß vorläufig dahin- 
gestellt bleiben. 

Äußerst problematisch ist der Versuch, unter Hin- 
weis auf eine durchschnittlich errechnete Handels- 
spanne der gesamten. Markenindustrie oder be- 
stimmter Industriezweige den Nachweis zu erbrin- 
gen, daß die entsprechende Handelsspanne der 
Nicht-Markenwaren auf gleicher Höhe läge. Wirt- 
schaftlich entscheidend ist vielmehr der konkrete 
Einzelfall. 

Die Überprüfung der Handelsspanne auf ihre An- 
gemessenheit bereitet große Schwierigkeiten. Steht 
kein vergleichbarer Markt zur Verfügung, wird eine 
solche Überprüfung nur nach kostenmäßigen Ge- 
sichtspunkten stattfinden können; der Unternehmer- 
gewinn muß dann in einem angemessenen Gewinn- 
zuschlag berücksichtigt werden. 

8. Zukünftige Entwicklungstendenzen 

Die erwähnte Dynamik der gesamten Absatzwirt- 
schaft wird dem preisbindenden Markenwarenher- 
steller bei der Durchführung und Überwachung der 
Preisbindung erhöhte Schwierigkeiten bereiten; die 
konjunkturelle Entwicklung wirkt in der Richtung 
der Preiselastizität. Der durch Kriegs- und Nach- 
kriegsereignisse hervorgerufene Nachholbedarf der 
Bevölkerung ist im wesentlichen gedeckt. Es werden 
nunmehr zunehmend die sogenannten .relativen 
Bedürfnisse' befriedigt, d. h. einer Fülle von diffe- 


renzierten Bedürfnissen steht einer Fülle an Gütern 
gegenüber. Dabei liegt es weitgehend im Ermes- 
sen des Verbrauchers, was er kauft. Zwar wird in 
Verbraucherkreisen nicht selten die Ansicht vertre- 
ten, daß die mit der Preisbindung des Marken- 
artikels verbundene Übersichtlichkeit des Marktes 
die Aufteilung und Abrechnung des Haushaltsgeldes 
erleichtert sowie einen besseren Qualitätsvergleich 
zuläßt. Anzeichen deuten aber darauf hin, daß in 
manchen Bereichen der Markenindustrie die Ver- 
braucher die gebundenen Preise — insbesondere 
bei höheren Ge- und Verbraudisgütern — zu 
durchbrechen versuchen. Eine derartige Situation 
erfordert eine hohe Elastizität der Wirtschaft, ins- 
besondere eine große Preiselastizität des Angebo- 
tes. Häufig werden Bedarfsumschichtungen eintre- 
ten, die in den betroffenen Wirtschaftszweigen eine 
Anpassung mit möglichst geringen Reibungsverlus- 
ten erforderlich machen. Die wachsende internatio- 
nale Verflechtung unserer Volkswirtschaft wird zu- 
sätzliche Umschichtungen hervorrufen. 

Alle diese Faktoren sind der Durchsetzung der 
Preisbindung der zweiten Hand nicht günstig. Letzte 
Entwicklungen zeigen, daß diese Faktoren den Mar- 
kenwarenherstellern durchaus bekannt sind und 
daß die aus der volkswirtschaftlichen Würdigung 
zu ziehenden Schlußfolgerungen ernsthaft erwogen 
werden. 


X. Vertikale Preisempfehlungen 

Eine umfangreichere Anwendung als die Preis- 
bindung finden in der heutigen Wirtschaft die in 
der Regel durch die Hersteller ausgesprochenen 
autonomen vertikalen Preisempfehlungen. Dabei 
sollen unter vertikalen Preisempfehlungen im wei- 
testen Sinne Hinweise auf Wieder- und Endver- 
kaufspreise verstanden werden. Ihre wichtigsten 
Erscheinungsformen sind Bruttopreislisten sowie 
Preisangaben auf den Erzeugnissen, deren Ver- 
packung oder in der Werbung. Die durch Weite 
und Vielzahl bedingte Unübersichtlichkeit der 
Märkte, die Ausweitung der Absatzwege und die 
zunehmende Differenzierung des Warenangebots 
sind im allgemeinen Anlaß für den Hersteller, 
durch Preisempfehlungen stabilisierend auf den 
Wirtschaftsablauf einzuwirken. Werden so extreme 
Preisschwankungen vermieden und Preisbewegun- 
gen in vorgezeichnete Bahnen gelenkt, erschweren 
diese Verhaltensweisen doch gleichzeitig wirtschaft- 
lich notwendige Anpassungsvorgänge und hemmen 
die Preisreagibilität der Verteilungsstufen beträcht- 
lich. Diese Antinomie kennzeichnet das System der 
Preisempfehlungen. 

Die Preisempfehlung ist — auch der Wortsinn er- 
gibt das — ihrem Wesen nach unverbindlich, doch 
kann sie unter bestimmten Voraussetzungen Wir- 
kungen haben, die sie der Preisbindung gleichstellen. 
Preisempfehlungen bewirken eine vielfältige Stär- 
kung der Marktstellung des Preisempfehlenden. 
Die Preise in den einzelnen Absatzstufen erhalten 
eine größere Übersichtlichkeit. Die relative Stabili- 
tät des Preises dient als Grundlage einer sicheren 
Kalkulation, schafft für den Ausbau der Qualität 
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günstige Voraussetzungen und fördert die direkte, 
einheitliche und gezielte Verbraucherwerbung durch 
den Hersteller. Diese ermöglicht in besonderem 
Maße eine Absatzsteigerung sowie -erhöhung so- 
wie die Ansteuerung der optimalen Mengen- 
Preisrelation im Sinne einer Gewinnmaximierung. 
Eine Preiskonkurrenz der eigenen Ware auf den 
Absatzstufen wird eingeschränkt. Auch eine nicht 
vollständig einheitliche Befolgung der Preis- 
empfehlungen kann sich für den Hersteller inso- 
fern noch günstig auswirken, als durch die erfolgte 
Marktspaltung eine Umsatzsteigerung möglich wird. 
Insgesamt ergeben sich für den Preisempfehlenden 
tendenziell — wenn auch durch die Unverbindlich- 
keit etwas abgeschwächt — dieselben Vorteile, die 
der Preisbinder genießt. 

Für den Handel als Empfehlungsempfänger wir- 
ken Preisempfehlungen insofern stabilisierend, als 
sie der Sicherung der sich aus den Bruttopreislisten 
ergebenden Handelsspannen dienen. Gleichzeitig 
erleichtern sie die Kalkulation, eine Tatsache, die 
besonders für die kleineren, marktschwächeren 
Handelsunternehmen von Bedeutung ist. Der Wett- 
bewerb auf der Handelsstufe verlagert sich dann 
weitgehend von der Ebene des Preises auf die der 
Nebenleistungen und der Sortimentsgestaltung. Das 
unternehmerische Handeln der Absatzstufen erfährt 
hierdurch grundsätzlich eine Einengung. 

Zu diesen Erwägungen treten weitere Umstände, 
welche die Preisempfehlung wirksam gestalten. Per- 
sönliche Beziehungen zum Preisempfehlenden und 
Vertrauen in seine Einsicht können über die Befol- 
gung der Preisempfehlung ebenso entscheiden, wie 
die Bequemlichkeit des Empfehlungsempfängers 
oder die Furcht vor zu erwartenden Nachteilen für 
den Fall, daß die Empfehlung nicht befolgt werden 
sollte. 

Unabhängig von diesen Erwägungen gibt es einige 
allgemeine Kriterien, die über die wirtschaftliche 
Wirksamkeit einer Preisempfehlung entscheiden. 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusam- 
menhang die Marktlage. Ein Verkäufermarkt er- 
weist sich für die Durchsetzung einer Preisempfeh- 
lung geeigneter als ein Käufermarkt. 

Bei monopoloider Marktstruktur auf der Ange- 
botsseite ist die Durchsetzung von Preisempfehlun- 
gen erleichtert, bei Konkurrenzlage erschwert; für 
die Nachfrageseite gilt das Umgekehrte. 

Der Erfolg einer Preisempfehlung hängt schließlich 
auch vom Empfehlungsgegenstand ab. Bei einer Ein- 
teilung der Güter in Marken- und Nichtmarkenwaren 
erweist sich die Markenware als für die Preis- 
empfehlung grundsätzlich geeigneter. Diese Erschei- 
nung dürfte durch die eigene Marktgeltung eines 
Markenerzeugnisses bedingt sein. Die Folge sehr 
starker Marktgeltung ist, daß der Händler auf die 
Führung dieses Erzeugnisses in seinem Sortiment 
nicht verzichten kann und deshalb die Empfehlung 
beachtet. 

Preisangaben bei der Werbung für Güter gehobe- 
nen Bedarfs erleichtern die Durchsetzbarkeit der 
Preisempfehlung. Dagegen ist bei langlebigen 
höherwertigen Verbrauchsgütern, bei denen eine 
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hohe Nachfrageelastizität besteht, eine einheitliche 
Befolgung der Empfehlungen oft in Frage gestellt; 
bei geringwertigen Waren oder Erzeugnissen, für 
die eine starre Nachfrage vorliegt, ist die Preis- 
empfehlung wiederum wirksamer. 

Von entscheidender Bedeutung für die Befolgung 
der Preisempfehlung ist die Form der angewandten 
Empfehlungsmittel. Dabei sind folgende Abstufun- 
gen wettbewerbspolitisch von Wichtigkeit: 

Wirbt der Hersteller selbst für seine Erzeugnisse 
und fehlt bei dem von ihm empfohlenen Verbrau- 
cherpreis der Zusatz, daß es sich um einen unver- 
bindlichen Richtpreis handelt, wird der Verbraucher 
ihn in der Regel als Festpreis betrachten. Die Ein- 
haltung wird so gefördert und der Letztverteiler 
kann — ■ auch bei sich verändernder Marktlage — 
von der Annahme ausgehen, daß der Preis als ge- 
geben hingenommen wird. 

Erhalten die Abnehmer eine Bruttopreisliste, die 
die Herstellerabgabe-, die Großhandelsabgabe- so- 
wie die Verbraucherpreise ohne jeglichen Zusatz 
umfaßt, betrachten die Verteiler den Bruttopreis 
selbst dann als Festpreis und werden ihn durchzu- 
setzen versuchen, wenn eine Bekanntgabe des Ver- 
braucherpreises an das Publikum unterbleibt. 

Erfolgt die Bruttopreisangabe mit dem Vermerk 
„unverbindlicher Richtpreis" oder ähnlichen Zusät- 
zen, die die wirtschaftliche Entschließungsfreiheit des 
Empfehlungsempfängers hervorheben, besteht für 
das Abweichen vom empfohlenen Preis eine ge- 
wisse Wahrscheinlichkeit, vorausgesetzt, daß es 
Marktlage und Marktstruktur zulassen. 

Ist die Unverbindlichkeit des Preises hingegen in 
der Bruttopreisliste und in der Werbung für die Ab- 
satzstufen und den Verbraucher deutlich zum Aus- 
druck gebracht, können sich hieraus je nach der 
Marktlage zeitlich und räumlich Schwankungen des 
empfohlenen Preises ergeben, weil Handel wie Ver- 
braucher zum Preisgespräch angeregt sind. 

Erhält die Ware vom Hersteller ein Preisetikett 
und ist dem empfohlenen Preis kein Zusatz beige- 
fügt, verstärkt das die durch die Werbung hervor- 
gerufene Wirkung. 

Eine besonders wirksame Methode, Preisempfeh- 
lungen durchzusetzen, besteht in der Ausübung 
wirtschaftlichen oder sonstigen Drucks. Die Anwen- 
dung dieses Mittels ist nach § 25 Abs. 1 unzulässig. 
Nur im Rahmen einer Preisbindung (§ 16) sind Maß- 
nahmen zur Sicherung des gebundenen Preises mög- 
lich. 

Die mit der Preisempfehlung verbundene Anti- 
nomie wird noch deutlicher, wenn man die sich für 
den Verbraucher hieraus ergebende Lage berück- 
sichtigt. Preisempfehlungen erhöhen zwar die 
Markttransparenz und fördern die Vergleichbarkeit 
des Angebots. Die Information der Verbraucher 
wird durch die Herstellerwerbung erweitert. Kauf- 
entscheidungen können so durch bessere Übersicht 
verkürzt und belebt werden. Dem steht jedoch die 
mangelnde Anpassung der Preise an die Marktlage 
gegenüber, die eine Verzerrung, meist Überhöhung 
des Preisniveaus mit sich bringt. Das Entstehen 
doppelter Preise ist eine bekannte Folgeerscheinung. 
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Das Verbraucherbewußtsein wird in einem System 
von Preisempfehlungen keinesfalls gestärkt. 

Ein noch stärkerer Anreiz, sich der Marktbeein- 
flussung zu bedienen, würde mit der Legalisierung 
faktisch bindender Preisempfehlungen für Marken- 
waren durch Anmeldung beim Bundeskartellamt ge- 
schaffen werden. Eine weitere Erstarrung des Preis- 
niveaus wäre die Folge. Eine solche Sanktionierung 
von Preisempfehlungen dürfte das Sortiment des 
Handels weiter zu ungunsten der preisbeweglichen 
Waren verschieben. Der Raum für ein selbstverant- 
wortliches Marktverhalten würde weiter einge- 
schränkt. Ein Teil der Preisbinder könnte von der 
Möglichkeit, in dieser Form Preisempfehlungen aus- 
zusprechen, Gebrauch machen. Es werden etwa die- 
selben Wirkungen wie die durch Preisbindung ein- 
tretenden erwartet werden dürfen, ohne daß die 
strengeren Voraussetzungen für eine Preisbindung 
(insbesondere die schriftliche Zustimmung der ge- 
bundenen Abnehmer nach § 34) erfüllt werden 
müssen. Dabei ist zu beachten, daß mittlere und 
kleine Unternehmen aus der Anmeldefähigkeit von 
Preisempfehlungen kaum Vorteile ziehen werden. 
Sind sie nicht stark genug, eine Preisbindung vor- 
zunehmen, werden sie auch nicht in der Lage sein, 
Preisempfehlungen durchzusetzen, da ihnen hierzu 
die Machtmittel fehlen. 

Charakteristisch für ein System der Preisemp- 
fehlungen ist, daß sich der Wettbewerb von der 
Ebene des Preises auf die des Rabatts verlagert. 
Der Wechsel der Marktlage drückt sich dann weni- 
ger in den Schwankungen des Preises als vielmehr 
in den Änderungen der vom Hersteller gewährten 
Rabattsätze aus. Hierbei zeigt sich die Tendenz, daß 
die Schwankungen der Endverbraucherpreise nur 
unvollkommen die Änderungen der Rabatte wider- 
spiegeln. 

Insgesamt ähneln die Verhältnisse stark denen, 
die auf dem Markt der preisgebundenen Marken- 
artikel herrschen. 

Das Bundeskartellamt stand schon in den ersten 
Wochen seiner Tätigkeit vor der Frage, ob es gegen 
Bruttopreislisten und andere Formen von Preisemp- 
fehlungen durch die Hersteller nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 in Verbindung mit § 1 einschreiten sollte. 
Unter Berücksichtigung der Entstehungsgeschichte 
des § 38 Abs. 2 Satz 2, der Vertriebsmethoden und 
der Marktlage in der Bundesrepublik hat das Bun- 
deskartellamt jedoch — bei Vorliegen bestimmter, 
nachstehend aufgeführter Voraussetzungen — von 
der Einleitung von Bußgeldverfahren Abstand ge- 
nommen. Das Empfehlungsverbot des § 38 Abs. 2 
ist in seiner gegenwärtigen Fassung erst in der 
2. Lesung des Gesetzes im Plenum des Bundestages 
eingefügt worden, ohne das die Zulässigkeit auto- 
nomer vertikaler Empfehlungen nochmals einge- 
hend erörtert worden wäre. Ein Einschreiten des 
Bundeskartellamtes hätte angesichs der weiten Ver- 
breitung und großen wirtschaftlichen Bedeutung 
vertikaler Preisempfehlungen für viele Wirtschafts- 
zweige und Unternehmen zu beträchtlichen Schwie- 
rigkeiten geführt. Es erschien daher zweckmäßig, in 
dieser Frage zunächst nur vorsichtig vorzugehen 
und sich einstweilen darauf zu beschränken, die 


wirtschaftliche Handlungsfreiheit der Empfänger 
von Preisempfehlungen zu sichern und ihnen diese 
Handlungsfreiheit bewußt zu machen. Das Bundes- 
kartellamt hat daher die betreffenden Unternehmen 
bisher nur aufgefordert, ihre Preisempfehlungen 
ausdrücklich als unverbindlich zu kennzeichnen 
(z. B. durch den Zusatz „unverbindlicher Richt- 
preis"), und zur Durchsetzung der Empfehlungen 
keinen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen oder son- 
stigen Druck anzuwenden. Das Bundeskartellamt 
hat dabei erklärt, daß es unter diesen Vorausset- 
zungen zur Zeit kein Bußgeldverfahren nach § 38 
Abs. 2 Satz 2 einleiten werde, sich aber eine Ände- 
rung seiner Praxis nach Vorliegen weiterer Erfah- 
rungen Vorbehalten müsse und in diesem Falle eine 
angemessene Umstellungsfrist gewähren werde. 
Alle angesprochenen Unternehmen sind der Auffor- 
derung des Bundeskartellamtes gefolgt. Bisher war 
es allerdings nicht möglich, bei allen dem Bundes- 
kartellamt bekanntgewordenen Preisempfehlungen 
in dieser Weise vorzugehen. 

Das Bundeskartellamt hat die aus dem Urteil des 
Bundesgerichtshofes vom 8. Oktober 1958 (Aktenz. 
KRZ 1/58) x ) in der Sache „4711" J, Johann Maria 
Farina am Dom zu Cöln sich ergebenden Folgerun- 
gen hinsichtlich der Beurteilung von Preisempfeh- 
lungen eingehender Prüfung unterzogen; eine Ent- 
scheidung hierüber ist jedoch bisher nicht gefallen. 

In dem Urteil hat der Bundesgerichtshof die Preis- 
empfehlungen des beklagten Unternehmens als 
Verstoß gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 15 angesehen, weil die Epfehlungen der Beklagten 
zu einer tatsächlich bindenden Wirkung und zu 
einem gleichförmigen Verhalten der Händler unter 
Ausschaltung des Wettbewerbs auf der Handels- 
stufe führten, ferner als Verstoß gegen § 1 UWG, 
weil die Beklagte sich durch ihre nicht angemelde- 
ten Preisempfehlungen mit tatsächlich bindender 
Wirkung einen Wettbewerbsvorsprung vor ihren 
gesetzestreuen Mitbewerbern verschaffe, die ent- 
weder eine Preisbindung nach §§ 16, 34 GWB durch- 
führen oder auf Preisempfehlungen mit tatsächlich 
bindender Wirkung verzichten. Im gegebenen Falle 
ändere der Zusatz „unverbindlicher Richtpreis" 
nichts, zumal die Einzelhändler trotz eines solchen 
Zusatzes nach den Bestimmungen des Rabattgeset- 
zes von den auf den Erzeugnissen oder ihrer Ver- 
packung aufgedruckten Preisen nicht abweichen 
dürften, es sei denn, daß sie die aufgedruckten 
Preise ändern. 

Der Bundesgerichtshof hat sich in seinem Urteil 
aber ausdrücklich beschränkt auf Preisempfehlun- 
gen mit tatsächlich bindender Wirkung für Marken- 
waren, die zur Kenntnis des Verbrauchers gelangen; 
er hat dagegen die Zulässigkeit von Preisempfeh- 
lungen für Markenwaren oder Nichtmarkenwaren 
ohne tatsächlich bindende Wirkung sowie die Frage, 
ob die Angabe von Verbraucherpreisen gegenüber 
Händlern, also die üblichen Bruttopreislisten weiter- 
hin zulässig sind, ausdrücklich unentschieden ge- 
lassen. Ob die vertikale Empfehlung von Verbrau- 
cherpreisen, wenn sie ausdrücklich als „unverbind- 

*) abgedruckt u. a. WuW/E BGH 251; NJW 1958, 1868; 

BB 1958, 1075; Betrieb 1958, 1210; WRP 1958, 344 
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liehe Richtpreise" bezeichnet werden, zu einer Um- 
gehung des § 15 führen kann, sei Tatfrage und nur 
nach Lage des Einzelfalles zu beurteilen. 

Nach Ansicht des Bundesgerichtshofes können je- 
doch vertikale Preisempfehlungen für Markenwaren, 
die andernfalls als Umgehung des § 15 unzulässig 
sein würden, unter entsprechender Anwendung des 
§ 16 Abs. 4 beim Bundeskartellamt angemeldet und 
damit zulässig gemacht werden; denn es könne 

„nicht der Sinn des Gesetzes sein, die dem allge- 
meinen Anliegen des GWB an sich zuwiderlau- 
fende echte, d. h. rechtlich verbindliche vertikale 
Preisbindung bei Markenwaren unter der Vor- 
aussetzung der Anmeldung beim Bundeskartell- 
amt zuzulassen, die weniger einschneidende und 
dem Gesetzeszweck weniger zuwiderlaufende ver- 
tikale Preisempfehlung mit ihrer nur tatsächlichen 
Preisbindung bei Markenwaren aber ohne eine 
solche Möglichkeit der Legalisierung schlechthin 
zu verbieten, ja zu bestrafen. Es würde von der 
Zielsetzung des GWB aus kaum zu rechtfertigen 
sein, wenn die Hersteller von Markenwaren da- 
durch veranlaßt würden, von der bloßen Preis- 
empfehlung zur echten Preisbindung überzugehen. 
Es wäre auch weder mit dem allgemeinen Gerech- 
tigkeitsgedanken noch mit der auch dem GWB zu- 
grunde liegenden allgemeinen wirtschaftspoliti- 
schen Zielsetzung vereinbar, wenn den wirtschaft- 
lich starken Herstellern, die eine vertragliche 
Preisbindung bei den Händlern durchsetzen kön- 
nen, die Möglichkeit der Legalisierung durch An- 
meldung eröffnet würde, den wirtschaftlich 
schwächeren Herstellern aber, die die vertragliche 
Bindung nicht durchsetzen können, eine entspre- 
chende Wohltat für Preisempfehlungen versagt 
bleiben sollte." 

XI. Sonstige Empfehlungen 

Bei der Anwendung des Empfehlungsverbotes des 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 mußte sich das Bundeskartellamt 
bisher im wesentlichen mit drei Gruppen von Tat- 
beständen befassen: 

1. mit autonomen vertikalen Individualempfehlun- 
gen, insbesondere Bruttopreislisten und anderen 
Formen der Angabe von Verbraucherpreisen ge- 
genüber Handel und Verbrauchern; 

2. mit horizontalen Empfehlungen von Verbänden 
und Einzelpersonen; 

3. mit der Kalkulationsschulung. 

Die autonomen vertikalen Preisempfehlungen ein- 
zelner Unternehmen sind bereits unter X. behandelt 
worden. 

In 39 Fällen wurden Ermittlungen eingeleitet, um 
aufzuklären, ob durch horizontale Empfehlungen 
von Verbänden oder Einzelpersonen eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 38 Abs. 2 Satz 2 begangen wor- 
den ist. Dabei handelte es sich u. a. um den Ver- 
dacht von Empfehlungen an die Mitglieder der be- 
treffenden Verbände, in Zukunft bestimmte Preise 
zu fordern oder ihre Preise einheitlich zu erhöhen, 
ferner um eine Anzahl Gebührenordnungen freier 
Berufe, deren Beachtung empfohlen oder zur „Stan- 


despflicht" gemacht wurde, endlich um die Zusam- 
menstellung und Bekanntgabe von Geschäftsbedin- 
gungen, die nach Ansicht der Herausgeber in dem 
betreffenden Wirtschaftszweig als Handelsbrauch 
anzusehen sind. 

In 20 Fällen wurde das Verfahren bereits abge- 
schlossen, überwiegend, weil die Ermittlungen er- 
gaben, daß eine unzulässige Empfehlung nicht nach- 
weisbar war, in einigen Fällen auch dadurch, daß 
die Beteiligten den Beanstandungen des Bundeskar- 
tellamtes entsprachen. Das Bundeskartellamt hat auf 
Anfrage die Auffassung vertreten, daß „Empfehlun- 
gen" als ein rechtliches und wirtschaftliches aliud 
gegenüber „Verträgen und Beschlüssen" anzuse- 
hen seien; es dürfte daher nicht möglich sein, Emp- 
fehlungen unter entsprechender Anwendung der 
§§ 2, 3 und 5 Abs. 1 beim Bundeskartellamt anzu- 
melden oder für Empfehlungen eine Erlaubnis nach 
§§ 4, 5 Abs. 2 und 3, §§ 6 bis 8 zu erteilen. 

Bei der Prüfung von Unterlagen für die Kalkula- 
tionsschulung ging das Bundeskartellamt davon aus, 
daß § 38 Abs. 2 Satz 2 die Vermittlung von allge- 
meinen Kenntnissen auf dem Gebiet des Kalkula- 
tionswesens nicht beeinträchtigen will; denn die 
Kalkulationsschulung ist ein wichtiges Mittel zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der mittleren 
und kleinen Unternehmen. Eine Unterrichtung über 
die Grundlagen und Methoden der Kalkulation so- 
wie Kalkulationsschemata, bei denen es den ein- 
zelnen überlassen bleibt, die konkreten Kostenfak- 
toren nach Lage des Einzelfalles einzusetzen, werden 
vom GWB nicht berührt. Übersichten über Tarif- 
löhne und über Materialpreise der Vorlieferanten 
sind zulässig, ebenso Materialverbrauchstabellen, 
die aber grundsätzlich „von-bis"-Werte, jedoch keine 
Durchschnittswerte enthalten sollten. Das gleiche 
gilt für Arbeitszeittabellen auf Grund von Arbeits- 
zeitstudien. Die Angabe bestimmter Prozentsätze 
für Gemeinkosten- und Risikozuschläge würde eine 
unzulässige Empfehlung sein, auch wenn es sich um 
Durchschnittswerte aus Betriebsvergleichen handelt. 
Dagegen können die Ergebnisse von Betriebsver- 
gleichen in „ von-bis"-Werten, u. U. unterteilt nach 
Betriebsgrößenklassen, angegeben und die wesent- 
lichen Umstände für die Ermittlung des Risikozu- 
schlages eingehend erläutert werden. Beispielkalku- 
lationen dürfen nicht auf bestimmte Preise oder 
Kostenfaktoren abgestellt sein, deren Übernahme 
nahegelegt wird, sondern müssen eindeutig als Bei- 
spiele gekennzeichnet sein. Überhaupt muß der ge- 
samte Inhalt der Unterlagen für die Kalkulations- 
schulung erkennen lassen, daß dem Empfänger 
nicht bestimmte Preise oder Kostenfaktoren emp- 
fohlen werden sollen, sondern daß ihm lediglich er- 
möglicht werden soll, unter Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse seines Betriebes indivi- 
duell richtig zu kalkulieren. 

XII. Lizenzverträge 

1. Die vorliegenden Anträge auf Erteilung einer 
Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 wie auch die anhängigen 
Verfahren zur kartellrechtlichen Überprüfung von 
Lizenzverträgen lassen erkennen, daß die Wirt- 
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schaft im allgemeinen bestrebt ist, Verträge über 
den Erwerb oder die Benutzung von gewerblichen 
Schutzrechten im Sinne des § 20 Abs. 1 und Ver- 
einbarungen über nichtgeschützte Erfindungsleistun- 
gen im Sinne des § 21 Abs. 1 so zu fassen, daß sie 
kartellrechtlich unbedenklich oder genehmigungs- 
fähig sind. Die überwiegende Zahl der vorliegen- 
den Verträge enthält keine Bestimmungen, durch 
die die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit des 
Lizenznehmers oder anderer Unternehmen unbillig 
eingeschränkt oder der Wettbewerb auf dem Markt 
wesentlich beeinträchtigt wird. In den wenigen 
Fällen, in denen die vom Gesetz gezogenen Gren- 
zen überschritten wurden, zeigten sich die Vertrags- 
partner regelmäßig bereit, die Beschränkungen auf 
das zulässige Maß zurückzuführen. 

In manchen Fällen gewähren sich die Vertrags- 
partner gegenseitig ausschließliche Lizenzen an ge- 
werblichen Schutzrechten (insbesondere an Patenten) 
mit dem Zweck und der Folge, daß bestimmte tech- 
nische Arbeitsgebiete und bestimmte räumliche 
Marktbereiche unter Ausschluß Dritter auf die am 
Vertrage Beteiligten aufgeteilt werden. Derartige 
Verträge enthalten häufig zwar keine Beschränkun 
gen, die über den Inhalt des Schutzrechts im Sinn; 
des § 20 hinausgehen, sie erscheinen aber deshaL 
bedenklich, weil sie den Schutzrechtsverwertung ; 
vertrag zu einem Kartellvertrag nach § 1 erweitern 
Ein Kartell ist nicht deshalb anders zu beurteilen 
weil es zur Durchsetzung seiner Ziele Patente ein- 
setzt. Hieraus ist allerdings nicht der Schluß zu 
ziehen, daß Schutzrechtsverwertungsverträge, die 
sich als Kartellvereinbarungen darstellen, endgültig 
nichtig sind. Sie können vielmehr unter den Voraus- 
setzungen der §§ 2 bis 8 Wirksamkeit erlangen. 
Mehrere Unternehmen haben dieser Erkenntnis da- 
durch Rechnung getragen, daß sie von den Möglich- 
keiten des GWB, eine Befreiung vom grundsätz- 
lichen Kartellverbot des § 1 zu erlangen, Gebrauch 
machten. Es wurden insbesondere Anträge auf Er- 
teilung einer Erlaubnis unter dem Gesichtspunkt des 
§ 5 Abs. 2 und 3 gestellt (vgl. beispielsweise das 
Rationalisierungskartell zwischen der Lufttechni- 
schen Gesellschaft mbH Stuttgart-Zuffenhausen und 
der Luwa AG, Zürich, — Bekanntmachung Nr. 64/58 
im Bundesanzeiger Nr. 228 vom 27. November 1958). 

2. Die oben getroffenen Feststellungen über das 
Bemühen der Unternehmen, Lizenzverträge in Ein- 
klang mit dem GWB zu bringen, erfordern insofern 
eine Ergänzung, als viele Unternehmen — offenbar 
aus Unkenntnis — Lizenzverträge praktizieren, die 
den Kartellbehörden nicht zur Erlaubniserteilunc 
vorgelegt wurden, obwohl sie kartellrechtlich nicht 
unbedenklich sind. Die 153 im Antragsverfahren nach 
§ 20 Abs. 3 und im kartellrechtlichen Prüfungsverfah- 
ren anhängigen Lizenzverträge sind nämlich zum 
überwiegenden Teil erst dadurch zur Kenntnis des 
Bundeskartellamtes gelangt, daß sie im devisen- 
rechtlichen Genehmigungsverfahren von den hier- 
für zuständigen Behörden auf Grund kartellrecht- 
licher Bedenken den Kartellbehörden zugeleitet wur- 
den. Hieraus erklärt sich auch, daß an über 80 v. H. 
der insgesamt anhängigen Lizenzvertragsverfahren 
ausländische Unternehmen als Vertragspartner be- 
teiligt sind. 


3. Die noch zu lösenden Einzelprobleme sind so 
umfassend und vielschichtig, daß darauf verzichtet 
werden muß, sie in diesem ersten Jahresbericht des 
Bundeskartellamtes im einzelnen zu nennen und 
darzustellen. Entgegen der vor allem in der vor- 
gesetzlichen Literatur vertretenen Meinung kann je- 
doch festgestellt werden, daß die Bestimmungen des 
GWB über die gewerblichen Schutzrechte ein brauch- 
bares Instument darstellen, um — unter Berücksich- 
tigung der Belange des Schutzrechtsinhabers und 
seines Vertragspartners — - den Gedanken einer frei- 
heitlichen Markt- und Wettbewerbswirtschaft durch- 
zusetzen. In den wenigen Fällen, in denen die vom 
GWB im Interesse eines freien Wettbewerbs dem 
einzelnen Unternehmen gezogenen Schranken zu 
eng erscheinen, bleibt der vom Gesetzgeber im § 20 
Abs. 3 eröffnete Weg. 

XIII. Wettbewerbsregeln 

1. Der Regierungsentwurf enthielt keine speziel- 
len Vorschriften über Wettbewerbsregeln, wenn auch 
das Bundeswirtschaftsministerium in verschiedenen 
Gutachten zu dem Problem Stelllung genommen 
hatte. Bundesrat und der Ausschuß für Wirtschafts- 
politik des Bundestages waren der Ansicht, daß die 
Einfügung eines Abschnitts über Wettbewerbs- 
regeln den Rahmen des GWB nicht sprenge und — 
nicht zuletzt auf Grund der guten Erfahrungen, die 
man mit entsprechenden Vorschriften in anderen 
Staaten gemacht habe — als notwendig und wün- 
schenswert anzusehen sei. 

Dabei hat sich der Ausschuß für Wirtschaftspoli- 
tik des Bundestages, wie es in seinem Abschlußbe- 
richt x ) heißt, insbesondere „von der Überzeugung 
leiten lassen, daß es für die Unternehmen der Wirt- 
schaft . . sehr wesentlich ist und eine sehr wertvolle 
Hilfe nach der positiven Seite bedeutet, wenn die 
Vorschriften gegen die Beschränkung des Wettbe- 
werbs durch Vorschriften über Wettbewerbsregeln 
ergänzt werden, die jeweils in einem konkreten 
Wirtschaftszweige eine positive Handhabe für die 
Ausschließung eines unlauteren Verhaltens im 
Wettbewerb und insbesondere auch für die Anre- 
gung und Förderung des Leistungswettbewerbs 
geben." 

Nach dieser vom Ausschuß gewünschten und in 
den §§ 28 bis 33 des Gesetzes normierten Regelung 
können Wettbewerbsregeln, die von einer Wirt- 
schafts- oder Berufsvereinigung für ihren Bereich zu 
dem Zweck aufgestellt sind, einem den Grundsätzen 
des lauteren Wettbewerbs zuwiderlaufenden Ver- 
halten im Wettbewerb entgegenzuwirken und ein 
diesen Grundsätzen entsprechendes Verhalten im 
Wettbewerb anzuregen, nach Anhörung der von 
den Wettbewerbsregeln betroffenen Wirtschafts- 
kreise in ein beim Bundeskartellamt geführtes Re- 
gister eingetragen werden. Die Eintragung bewirkt, 
daß Vereinbarungen der Unternehmen zur Einhal- 
tung solcher Wettbewerbsregeln keine nach § 1 un- 
wirksamen Verträge oder Beschlüsse sind. 

l ) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschafts- 
politik (21. Ausschuß) über den Entwurf eines Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen — Druck- 
sachen 3644, 1158 der 2. Wahlperiode 
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2. Die Tatsache, daß trotz des großen Interesses 
vieler Wirtschaftszweige an der Aufstellung von 
Wettbewerbsregeln bisher nur vier Anträge zur Re- 
gistrierung beim Bundeskartellamt eingereicht wor- 
den sind (vgl. Drittes Kapitel VI.), zeigt eine starke 
Zurückhaltung der Wirtschaft, die in erster Linie auf 
die erheblichen Schwierigkeiten zurückzuführen sein 
dürfte, denen die Auslegung und Anwendung der 
gesetzlichen Vorschriften begegnet. Die interessier- 
ten Wirtschaftskreise haben es aus diesem Grunde 
in den meisten Fällen offenbar für zweckmäßig ge- 
halten, zunächst die weitere Entwicklung auf die- 
sem Rechtsgebiet und die Klärung wichtiger Zwei- 
felsfragen durch Verwaltung, Rechtsprechung und 
Schrifttum abzuwarten. Dieser Einstellung entsprach 
auch der Wunsch mehrerer Wirtschaftsorganisatio- 
nen, in informativen Gesprächen zunächst die Mei- 
nung des Bundeskartellamtes zu Rechtsfragen von 
wesentlicher Bedeutung für die Gestaltung ihrer 
W ettbewerbsregeln kennenzulernen, 

3. Die im Berichtsjahr eingeleiteten oder fortge- 
führten Verfahren haben die Erkenntnis der volks- 
wirtschaftlichen und redrtlichen Problematik der 
Wettbewerbsregeln sowie der von den Unterneh- 
men mit der Einführung von Wettbewerbsregeln 
angestrebten Ziele gefördert. 

a) Die interessierten Wirtschaftskreise und ihre 
Organisationen versuchen vielfach, mit Hilfe der 
Wettbewerbsregeln zu einer gewissen „Ordnung j 
des Marktes" oder — bei freien Berufen und j 
verwandten Bereichen des Dienstleistungsgewer- j 
bes — zu einer „Berufsordnung" zu gelangen, j 
Dabei ist für sie von besonderem Interesse die 
Verpflichtung zu einer mit Volks- und betriebs- 
wirtschaftlichen Argumenten begründeten, auf 
die Besonderheiten der Branche abgestellten 
Preisgestaltung und Preisdisziplin sowie eine 
entsprechende Regelung des Nebenleistungs- 
wettbewerbs. 

b) Bei der Anwendung der gesetzlichen Vorschrif- 
ten haben sich verschiedene Probleme ergeben, 
um deren Lösung sich Verwaltung, Rechtspre- 
chung und Schrifttum in gleichem Maße bemü- 
hen müssen. Als besonders wichtige Zweifels- 
fragen sind in diesem Zusammenhang zu nen- 
nen: 

aa) Wie ist der Begriff der Wirtschafts- und Be- 
rufsvereinigung im Sinne des § 28 auszu- 
legen? 

Die Beantwortung dieser Frage ist bedeutsam 
für die Entscheidung, welche Zusammenschlüsse 
von Unternehmen berechtigt sind, die Registrie- 
rung ihrer Wettbewerbsregeln bei der Kartell- 
behörde zu beantragen (§ 28 Abs. 3). In einem 
Fall hat sich das Bundeskartellamt, ohne formell 
zu entscheiden, auf den Standpunkt gestellt, daß 
eine lediglich für die Aufstellung und Durchfüh- 
rung von Wettbewerbsregeln gebildete Vereini- 
gung von Unternehmen keine Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigung im Sinne des § 28 darstellt. 

bb) Können die beteiligten Unternehmen auch 
durch einen Verbandsbeschluß zur Einhal- 
tung eingetragener Wettbewerbsregeln ver- 
pflichtet werden? 


Diese Frage berührt das Verhältnis des GWB 
zum „autonomen" Verbandsrecht und das sich 
daraus ergebende weitere Problem der Zuläs- 
sigkeit von Majorisierungen im Bereich des 
Kartellrechts. 

cc) Was dürfen Wettbewerbsregeln enthalten? 

Diese Frage kennzeichnet das zentrale Problem 
der Wettbewerbsregeln, das in der öffentlichen 
Diskussion zumeist unter dem Gesichtspunkt der 
kartellrechtlichen Relevanz der „Grauen Zone" 
behandelt wird. Hierunter werden Wettbewerbs- 
handlungen verstanden, die nach dem UWG und 
seinen Nebengesetzen unter Berücksichtigung 
der Rechtsprechung nicht verboten sind, jedoch 
nach Ansicht bestimmter Wirschaftskreise nicht 
den Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs ent- 
sprechen und deshalb ausgeschlossen werden 
sollen. 

Die Entscheidung darüber, ob Wettbewerbsregeln 
dieses Inhalts zulässig sind, erfordert eine Stellung- 
nahme zu der Grundsatzfrage, bis zu welchen Gren- 
zen der Wettbewerb kartellrechtlichen Schutz ver- 
dient. 

Während der Geltung des alliierten Dekartellie- 
rungsrechts mußte das Fehlen besonderer Vorschrif- 
ten für die Zulassung und die staatliche Kontrolle 
von Wettbewerbsregeln zu einer strengen und 
restriktiven Rechtsauffassung der Kartellbehörden 
führen, um der im Zusammenhang mit diesen Regeln 
erkennbar gewordenen Gefahr der Beschränkung 
des Wettbewerbs vorzubeugen. Zur Vermeidung 
von Wettbewerbsbeschränkungen wurde daher bei 
der Diskussion des Gesetzentwurfs seit 1954 die 
Möglichkeit staatlicher Mitwirkung und Über- 
wachung bei der Einführung von Wettbewerbsregeln 
als wesentlicher Bestandteil einer gesetzlichen Rege- 
lung dieser Materie bezeichnet. Das in den §§ 28 ff. 
festgelegte Verfahren über die Eintragung von 
Wettbewerbsregeln bietet jetzt die Gewähr dafür, 
daß die Regeln ohne Beschränkung des Wettbewerb;; 
der Ausschließung eines unlauteren Verhaltens im 
Wettbewerb und der Anregung und Förderung des 
Leistungswettbewerbs dienen können. Seit Inkraft- 
treten des GWB besteht somit die Gefahr der Be- 
schränkung des Wettbewerbs durch Wettbewerbs- 
regeln nur in dem Bereich, in dem die Vertrags- 
partner die Registrierung ihrer Wettbewerbsregeln 
nicht beantragen und damit das hierin liegende 
rechtliche Risiko bewußt in Kauf nehmen, 


FÜNFTES KAPITEL 

Die Konzentration und die Lage mittlerer 
und kleiner Unternehmen 

I. Konzentration 

1. Vorbemerkung 

Konzentration und Konzentrationsbewegung be- 
treffen überwiegend die Struktur der Eigentumsver- 
hältnisse in der Wirtschaft. 
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In der Marktwirtschaft wird Produktion und Ver- 
teilung durch den Preismechanismus in ökonomi- 
scher wie sozialer Hinsicht optimal aufeinander 
abgestimmt. Alles, was den Wettbewerb stört, 
hemmt oder einschränkt, wirkt sich auch gegen die 
Funktion des Preismechanismus aus. Die Konzen- 
trationsbewegung kann in vielen Fällen eine solche 
Störung des Wettbewerbs bewirken, wie zu zeigen 
sein wird. 

Während das GWB eingehende Bestimmungen 
über die Verhinderung von vertraglichen Wettbe- 
werbsbeschränkungen enthält, sind gegen die durch 
Verschmelzung mehrerer Unternehmen in eine 
Unternehmenseinheit herbeigeführten Wettbewerbs- 
beschränkungen keine entsprechenden Bestimmun- 
gen vorhanden; das Gesetz enthält auch keine Vor- 
schriften, andere Konzentrationsvorgänge, die für 
die Wettbewerbswirtschaft unter bestimmten Um- 
ständen Nachteile bringen, zu verhindern. 

Die Beobachtung der Konzentration als Möglichkeit 
der Wettbewerbsbeschränkung gehört zum Auf- 
gabengebiet des Bundeskartellamts, über dessen 
Entwicklung es nach § 50 Bericht zu erstatten hat. 
Da das Problem der Konzentration im Berichtsjahr 
auch in der Öffentlichkeit eine zunehmende Beach- 
tung gefunden hat, soll hier näher darauf einge- 
gangen werden. 

Der Versuch, die Konzentration begrifflich zu be- 
stimmen, zeigt unterschiedliche wirtschaftliche Er- 
scheinungen, die gemeinhin unter diesem Begriff 
verstanden werden. „Konzentration" kann sowohl 
als betriebswirtschaftlich-organisatorisches als auch 
als wirtschaftspolitisches Problem betrachtet werden. 
Die Ursache der Konzentration stellt sich als eine 
Mischung produktionstechnischer, organisatorischer 
und finanzieller Elemente dar. 

In bestimmten Bereichen der Industrie sind die 
Konzentrationstendenzen zwangsläufig mit der 
produktionstechnischen Entwicklung verknüpft, z. B. 
im Eisenhüttenwesen. In anderen Industriezweigen 
können nicht selten die Erfindungen der eigenen 
Forschung mangels der notwendigen technischen, 
organisatorischen oder kapitalmäßigen Ausstattung 
nur zusammen mit anderen Firmen ausgewertet 
werden. 

Fälle dieser Art erscheinen dem Außenstehenden 
als Beispiele einer ausgesprochenen Konzentrations- 
tendenz; jedoch kann die betriebswirtschaftliche 
Notwendigkeit solcher Vorgänge nicht geleugnet 
werden. Es ist die Frage zu stellen, wo die Grenzen 
von Konzentrationsmaßnahmen liegen, bei deren 
Überschreitung sich die Wettbewerbssituation auf 
dem betreffenden Markt wesentlich verschlechtert 
und darüber hinaus gesamtwirtschaftlicher Schaden 
festzustellen ist. 

Der Konzentrationsvorgang wird in jedem Falle 
von einer Veränderung der Marktstellung begleitet. 
Die Frage bleibt dabei zunächst offen, ob eine solche 
Verschiebung für die Gesamtwirtschaft von Bedeu- 
tung ist oder nicht. Veränderungen liegen in der 
Dynamik der Wettbewerbswirtschaft; ihre Dynamik 
gleicht normale Verlagerungen im Spannungsver- 
hältnis an anderer Stelle aus. 


Auch die Tatsache, daß sich Massenbedürfnisse 
vielfach nur durch Massenproduktion im Verfahren 
der Großfertigung befriedigen lassen, führt zur Bil- 
dung von Großbetrieben. Mit dieser Entwicklung 
geht die zum Großunternehmen Hand in Hand, weil 
der Großbetrieb in der Regel ohne den organisa- 
torischen und finanziellen Zuschnitt eines Groß- 
unternehmens nicht auskommt. Dieser Prozeß voll- 
zieht sich in der Weise, daß entweder die schon 
vorhandenen Unternehmen in den Umfang von 
Großunternehmen hineinwachsen oder daß bisher 
selbständige Unternehmen in irgendeiner Form zu 
größeren Kombinationen zusammengefaßt werden. 

Die Frage, wo die Konzentration bedenklich zu 
werden beginnt, ist nach der betriebswirtschaftlichen 
Seite ein Problem der optimalen Betriebsgröße und 
steht hier nicht zur Diskussion; wirtschaftspolitisch 
handelt es sich um ein die Wirtschaftsordnung be- 
rührendes Problem. Ein durch die Konzentration her- 
beigeführter Verlust der wettbewerblichen Grund- 
lage würde einhergehen mit der Beseitigung der 
Tendenz zum wirtschaftlichen Gleichgewicht und mit 
dem überhandnehmen von Marktmacht in einem 
Umfang, daß die soziologische Struktur der Gesamt- 
wirtschaft, vielleicht sogar das politische Fundament 
des Staates, in Gefahr geraten könnte. 

2. Konzentration und mittlere Unternehmen 

In der gegenwärtigen Debatte wird das Problem 
der Konzentration häufig mit dem des „Mittel- 
standes" in Zusammenhang gebracht. Dabei wird auf 
die Gefahr hingewiesen, daß die Konzentration 

1. das selbständige Unternehmertum vernichte und 
die soziale Abhängigkeit des arbeitenden Men- 
schen vergrößere, 

2. das Prinzip des Leistungswettbewerbs aushöhle. 
Zum Teil werden solche Behauptungen als über- 
zeichnet und verzerrt zurückgewiesen 1 ); zum Teil 
werden sie bejaht 2 ). Es stößt auf Schwierigkeiten, 
diese Thesen auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen, 
weil die auf Unternehmen abgestellte Konzentra- 
tionsbewegung auf der Ebene der Unternehmen bis- 
her weder statistisch noch allgemein untersucht wor- 
den ist, wenn man von Teiluntersuchungen bei eini- 
gen Verbänden, beim Statistischen Bundesamt, beim 
Deutschen Industrieinstitut und ähnlichen Einrich- 
tungen absieht. 

Immerhin läßt sich mit einiger Sicherheit fest- 
stellen, daß auch bei einer weit größeren Zahl von 
mittleren Unternehmen das Verhältnis der Beschäf- 
tigten in unselbständiger Tätigkeit zu den Selbstän- 
digen sich nur so unwesentlich verändern würde, daß 
der Grundstatus in der bestehenden Sozialordnung 
dadurch nicht beeinflußt würde. Das Großunterneh- 
men bietet zudem noch die Möglichkeit, die Masse 
der Nichtunternehmer über den anteilsmäßigen Be- 
sitz an den Produktionsmitteln teilnehmen zu lassen. 
Breit gestreuter Anteilbesitz wirkt bei entsprechend 
gestärkter Stellung der Aktionäre (Aktiengesetz- 
reform) der Vermachtung entgegen. 

*) Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen 1958 S. 903; 

Der Volkswirt 1958 S. 2398 
2 ) Die Aussprache 1958 Heft 6 
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Die These, daß die Konzentration den Leistungs- 
wettbewerb aushöhle, weil insbesondere kleine und 
mittlere Betriebe verdrängt und dadurch die Zahl 
der Anbieter ständig verringert werde, ist zwar 
mangels einer ausreichenden Statistik nicht mit 
Sicherheit zu beweisen; der durch die Konzentration 
erreichte höhere Monopolisierungsgrad des Marktes 
macht eine solche Folge indessen wahrscheinlich. 

Eine nähere Betrachtung der Entwicklung der In- 
dustrie nach Größenklassen bestätigt, daß die mittel- 
ständischen Betriebe mit Schwierigkeiten, vor allem 
in der Finanzierung von Investitionen, zu kämpfen 
haben. Es läßt sich aber kein eindeutiger Nachweis 
dafür erbringen, daß diese Betriebe sich bei allen 
Schwierigkeiten ihrer wirtschaftlichen Existenz nicht 
haben behaupten können; wenn auch die Behaup- 
tung nach der Währungsreform durch die wirtschaft- 
liche Expansion erleichtert wurde. Das Ergebnis 
könnte ein anderes sein, wenn man sich den mittle- 
ren Betrieb in den Trend abschwächender oder sin- 
kender Konjunktur versetzt denkt. Doch ist hier auf 
die Erfahrung hinzuweisen, daß in Krisenzeiten der 
wendige Mittelbetrieb seine Kosten den Erforder- 
nissen gut anpassen kann. 


3. Die Vor- und Nachteile der Konzentration 

a) Die Vorteile für das Unternehmen 

Wie erwähnt, wird der Großbetrieb dort entstehen, 
wo es sich um die Massenfertigung typisierungs- 
fähiger Erzeugnisse handelt und wo der Umfang der 
technischen und kapitalmäßigen Ausstattung den 
Großbetrieb gerade auch in der Sicht des internatio- 
nalen Wettbewerbs erfordert. Die Tendenz zur Her- 
ausbildung von Großbetrieben und leistungsfähigen 
Unternehmenseinheiten, die neuen und größeren 
Markterfordernissen entsprechen, zeigt sich in be- 
stimmten Industrien, wie beispielsweise in de* 
Grundstoffindustrie und in der Schwerchemie. Dabei 
kann nicht einseitig festgestellt werden, daß etwa 
der Großbetrieb begrüßenswert, die kapitalmäßige 
Verflechtung aber in jedem Fall schädlich ist. Das 
Problem ist differenzierter. 

Die Vorteile, die in der Konzentration zum Groß- 
unternehmen und in der Verflechtung liegen, er- 
geben sich aus den Möglichkeiten des technischen 
und finanziellen Verbundes und der erleichterten 
Durchführung von Investitionen und Forschungs- 
aufgaben. 

Die Existenz verschiedener Werksgruppen oder 
Gesellschaften gestattet den planmäßigen Vergleich 
und bietet darüber hinaus die verschiedensten Aus- 
wertungsmöglichkeiten; sie läßt den Austausch von 
Erfahrungen auf den mannigfachsten Gebieten, ins- 
besondere bei planmäßigen Forschungsarbeiten, zu, 
sie ermöglicht eine wirtschaftlichere Beschäftigungs- 
einteilung für die Teilbetriebe unter Ausnutzung 
der sich bietenden Frachtvorteile, sie erlaubt eine 
zusammenfassende Behandlung der Finanzfragen, 
Ausnutzung steuerlicher Vorteile, zentrale Gestal- 
tung der Neubauaufträge und Zusammenarbeit der 
verschiedenen Einkaufs- und Verkaufsstellen. 


Diese Vorteile werden sich in einer günstigeren 
Kostengestaltung oder höheren Ausbringung nie- 
derschlagen. 

b) Die Vorteile für die Gesamtwirtschaft 

Der Gesamtwirtschaft können aus der Entwick- 
lung zu Großbetrieben und Großunternehmen Vor- 
teile erwachsen. Solche Unternehmen gewährleisten 
in der Regel eine rationellere Deckung des Bedarfs 
an Massengütern. Der Zusammenschluß bereits be- 
stehender Unternehmen erreicht in vielen Fällen 
den gleichen technisch-wirtschaftlichen Effekt, der 
sonst nur durch den Neubau entsprechend großer 
! Anlagen mit weit höheren Kosten erzielt werden 
könnte. 

c) Die Nachteile der Konzentration 

Die Vorteile, die mit der Konzentration verbun- 
den sind, dürfen nicht dazu verleiten, die Schatten- 
seiten zu übersehen. Sie betreffen die Unternehmen 
selbst, die gesellschaftliche Ordnung und das für 
den Wettbewerb geltende Ordnungsprinzip. 

aa) Die Nachteile für die Unternehmen 

Für das Unternehmen ist das Problem der Kon- 
zentration in der Hauptsache eine Frage der opti- 
malen Betriebsgröße. Diese ist nicht als kostenopti- 
male Betriebsgröße zu verstehen; denn bei der Be- 
stimmung der optimalen Betriebsgröße darf die Nach- 
frageseite nicht unberücksichtigt bleiben. Nur bei 
gegebener Umsatzfunktion und langfristiger Kosten- 
funktion ergibt die optimale Betriebsgröße die auf 
die Dauer gewinngünstigste Ausbringung. 

Unter Berücksichtigung der Nachfrage ist bei der 
Beurteilung der optimalen Größe eines Unterneh- 
mens von den Dimensionen des betreffenden Mark- 
tes auszugehen. Größenvorstellungen, die früher für 
die nationalen Märkte berechtigt sein mochten, müs- 
sen sich entsprechend der neuen Dimensionierung 
der Märkte wandeln. 

Auch bei Berücksichtigung dieser Umstände liegt 
die Grenze der Konzentration für das Unternehmen 
dort, wo durch die Zentralisation die Überschaubar- 
keit des Gesamtunternehmens verlorengeht und 
die Verantwortung für die Unternehmensführung 
ohne Delegierung nicht mehr getragen werden kann. 

Mit zunehmendem Wettbewerb auf größeren 
Märkten kann sich bei bestimmten Industrien, wie 
beispielsweise der Stahlwirtschaft, die Notwendig- 
keit zur Bildung noch leistungsfähigerer Unterneh- 
menseinheiten ergeben, die den neuen Markterfor- 
dernissen entsprechen. 

Gleichwohl muß aber auf die Erfahrung der Ver- 
gangenheit hingewiesen werden, die lehrt, daß die 
mit der Konzentration Hand in Hand gehende Zen- 
tralisation zu einer Bürokratisierung des unterneh- 
merischen Verwaltungsapparates und in seiner ge- 
ringen Anpassungsfähigkeit an den Wandel der 
Marktverhältnisse führt. 

bb) Die Nachteile für die gesellschaftliche Ordnung 

Hier weitet sich das betriebs- und volkswirt- 
schaftliche Problem der Konzentration zu einem 
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Problem des menschlichen Zusammenlebens aus. Der 
Prozeß fortschreitender Konzentration im umfassen- 
den Sinne und auf allen Gebieten wird als die 
„eigentliche Sozialkrankheit unserer Zeit" bezeich- 
net; er bedeutet die Zerstörung „der Mitte", der 
Selbständigen mit bescheidenem und mittlerem Ein- 
kommen, mit Eigentum, Verantwortung und den 
Bürgertugenden, ohne die eine freie und geordnete 
Gesellschaft auf die Dauer nicht existieren kann. :i ) 

cc) Die Nachteile für den Wettbewerb als Ord- 
nungsprinzip 

Eine auf der persönlichen Freiheit beruhende Ge- 
sellschaft kann als Grundlage ihres wirtschaftlichen 
Lebens nur eine Ordnung anerkennen, in der die 
Entfaltung der persönlichen Leistungsfähigkeit ge- 
währleistet ist und auf allen Wirtschaftsgebieten 
Geltung erlangen kann. Voraussetzung für eine sol- 
che Entfaltung ist die Möglichkeit, daß der Wirt- 
schaftende Eigentum bilden kann und im Wettbe- 
werb mit anderen ein Spannungsverhältnis in der 
durch den Preis gesteuerten Wirtschaft mitbegrün- 
det, wo der wirtschaftlich Untüchtige durch den 
Tüchtigeren ersetzt wird. Die hierdurch erzielte Dy- 
namik bedeutet einen laufenden Wandel: Es treten 
ständig neue Unternehmen auf; Kleinbetriebe wach- 
sen zu Mittelbetrieben oder rücken an die Stelle von 
ausscheidenden Betrieben. 

Da mit wirtschaftlichem Eigentum auch wirtschaft- 
liche Macht verbunden ist, sind mit der Existenz 
einer breiten Schicht von Mittelunternehmen die 
Machtverhältnisse im ganzen gesehen ausgeglichen. 

In einer Wirtschaftsordnung, deren Zuschnitt 
durch Großunternehmen und Konzerne bestimmt ist, 
sind Machtverhältnisse gegeben, die das Gleich- 
gewicht zum mindesten dann stören, wenn die 
Konzentration zu einer Vermachtung führt, die die 
Preise manipuliert, die Marktwirtschaft aushöhlt 
und die freiheitliche Gesellschaftsordnung bedroht 
und gefährdet. Vor dieser Gefahr muß die Wirt- 
schaftsordnung bewahrt werden. Die Frage ist also 
dahin zu stellen, wie der marktwirtschaftliche 
Organismus vor der Gefahr der Vermachtung mit 
ihren schädlichen Wirkungen auf die Gesellschafts- 
ordnung bewahrt werden kann, jedenfalls von wel- 
chem Punkte ab eine Vermachtung bekämpft wer- 
den soll. 

4. Das gegenwärtige Ausmaß der Konzentration 
und die Schwierigkeit der Messung 

Um diese Fragen beantworten zu können, muß 
das Ausmaß und die Bewegung der Konzentration 
erkannt werden. Die Feststellung des Konzentra- 
tionsgrades innerhalb eines Industriebereichs zum 
Zwecke einer analytischen Auswertung begegnet 
großen Schwierigkeiten. 

Die einzigen für eine vergleichende Betrachtung 
der verschiedenen Industrien greifbaren Maßein- 
heiten sind Produktionswerte und Beschäftigten- 
ziffern; man kann zu Kennziffern über den Grad 
industrieller Konzentration gelangen, indem man 

;i ) Röpke, Wilh.: Jenseits von Angebot und Nachträge 

Stuttgart 1958 S. 48 ff. 


die Produktions- oder Beschäftigtenziffern der 
größten Unternehmen eines Industriezweiges zur 
Gesamtproduktion dieser Industrie in Beziehung 
setzt. Dennoch können solche Merkmale in die Irre 
führen, wenn man sie zur Grundlage von Maßnah- 
men machen will, die dem Allgemeinwohl dienen. 
Beispielsweise kann die Investierung neuer und 
moderner Maschinen über eine bessere Kostenlage 
eine Preissenkung der Produkte gestatten und da- 
neben noch einen Abbau der Belegschaftszahl er- 
möglichen, so daß der Nominalwert der Produktion 
oder die Beschäftigtenziffer oder gar beide sinken 
können und damit der Anschein erweckt werden 
kann, die Marktbeherrschung des Unternehmens sei 
geringer geworden, obwohl dieses tatsächlich bei 
niedrigerem Verkaufspreis nunmehr einen größeren 
Marktanteil errungen hat. 

Sicherlich kann auch die Methode der genauen 
Analyse des Grades der Monopolmacht Aufschluß 
über den Grad der Konzentration verschaffen. Aber 
dieser Schluß ist keineswegs zwingend. Es gibt In- 
dustrien, die trotz ihres geringen Konzentrations- 
grades monopolartigen Charakter auf regionalen 
Märkten haben. Umgekehrt kann der Grad der 
Marktbeherrschung bei hoher Konzentration gemin- 
dert sein durch Entstehen verstärkter Substitutions- 
konkurrenz und Marktausweitung. 

Vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt ist die 
optimale Betriebsgröße ein gewisser Maßstab da- 
für, wie weit auch die Unternehmenskonzentration 
gebilligt werden kann. Im Hinblick aber auf das 
Gewicht der Kräftezusammenballung im Markte 
und ihre Wirkung für die Gesamtwirtschaft können 
einwandfreie Aussagen noch nicht gemacht werden. 

5. Die dem Bundeskarteilamt vom G WB zugewiesene 

Aufgabe der Beobachtung der wirtschaftlichen 
Konzentration 

a) Die Bedeutung statistischer Unterlagen für die 
Beurteilung der Konzentration 

Voraussetzung für jede Beurteilung der Konzen- 
tration ist eine Bestandsaufnahme über die zurZeit 
bestehenden Verflechtungen und Zusammenschlüsse; 
sodann müssen die Veränderungen erfaßt werden; 
erst aus diesen lassen sich Ausmaß und Richtung 
der Konzentrationsvorgänge erkennen. 

Als Material für die Durchleuchtung der Konzen- 
trationsvorgänge kann nur das dienen, was bekannt- 
geworden und nachprüfbar ist. Das bedeutet, daß 
Konzentrations Vorgänge betriebstechnisch-organisa- 
torischer Art im allgemeinen nicht laufend erfaßt 
werden können, da hierüber keine oder wenig 
Nachrichten in die Öffentlichkeit gelangen. 

Die aus der monatlichen Industrieberichterstattung 
(Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten) sowie der 
jährlich im September durchgeführten Industrie- 
berichterstattung für Kleinbetriebe (Betriebe mit 
weniger als 10 Beschäftigten) gewonnenen Zahlen 
gestatten eine Statistik, in der die Zahl der Betriebe 
mit der Beschäftigtenzahl und der Umsatzgröße 
gekoppelt wird. Aus der Verschiebung der prozen- 
tualen Anteile der einzelnen Betriebsgrößenklassen 
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am Gesamtbestand ließen sich gewisse Kennziffern 
über Konzentrationsvorgänge betriebstechnisch- 
organisatorischer Art erarbeiten, die durch die Er- 
gebnisse der alle 10 Jahre durchgeführten Arbeits- 
stättenzählung ergänzt werden können. 

Die im Wege der kapitalmäßigen Verflechtun- 
gen durchgeführte Unternehmenskonzentration wird 
durch solche Statistiken allerdings nicht sichtbar. 
Hierzu sind Feststellungen erforderlich, die die 
Eigentumsverhältnisse der Unternehmen erfassen. 
Von diesen stehen nur die Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften a. A. unter einem Publizi- 
tätszwang; die Form der „Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung", ursprünglich für die „kleine" 
Kapitalgesellschaft gedacht, wird heute auch vor 
großen Kapitalgesellschaften in Anspruch genom- 
men. Unternehmensgruppen, die in einer Personal- 
gesellschaft zusammengeschlossen sind, sind in ihren 
Eigentumsverflechtungen statistisch nicht erfaßbar. 

Das Statistische Bundesamt hat für das Jahr 1956 
mit der statistischen Erfassung der Verteilung des 
Eigentums an Aktiengesellschaften begonnen. 4 ) 

An Hand der Bilanzveröffentlichungen wurde er- 
mittelt, wie groß der Anteil von Dauer-, Schachtel- 
und Publikumsbesitz am Grundkapital der Mehrheit 
der deutschen Aktiengesellschaften ist, wobei der 
Dauerbesitz nochmals in solchen der öffentlichen 
Hand, des Auslands und sonstiger Kapitalseigner 
unterschieden wird. Das Ergebnis ist, daß bei einem 
Gesamtaktienkapital von 23,8 Mrd. DM 

34 v. H. auf Dauerbesitz, 

26 v. H. auf Schachtelbesitz, 

40 v. H. auf Publikumsbesitz 
entfallen. 

Der Aussagewert dieser Zahlen wird durch ge- 
wisse Eigenarten der statistischen Erfassung beein- 
trächtigt, auf die das Statistische Bundesamt zum 
Teil selbst hinweist. Aus der Kapitalverflechtung 
der Aktiengesellschaften untereinander ergeben sich 
bei der Ermittlung des Schachtelbesitzes Doppel- 
zählungen, die eine Summe von 6,2 Mrd. DM aus- 
machen. Geht man von dem um diese Zahl bereinig- 
ten Aktienkapital von 17,6 Mrd. DM aus, so ver- 
schieben sich die Relationen zugunsten des Publi- 
kumsbesitzes. 

Die statistische Grundlage und Bestandsaufnahme 
der Unternehmenskonzentration ist danach noch kei- 
neswegs ausreichend. Sie müßte zudem ergänzt wer- 
den durch Branchenuntersuchungen und zusätzliche 
Erhebungen. 

Hier stellen sich wichtige und durchaus lösbare 
Aufgaben wie z. B. die Feststellung der Verflechtung 
der Grundstoffindustrie mit Unternehmen der Ver- 
arbeitung und des Handels. 

b) Pflichten und Rechte des Bundeskartellamtes nach 
§ 23 

Der Gesetzgeber hat dem Bundeskartellamt durch 
5 23 lediglich die Beobachtung wirtschaftlicher Kon- 

4 ) Statistisches Bundesamt, Veröffentlichung Nr. 188 „Das 
Eigentum am Kapital der Deutschen Aktiengesell- 
schaften' 1 


zentration zugewiesen, ihm jedoch jede direkte Ein- 
wirkung auf den Konzentrationsvorgang versagt. 
Der Regierungsentwurf hatte für den Zusammen- 
schluß von Unternehmen zunächst gewisse Bedin- 
gungen gestellt. Zusammenschlüsse sollten erlaub- 
nispflichtig sein, sofern sie eine nicht nur lokale 
Marktbeherrschung zur Folge hätten. Das GWB hat 
diese Vorschrift nicht aufgenommen, sondern — um 
überhaupt ein Bild von dem Konzentrationsvorgang 
in der Bundesrepublik zu gewinnen — bestimmte 
Zusammenschlüsse von Unternehmen einer An- 
zeigepflicht unterworfen. 

Mit der unverzüglichen Anzeige des Zusammen- 
schlusses ist der öffentlichen Pflicht zunächst genügt. 
Das Bundeskartellamt ist zwar durch das Gesetz 
unter bestimmten Voraussetzungen berechtigt, die 
Beteiligten gemäß § 24 weiterhin in Anspruch zu 
nehmen; doch enthalten die Bestimmungen des § 24 
nur eine Ermächtigung zur Einholung weiterer In- 
formationen, keinesfalls aber zum Erlaß von Anord- 
nungen. Die Einwirkungsmöglichkeit des Bundes- 
kartellamtes gegenüber der Konzentration ist auf 
eine schlichte Erörterung des Konzentrationsvorgan- 
ges mit den Beteiligten beschränkt. 

Gegenüber marktbeherrschenden Unternehmen 
hat das Bundeskartellamt bei mißbräuchlicher Aus- 
nutzung der Marktstellung, beim Fordern von Prei- 
sen oder bei der Gestaltung von Geschäftsbedingun- 
gen oder beim Kopplungsverkauf Eingriffsrechte 
nach § 22 Abs. 3 und 4; nach vorheriger Abmahnung 
kann es das mißbräuchliche Verhalten untersagen 
und Verträge für unwirksam erklären. Außerdem hat 
auch das Bundeskartellamt auf die Beachtung der 
Bestimmungen des § 26, d. i. des Diskriminierungs- 
verbotes mit (über die Schadensersatzklage erreich- 
barem) indirektem Kontrahierungszwang und des 
Behinderungsverbotes zu achten. 

c) Die bisherigen Erfahrungen mit der Anwendung 
des § 23 

Die Meldungen nach § 23 sind aus dem Dritten 
Kapitel V. zu ersehen. Nach den Feststellungen des 
Bundeskartellamtes wird die Anzeigepflicht trotz 
der Sanktion des § 39 Abs. 1 Nr. 2 in ungenügendem 
Maße beachtet. Das Bundeskartellamt war deshalb 
in weitem Umfange auf Nachrichten der Wirtschafts- 
presse, Geschäftsberichte und Auszüge aus Haupt- 
versammlungen angewiesen. Um nachprüfbare Un- 
terlagen zu erhalten, mußte das Bundeskartellamt 
dann die betreffenden Unternehmen zur Meldung 
auffordern. 

6. Die Möglichkeiten, Konzentrationsvorgänge 
zu beeinflussen 

Dem Bundeskartellamt sind danach Möglichkeiten 
direkter hemmender Einflußnahme auf Konzentra- 
tionsvorgänge nicht gegeben. Möglichkeiten indirek- 
ter Beeinflussung hängen in erster Linie davon ab, 
daß es gelingt, die Vorgänge finanzieller Konzen- 
tration statistisch so zu erfassen, daß horizontale 
und vertikale Verflechtungen einzelner Unterneh- 
men für die Form der Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien aufgezeigt 
werden können. 
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Erst auf der Grundlage eines objektiven Bildes 
der Konzentration würde eine Würdigung der Ur- 
sachen und Wirkungen möglich werden. Sollten 
diese Feststellungen Veränderungen der Markt- 
struktur ergeben, durch die der Wettbewerb auf dem 
Markte ausgeschaltet oder wesentlich beeinträchtigt 
wird, sollte das Bundeskartellamt die Befugnis er- 
halten, der Verwirklichung der Konzentrationsab- 
sicht entgegenzutreten. 

In welcher gesetzestechnischen Form die Verstär- 
kung der Befugnisse des Bundeskartellamtes zu be- 
gründen ist, bedarf eigehender Überlegungen und 
kann hier nur angedeutet werden. 

Denkbar wäre ein Anmelde- oder Erlaubnisver- 
fahren, bei dem die beabsichtigten Konzentrationen 
dem Bundeskartellamt zur Beurteilung vorzulegen 
sein würden, bevor sie rechtswirksam werden kön- 
nen. Zu erwägen wäre auch die Einführung eines 
Vorverfahrens, bei dem die Beteiligten eine Stel- 
lungnahme des Bundeskartellamtes zu der beabsich- 
tigten Konzentration einholen können, ohne die 
erforderlichen Rechtsgeschäfte vorher abschließen 
zu müssen. 

Die angodeuteten Verfahren bieten die Möglich- 
keit, daß Entscheidungen getroffen werden können, 
die auf Untersuchungen in den einzelnen Fällen 
beruhen: sie sind einem Verfahren vorzuziehen, das 
das gleiche Ziel mit Hilfe von selbst wirksam wer- 
denden gesetzlichen Bestimmungen erreichen will. 
Die annedeuteten Verfahren bieten ferner den Vor- 
teil. daß die Beurteilung von Konzentrationsvoroän- j 
gen durch das Bundeskartell amt an absolute Maß- 
stäbe wie Umsatz, Kapitalausstattung, Beschäftig- 
tenzahl des in Frage stehenden Unternehmens ge- 
knüpft werden könnte. Die bisherigen Erfahrungen 
mit § 23 haben gezeigt, daß der Marktanteil keine 
sichere Beurteilungsgrundlage für die Meldung ab- 
gibt. Eine sichere Grundlage für die Beurteilung ist 
aber notwendig, weil die nicht zu vermeidende 
Rechtsunsicherheit einer schwebenden Unwirksam- 
keit im Anmelde- bzw. Erlaubnisverfahren nicht 
noch dadurch erhöht werden darf, daß die in Be- 
tracht kommenden Unternehmen nur schwer fest- 
stellen können, ob die von ihnen vorgesehenen 
Maßnahmen unter die Konzentrationsbestimmun- 
gen fallen. 

Uber diese Überlegungen hinaus wird man auch 
Untersuchungen dahin anstellen müssen, ob die auf 
anderen Rechtsgebieten geltenden Vorschriften kon- 
zentrationsfördernde Tendenzen auslösen. 

Auf dem Gebiete des Gesellschaftsrechts sind die 
Dinge, soweit sie die Aktiengesellschaften und die 
Kommanditgesellschaften auf Aktien betreffen, 
durch den von der Bundesregierung dem Bundestag 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über die Kapi- 
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über die 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie durch den 
Referentenentwurf eines Aktiengesetzes in Fluß ge- 
kommen. Auf dem Gebiet des Steuerrechts erstrek- 
ken sich die Unersuchungen vor allem auf die 
steuerliche Organschaft sowohl im Bereich der Um- 
satz- wie der Einkommensteuer, auf dem Gebiete 
des Patentrechts in der Hauptsache auf einen Wan- 


del in der Auslegung des Begriffs des öffentlichen 
Interesses im § 15 PatGes. 

Die Bemerkungen können nicht ohne den Hin- 
weis abgeschlossen werden, daß mit dem Hinein- 
wachsen der nationalen Märkte in übernationale 
Wirtschaftsgemeinschaften auch das Konzentrations- 
problem anders beurteilt werden kann. Bisherige 
marktbeherrschende Unternehmen werden neuen 
Wettbewerbern gegenüberstehen; hierdurch werden 
sich ihre Stellungen verändern. Außer diesen Ent- 
wicklungen zeichnen sich für die Zukunft schwer- 
wiegende Änderungen in der Struktur und im 
Standort der industriellen Fertigung ab, die vor 
allem mit der Auswertung der Kernenergie und der 
Aufnahme von Grundindustrien in Entwicklungs- 
ländern in Zusammenhang stehen. 

II. Das mittlere Unternehmen im beschränkten 
und unbeschränkten Wettbewerb 

1. Vorbemerkung 

Vielfach wird von Gefahren für die mittleren Un- 
ternehmen gesprochen — solche Gefahren, die durch 
Wettbewerbsbeschränkungen, insbesondere durch 
Unternehmenskonzentration und Kartellierung dro- 
hen, und solchen, die von schrankenloser Konkur- 
renz der Großunternehmen gegenüber den mittleren 
Unternehmen ausgehen. 

Der konkrete Nachweis einer Gefährdung der 
mittleren Unternehmen, die nur ein — wenn auch 
zahlenmäßig überwiegender — Teil unserer Wirt- 
schaft und Gesellschaft sind, sowie die konkrete Be- 
griffsbestimmung der mittleren Unternehmen über- 
haupt, stößt auf erhebliche Schwierigkeiten. Es 
wurde bisher weder eine eindeutige begriffliche 
noch eine brauchbare statistische Abgrenzung der 
mittleren Unternehmen gefunden. 

Es sind in der Literatur verschiedene Abgren- 
zungsvorschläge gemacht worden, von denen aller- 
dings keiner voll befriedigt. Zwei Beispiele, welche 
die Betriebe nach Größengruppen an Hand der Be- 
schäftigungszahl gliedern, zeigen die Schwierigkeit 
der Abgrenzung. 


Größenklasse 

Beispiel A 

Beispiel B 

Kleinbetriebe 

1 bis 9 

1 bis 49 


Beschäftigte 

Beschäftigte 

Mittelbetriebe 

10 bis 199 

50 bis 499 


Beschäftigte 

Beschäftigte 

Großbetriebe 

200 und mehr 

500 und mehr 


Beschäftigte 

! 

Beschäftigte 


Gliedert man nach diesem Einteilungsschema bei- 
spielsweise Industrie und Handwerk der Bundes- 
republik Deutschland nach dem Stande von 1956, 
so ergeben sich nachstehende unterschiedliche 
Strukturen : l ) 

b Quelle der absoluten Zahlen: Statisches Jahrbuch für 
die Bundesrepublik Deutschland 1958 S. 182 und 212 
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Beispiel A 



Beispiel B 


Bezeichnung 

insge- 

samt 

Betrie 

1 bis 9 

be mit . . 

10 bis 199 

. . . Beschäftigten 

200u h nd ; Ibis 49 
mehr 

j 50 bis 499 

1 

500 und 
mehr 

Betriebe 

Anzahl 

in 

1000 

845,3 

727,1 

111,6 

6,6 

823,6 

19,3 

2,4 


v. H. 

100 

86,0 

13,2 i 

0,8 

97,4 

2,3 

i 

0,3 

Beschäftigte 

Anzahl 

in 

Mio 

10,925 

2,063 

3,923 

4,939 

4,521 

i 

1 

2,762 | 

3,642 


v. H. 

WO 

18,9 

35,6 

\ 

45,5 

41,5 

25,0 

33,5 


Während im Fall A 111 600 (13,2 v. H.) Betriebe 
3,9 Mio (- 35,6 v. H.) Beschäftigte in Industrie und 
Handwerk auf sich vereinigen, entfallen im Falle B 
2,7 Mio (— 25 v. H.) Beschäftigte auf nur 19 300 
(-= 2,3 v. H.) mittlere Betriebe. Im Falle A werden 
727 100, im Falle B aber 823 600 Betriebe als Klein- 
betriebe angesehen. Ähnliche Schwierigkeiten er- 
geben sich bei der Abgrenzung der Handelsbetriebe, 
Verkehrsbetriebe, Energiebetriebe usw. Außerdem 
sind solche quantitativen Abgrenzungsmerkmale 
mehr oder weniger relativ und allein nicht geeignet, 
das gesamte Gefüge aller Strukturelemente eines 
Unternehmens genügend erkennen zu lassen. Aus 
den derzeit vorhandenen Behelfszahlen — so- 
wohl der Bundesrepublik Deutschland 2 ) als auch 
der USA 3 ) — läßt sich eine akute Gefährdung der 
mittleren Unternehmen nicht erkennen; ebensowenig 
schließen sie aus, daß eine Gefährdung besteht. 4 ) 

Gleichwohl muß — unabhängig von den unzu- 
reichenden statistischen Unterlagen — ■ der Versuch 
unternommen werden, sich Klarheit über die Stel- 
lung der mittleren Unternehmen im beschränkten 
und unbeschränkten Wettbewerb zu verschaffen. 

2 ) Entsprechende Zahlen sind enthalten in 

Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1937 
S. 135; Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik 
Deutschland 1958 S. 182 und 212; Berichte des Statisti- 
schen Bundesamtes über die Arbeitsstättenzählung 
nichtlandwirtschaftlicher Arbeitsstätten in der Bun- 
desrepublik 1950; Schriftenreihe des Deutschen In- 
dustrie- und Handelstages Heft Nr. 53 „Stärkung der 
Mittelschichten' 1 S. 10 bis 13; A. Fr. Utz „Der Mittel- 
stand in der Wirtschaftsordnung heute", Heidelberg, 
1959 S. 36 bis 40, 280 bis 288 

:i ) United States, Department of Commerce, Statistical 
Abstract of the United States, Government Printing 
Office, Washington, 1957 S. 484 

4 ) Der Deutsche Industrie- und Handelstag stellt in sei- 
nem Tätigkeitsbericht für das Geschäftsjahr 1957/58 
„Um das Gleichgewicht in der Deutschen Wirtschaft" 
(S. 130) allerdings fest, „daß der Fortbestand der Mit- 
telschichten, global betrachtet, bisher nicht gefährdet 
war". 


2. Das mittlere Unternehmen 
im beschränkten Wettbewerb 

Als Motiv für Wettbewerbsbeschränkungen durch 
mittlere Unternehmen dient überwiegend die Ab- 
wehr gegen fremde Machtstellungen oder gegen 
scharfe, insbesondere „ruinöse" Konkurrenz. 

Bei der Durchsetzung von Wettbewerbsbeschrän- 
kungen sind die mittleren Unternehmen hauptsäch- 
lich auf Verträge angewiesen und nur in Ausnahme- 
fällen in der Lage, durch individuellen wirtschaft- 
lichen Druck an das gleiche Ziel zu gelangen. Die 
zumeist große Zahl der an der Wettbewerbs- 
beschränkung beteiligten Unternehmen führt beim 
Kartellabschluß zu erheblichen Einigungsschwierig- 
keiten. Das GWB gibt jedoch den Vereinigungen 
von mittleren Unternehmen in § 38 Abs. 2 Satz 3 die 
Möglichkeit für Empfehlungen an den Kreis der Be- 
teiligten, „bestimmte Preise zu fordern oder anzu- 
bieten oder bestimmte Arten der Preisfestsetzung 
anzuwenden, . . . wenn 1. dadurch wettbewerbs- 
fördernde Bedingungen gegenüber Großbetrieben 
oder großbetrieblichen Unternehmensformen ge- 
schaffen werden sollen und 2. die Empfehlungen aus- 
drücklich als unverbindlich bezeichnet sind und zu 
ihrer Durchsetzung kein wirtschaftlicher, gesell- 
schaftlicher oder sonstiger Druck angewendet wird“. 

Kartelle mittlerer Unternehmen sind in der Form 
denkbar, daß sich die mittleren (und kleinen) Unter- 
nehmen unter sich — häufig als eine Art Gegen- 
gewicht gegen die Großen — oder mit den Großen 
zusammenschließen. Dem Kartell der Kleineren 
droht immer die Gefahr des gezielten Ausspielens 
der Marktmacht der Großen. Im zweiten Falle kann 
zwar der offene Vernichtungswettbewerb ausge- 
schlossen werden, jedoch droht den mittleren Unter- 
nehmen häufig die Gefahr, dabei vor die Interessen 
der Großen gespannt zu werden und sich deren 
Marktdiktat beugen zu müssen. 

Es mag sein, daß Kartelle für die mittleren Unter- 
nehmen in mancher Hinsicht vorteilhaft erscheinen, 
etwa dadurch, daß sie „ruinöse" Konkurrenz besei- 
tigen, den Markt beruhigen, die Markttransparenz 
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erhöhen, die Rationalisierung erleichtern und ge- 
wisse Kostenersparnisse mit sich bringen. 

Gegenüber diesen oft nur scheinbaren Vorteilen 
überwiegen jedoch die Nachteile. Am schwersten 
wiegt, daß die einzelnen dem Kartell angeschlosse- 
nen mittleren Unternehmen sich nach der Reaktions- 
fähigkeit des Kartell-Grenzbetriebes richten müs- 
sen, so daß ihre Marktanpassungsfähigkeit erheblich 
herabgemindert wird. Damit werden die mittleren 
Unternehmen in ihrer Hauptstärke, nämlich in ihrer 
Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit getroffen. 
Die Initiative wird geschwächt, die Unternehmer 
entwöhnen sich der selbständigen wirtschaftlichen 
Tätigkeit; die Bereitschaft zur Selbsthilfe wird ge- 
mindert, das Sicherungsbedürfnis überschätzt; die 
optimale Anpassung der Unternehmensgrößen an 
die wirtschaftliche und technische Entwicklung wird 
verhindert; der technische Fortschritt und die Pro- 
duktivitätssteigerung werden gehemmt; die Wett- 
bewerbsfähigkeit der mittleren Unternehmen fällt 
zurück. 

Ein besonderes Problem für die mittleren Unter- 
nehmen ist die im wesentlichen psychologische Be- 
einflussung dieser Unternehmen durch die Markt- 
führerschaft, vornehmlich in Form der Preisführer- 
schaft. Die Marktführerschaft ist sichtbarer Ausdruck 
einer in einem Wirtschaftszweig überwiegend an- 
erkannten Marktmacht. Die Geführten begeben sich 
weitgehend ihrer unternehmerischen Freiheit un/ 1 
passen sich dem Marktverhalten des Führenden an. 

Wie die horizontalen bieten auch die vertikalen 
Wettbewerbsbeschränkungen Vor- und Nachteile für 
die mittleren Unternehmen. 

Gewisse Vorteile bestehen für mittlere Unterneh- 
men, die anderen Unternehmen vertikale Wett- 
bewerbsbeschränkungen auferlegen können. Sie sind 
in der Lage, damit eine mehr oder weniger inten- 
sive Marktstrategie zu betreiben, nämlich zum 
Zwecke einer Stabilisierung des Absatzes und der 
Preise sowie einer langfristigen Unternehmens- 
Planung hinsichtlich Finanzierung, Produktion und 
Absatz (optimale Preismengen-Relation, langfristige 
Gewinnmaximierung). In manchen Fällen betrachten 
mittlere Unternehmer auch die ihnen auferlegten 
vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen als einen 
Vorteil. Als solche wird die Hilfestellung in den Be- 
triebsdispositionen, insbesondere in der Kalkulation 
(im Falle von Bruttopreislisten bzw. Preisbindung) 
und in der Auswahl der Abnehmer (im Falle der 
Vertriebsbindung) angeführt. 

Diesen Vorteilen steht aber eine Reihe schwer- 
wiegender vor allem gesamtwirtschaftlicher Nach- 
teile gegenüber. Die Reagibilität des Produktions- 
und Absatzprozesses auf Nachfrageänderungen wird 
herabgemindert und der Gefahr der Übersetzung auf 
der Produktions- und Absatzstufe wird Vorschub ge- 
leistet. Besonders die mittleren und kleinen Handels- 
unternehmen, die vertikalen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen unterworfen sind, geraten durch die siche- 
ren, weil gebundenen Handelsspannen in die Gefahr 
der Übersetzung; die selbständige unternehmerische 
Tätigkeit wird eingeengt; die Unternehmen werden 
weitgehend zu Verteilern,- der mittelständische Han- 
del verliert seine volkswirtschaftlich wichtige Funk- 


tion als Ausgleichsfaktor für Produktions- und Nach- 
frageschwankungen. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß Wettbewerbs- 
beschränkungen für die mittleren Unternehmen 
zwar einige punktuelle Vorteile bringen mögen, daß 
sie insgesamt betrachtet aber nicht nur Nachteile 
für die Gesamtwirtschaft, sondern auch für die ein- 
zelnen Unternehmen in sich bergen, welche auf 
lange Sicht die Existenz der mittleren Unternehmen 
ernsthaft gefährden müssen. Die Sicherung der Exi- 
stenz der mittleren Unternehmen wird jedenfalls 
auf diesem Wege nicht erreicht. Insbesondere ver- 
mögen die Wettbewerbsbeschränkungen nicht, die 
Stellung der mittleren Unternehmen gegenüber den 
Großunternehmen nachhaltig zu festigen. Gesamt- 
wirtschaftlich bedenklich ist dabei der Versuch, 
einer Marktübermacht in wettbewerbskonträrer 
Weise durch Schaffung einer Marktgegenmacht zu 
begegnen. 

3. Das mittlere Unternehmen 
im unbeschränkten Wettbewerb 

Die mittleren Unternehmen sind ihrem Wesen 
nach spezifisch „Wettbewerbsunternehmen“ und 
ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Unternehmun- 
gen nach die Hauptträger des Wettbewerbs. Die 
Anzahl und die verhältnismäßig geringe Unterneh- 
mensgröße bedingen, daß die einzelnen Unterneh- 
men auf den Markt keinen bestimmenden Einfluß 
auszuüben vermögen. Der Zwang zu fortgesetzter 
Leistungssteigerung erfordert eine systematische 
und markt-orientierte Betriebsführung mit straffem 
Rechnungswesen, schafft Elastizität und Anpassung 
an sich ändernde ökonomische Gegebenheiten. Die 
Überschaubarkeit der Unternehmens-Organisation, 
der unmittelbare Kontakt mit den individuellen 
Kundenwünschen und die günstigeren Vorbedin- 
gungen für eine Umstellung des Produktionsprozes- 
ses fördern die Anpassungsfähigkeit. Mittlere Un- 
ternehmen weisen außerdem wegen des meist un- 
mittelbaren Einflusses der Unternehmer selbst eine 
beachtliche Kostenelastizität auf. 

Initiative, Anpassungsfähigkeit und Marktnähe 
bieten die besten Voraussetzungen für die mittleren 
Unternehmen, sich auf vielen Gebieten ein eigenes 
Marktfeld zu sichern, auf dem sie den Großunter- 
nehmern sogar überlegen sein können. 

Die Folge ist, daß Großunternehmen im Interesse 
ökonomischer Arbeitsteilung mittlere Unternehmen 
entweder als Zulieferanten verschiedener Spezial- 
teile oder als Ergänzung ihrer auf den Massen- 
bedarf abgestellten Produktion heranziehen. 

Im unbeschränkten Wettbewerb besteht die Ge- 
fahr, daß derjenige in den ökonomischen Grenz- 
bereich gerät und unter Umständen aus dem Wirt- 
schaftsprozeß ausscheiden muß, der in seinem Lei- 
stungsbestreben erlahmt. Gefährdungen drohen 
dem einzelnen Unternehmen auch von dem Miß- 
brauch der Wettbewerbsfreiheit durch andere — 
vornehmlich große — Unternehmen. Unter der Vor- 
aussetzung jedoch, daß die mittleren Unternehmen 
ihre Leistungen unablässig verbessern und der 
Mißbrauch der Wettbewerbsfreiheit verhindert wird, 
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erscheint die wettbewerbliche Steilung der mittleren 
Unternehmen auch ohne marktfremde Privilegien 
stark genug, um sich auf die Dauer nicht nur am 
Markte zu halten, sondern sich auch weiter zu ent- 
falten. Kartellfreiheit für die mittleren Unternehmen 
würde dagegen in Anbetracht des volkswirtschaft- 
lichen Gewichtes dieser Unternehmensgruppe zu 
einer allgemeinen Erstarrung der wirtschaftlichen 
Kräfte führen. 

Gleiche Wettbewerbsfreiheit und Gleichheit der 
Spielregeln im Wettbewerb, d. h. gleiche Erfolgs- 
aussichten bei gleicher Leistung für alle Unterneh- 


men, sind in unserer Wirtschaftsvorfassiing und 
Rechtsordnung noch keineswegs verwirklicht. Als 
wirtschafts- und wettbewerbspolitische Folgerung 
muß daher der Abbau noch vorhandener Wett- 
bewerbsbeschränkungen in der Wirtschaft im allge- 
meinen, im Bereiche der mittleren Unternehmen im 
besonderen, angestrebt werden. Mit dem GWB als 
allgemeinem Wettbewerbsförderungsmittel wurde 
auf diesem Wege bereits ein wichtiger, aber für 
sich allein noch nicht ausreichender Schritt vorwärts 
getan. Dieser Schritt kann nur als Anfang gewertet 
werden. 
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Entsprechend der Aufgabenstellung für diesen Be- 
richt läßt die Geschäftsübersicht über das erste Jahr 
erkennen, mit welchen Verwaltungs- und Bußgeld- 
verfahren das Amt im ersten Jahr seines Bestehens 
befaßt worden ist. Sie gibt zwar einen ersten Über- 
blick über die weitreichenden Aufgaben, die das 
GWB dem Bundeskartellamt zugewiesen hat, ver- 
mag aber für sich allein genommen keinen Eindruck 
von der umfassenden Beratungs- und Unterrichtsauf- 
gabe zu vermitteln, der sich das Bundeskartellamt 
angesichts der im ersten Kapitel geschilderten Aus- 
gangslage und der Vielzahl materiell- und formell- 
rechtlicher Probleme seines Aufgabengebietes ge- 
genübersieht. Um diese Aufgabe der Erschließung 
eines neuen Rechtsgebietes zu veranschaulichen, 
sind im vierten Kapitel in schwerpunktmäßiger Dar- 
stellung die wichtigsten materiellen Bereiche der ge- 
setzlichen Regelung und die hierbei in erster Linie 
zu entscheidenden Fragen aufgeführt worden. 

Diejenigen Bereiche, in denen dem Amte nur 
wenige Wettbewerbsbeschränkungen zur Kenntnis 
gekommen sind, oder hinreichende Erfahrungen 
nicht gesammelt werden konnten, wie die des Ver- 
kehrs, der Landwirtschaft, des Kreditwesens, d£r 
vertikalen wettbewerbsbeschränkenden Verträge 
des § 18, die Mißbrauchsaufsicht über marktbeherr- 
schende Unternehmen und der Bereich des wettbe- 
werbbeschränkenden und diskriminierenden Ver- 
haltens der §§ 25 bis 27, wurden nicht besonders 
behandelt. Hierbei wurde davon ausgegangen, daß 
es nicht Aufgabe des Berichtes sein konnte, die ge- 
setzlichen Bestimmungen zu kommentieren, sondern 
Erwägungen und Schlußfolgerungen vor dem Hin- 
tergrund der gegebenen Ausgangslage auf Grund 
von Erfahrungen darzustellen. 

In diesem Rahmen war zu zeigen, daß das Bun- 
deskartellamt das ihm vom Gesetzgeber zur Erfor- 
schung und Durchdringung zugewiesene Neuland 
mit Zurückhaltung betreten hat. Es erscheint sach- 
gemäß und natürlich, daß die Haupttätigkeit im 
ersten Jahr die Erfassung der Tatbestände und die 
Sichtung der materiellen und formellen Probleme 
sein mußte. Das Amt ist am Ende dieses Zeitraumes 
noch nicht in der Lage, auf die meisten der wettbe- 
werblichen Fragen, die zu einem großen Teil zu- 
gleich strukturelle und soziologische sind, eine Ant- 
wort zu geben. Die Erfahrungen des ersten Jahres 
zeigen, daß die grundsätzliche Lösung der gestell- 
ten Probleme erst nach einer großen Anzahl von 
Einzelentscheidungen möglich sein wird. Es ist zu- 
nächst wichtig, jeden einzelnen Fall einer vorhan- 
denen oder angestrebten Beschränkung des Wett- 
bewerbs im Rahmen der besonderen Situation des 
betreffenden Wirtschaftszweiges und der an der Be- 
schränkung teilnehmenden Unternehmen zu unter- 
suchen und unter Berücksichtigung seiner Auswir- 
kungen auf die Wettbewerbswirtschaft entspre- 
chend den für diesen Fall aufgestellten gesetzlichen 
Bestimmungen zu entscheiden. 


ßwort 

Die Ausfüllung der zahlreichen im Gesetz ent- 
haltenen unbestimmten Rechtsbegriffe mit konkre- 
tem Inhalt durch die Entscheidungspraxis der Kar- 
tellbehörden und der Gerichte wird, wie schon der 
Generalbericht des Abgeordneten Dr. Hellwig bei 
Verabschiedung des GWB mit Recht betont hat, 
einen größeren Zeitraum in Anspruch nehmen, 
wobei die erkennbar gewordene Neigung der Wirt- 
schaft, aufgetretene Zweifelsfragen mit dem Bundes- 
kartellamt zu erörtern und sie im Wege der Bera- 
tung ohne Endentscheidung auszuräumen, diesen 
Zeitraum sicherlich verlängern wird. Es ist auch 
noch keine Übersicht über diejenigen Entscheidun- 
gen deutscher Gerichte in bürgerlichen Rechtsstrei- 
tigkeiten gegeben worden, die sich aus diesem 
Gesetz oder aus Kartellverträgen oder Kartell- 
beschlüssen ergeben haben. Zwar liegt bereits eine 
größere Anzahl von Entscheidungen vor, jedoch hat 
sich der Bundesgerichtshof bisher erst in zwei Ver- 
fahren mit Fragen der Zuständigkeit der Kartell- 
gerichte und der Aussetzung des Verfahrens J ) und 
in dem bekannten Urteil vom 8. Oktober 1958 mit 
Fragen der Preisempfehlung befaßt, die in diesem 
Bericht im Vierten Kapitel behandelt worden sind. 
Es wird erwartet werden können, daß gerade durch 
die Entscheidungen der Gerichte in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten die gekennzeichneten verlang- 
samenden Tendenzen in der Ausfüllung dieses 
Rechtsgebietes wieder ausgeglichen werden. 

Mit Rücksicht auf die im Vordergrund der wirt- 
schaftspolitischen Erörterungen stehende Konzentra- 
tionsfrage und ihre unmittelbare Beziehung zum 
Mittelstand, hat es sich der Bericht zur Aufgabe ge- 
macht, in Abweichung von seiner sonstigen Syste- 
matik diese Fragen unter Zugrundelegung der zu- 
sammengefaßten Erfahrungen des Amtes und in dem 
durch das Gesetz gezogenen ordnungspolitischen 
Rahmen darzustellen. Hierbei hat sich das Amt von 
der Hoffnung leiten lassen, daß die bei ihm gesam- 
melten Erfahrungen und die dadurch ermöglichten 
Folgerungen zur objektiven Betrachtung dieses 
Problems beitragen könnten. 

Es ist offensichtlich, daß dieser Bericht noch keine 
zuverlässigen Feststellungen über die Gesamtheit 
der in der Wirtschaft der Bundesrepublik wirk- 
samen Wettbewerbsbeschränkungen und damit über 
den Vermachtungsgrad der deutschen Wirtschaft 
erlaubt. Man wird nicht erwarten dürfen, daß die 
Vorschriften des Gesetzes schon völlig in das Rechts- 
bewußtsein der Wirtschaftenden und der Öffent- 
lichkeit eingegangen sind, es erscheint denkbar, daß 
eine gewisse Anzahl praktizierter Wettbewerbs- 
beschränkungen dem Bundeskartellamt bisher nicht 
mitgeteilt oder sonst bekanntgeworden sind. Auch 
über die wirtschaftlichen Auswirkungen der vor- 
handenen Beschränkungen läßt sich nach dem ersten 


9 Beschluß des Bundesgerichtshofes vom 9. Juli 1958 
KAR 1/58 — 1 ZR 185/55 — 
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Jahr der Tätigkeit ein Urteil nicht abgeben. Ein 
solches Urteil ist abhängig von der genauen Durch- 
dringung der Auswirkungen solcher Beschränkun- 
gen auf die einzelnen Unternehmen, auf den ge- 
samten Wirtschaftszweig und die Wirtschaftsord- 
nung. Hierzu bedarf es im allgemeinen über län- 
gere Zeiträume sich erstreckender Untersuchungen. 

Dennoch wird bei Betrachtung des Gesamtbildes 
gesagt werden können, daß das Gesetz und die 
Einsetzung der Kartellbehörden im ganzen gesehen 
die mit seiner Verabschiedung verbundenen Erwar- 
tungen zum großen Teil erfüllt hat: Bei der Be- 


trachtung der aus den Tabellen ersichtlichen, bei 
den Kartellbehörden zur Beurteilung vorliegenden 
Wettbewerbsbeschränkungen und der Wirtschafts- 
zweige, in denen diese Wettbewerbsbeschränkun- 
gen vorgenommen wurden, wird festgestellt werden 
können, daß das Gesetz die beabsichtigte retardie- 
rende Wirkung auf die Durchführung von Beschrän- 
kungen wirtschaftlicher Freiheit gehabt hat und da- 
mit seinen Hauptzweck, nämlich die Erhaltung der 
Wettbewerbsintensität der deutschen Wirtschaft und 
die Aufrechterhaltung der individuellen Freiheit 
auf wirtschaftlichem Gebiet erfüllt. 
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